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schon entpolitisiert. Trotz aller propagandistischen Ausnutzung moralischer 
und juristischer Begriffe ist die Welt immer noch in einem hochpolitischen 
Zustand; sie gruppiert sich immer noch nach Freund und Feind und jene 
Moralisierung und Juridifizierung, einschließlich der „Entpolitisierung“ 
lent ganz konkreten politischen Gruppierungen und Interessen. Die 
Völker leben leider immer noch „untereinander im Naturzustand“. Das 
haben die großen Naturrechtslehrer des 17. und 18. Jahrhunderts, und zwar 
gerade auch große Völkerrechtslehrer behauptet, und auf diese Formel 
möchte ich unter dem Eindruck der letzt jährigen Erfahrungen nachdrück¬ 
lichi hinweisen. Die I ormel vom „Naturzustand“ ist kein absolutes Dogma, 
wohl aber eine sehr ernst zu nehmende Umschreibung für bestimmte Seiten 
und Eigenarten zwischenstaatlicher Beziehungen; sie beweist mehr intel- 
ektuelle Redlichkeit als die meisten unterschiedslosen Redensarten von 
er Herrschaft „des ‘ Rechts; sie läßt das, was es im Völkerrecht an echtem 
Recht gibt, in seiner spezifischen Ordnung erkennen und vermeidet dadurch 
irreführende Übertragungen aus wesentlich anderen Rechtsgebieten, ins¬ 
besondere aus dem innerstaatlichen Privatrecht; sie geht von dem Pluralis- 
mus der konkret existierenden Staaten aus und vermeidet die illusorische 
hküon einer Weiteinheit; und endlich gibt sie ein prägnantes, in zahl¬ 
reichen Fällen der Wirklichkeit entsprechendes Bild. Wie von selbst hat 
sich im Lauf der vorliegenden kurzen Ausführungen immer wieder eine 
lierfabel eingestellt, als treffende Illustration der völkerrechtlichen Wirk¬ 
lichkeit Warum drängen sich jedem Deutschen, der über die Behandlung 
seines Landes in diesen letzten zehn Jahren nachdenkt, jene Tierfabeln 
auk Wa rui u konnte man an der Hand irgendeines klassischen Fabel¬ 
buches, Aesop oder Lafontaine, eine klare, einleuchtende Theorie der Poli- 
w „ , , Völ T kerreAts entwickeln und die bekannten Geschichten - vom 

Wolf und dem Lamm, dem Storch und den Fröschen, von der Schuld an der 
Pest, welche Schuld natürlich den Esel trifft — ohne weiteres auf Deutsch¬ 
land übertragen? Hier zeigt sich der Sinn jener lehrreichen und frudit- 
baren f ormel vom „Naturzustand zwischen den Völkern“. In ihm geht 
jedes Volk erbarmungslos zugrunde, das sich seiner konkreten Lage nicht 
mehr gewachsen zeigt und sich auch nur einen Augenblick bereden läßt, 
sein natürlichstes, selbstverständlichstes und allererstes Recht zu vergessen, 

Existenz ^ aS ReCllt aUf eine frCie ’ Unabhän ^ e ’ eini S e und ungeteilte 





13. Wesen und Werden des faschistischen Staates 1 (1929) 


Das Buch gibt in musterhafter Klarheit und Geschlossenheit ein Bild 
der geschichtlichen Entwicklung, der Soziologie und Ideologie des Faschismus 
bis zum Jahre 1927. In einem Aufsatz: „Idee und Wirklichkeit im Faschis¬ 
mus“ (Schmollers Jahrbuch, Band 52) hat der Verfasser das Thema weiter¬ 
geführt. Trotz mancher früheren guten und gründlichen deutschen Arbeiten 
über den Faschismus dürfte erst mit diesem Buch das Niveau wissenschaft¬ 
licher Objektivität und Deutlichkeit erreicht sein, mit welcher die Gewiß¬ 
heit einer fruchtbaren Erörterung gegeben ist. Das Buch hat außerdem 
eine Reihe von weiteren Eigenschaften, die seinen Wert noch erhöhen. Es 
nimmt ohne parteipolitisch-subalterne Beschränktheit in verständiger 
Sachlichkeit Stellung und wagt sogar eine Prognose. Dadurch unterscheidet 
es sich sehr vorteilhaft auf der einen Seite von den Äußerungen enthusi¬ 
astischer Bewunderer und blindwütiger Beschimpfer, unter denen leider 
auch bekannte deutsche Gelehrte zu finden sind; andererseits mißbraucht 
es nicht die Begriffe von Objektivität und Wissenschaftlichkeit, um in 
abwartender Ängstlichkeit klaren Erkenntnissen und Formulierungen 
auszuweidien. Dabei versteht es sich von selbst, daß die Prognosen des 


Buches nicht etwa von der Art jener Prophezeiungen sind, die man in den 
Jahren 1923 bis 1925 nicht nur in Zeitungsartikeln lesen konnte und deren 
schönstes Beispiel ein vorgeblich ganz unpolitischer Satz eines wissen¬ 
schaftlichen Vortrages ist, der im Februar 1925 verkündete: „Mussolinis 
Sturz ist nur mehr eine Frage der Zeit.“ 

Angesichts der klaren und geschlossenen Darstellung eines solchen 
Buches kann es sich für eine kurze Besprechung nicht darum handeln, den 

[ sehr komprimierten und konzisen Inhalt zu wiederholen, sondern nur 
einige Gesichtspunkte geltend zu machen, die sich vom Standpunkt und 
vom Fach des Besprechers aus ergeben. Ich möchte daher zunächst einige 
staatstheoretische Hinweise Vorbringen. Soweit es sich dabei um Verfas¬ 
sungsfragen handelt, kann ich auf die ausgezeichnete Abhandlung von 
Gerhard Leibholz: „Zu dem Problem des faschistischen Verfassungs¬ 
rechts“ (Berlin 1928) Bezug nehmen. Was die eigentlich staatstheoretische 
Konstruktion angeht, so tritt meiner Meinung nach bei dem Verfasser nicht 
deutlich genug das spezifisch staatliche Problem hervor, das sich in die 
Frage zusammenfassen läßt: Ist es denkbar, daß heute ein Staat gegen¬ 
über den wirtschaftlichen und sozialen Gegensätzen und Interessen die 
Rolle des höheren Dritten spielt (das ist der Anspruch des faschisti- 

1 Erwin von Beckerath: Wesen und Werden des faschistischen Staates. Berlin 
(Springer) 1927; 155 Seiten. 
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sdien Staates); oder ist er notwendigerweise nur der bewaffnete Diener 
einer jener wirtschaftlichen und sozialen Klassen (die bekannte marxi¬ 
stische These); oder ist er eine Art von neutralem Dritten, ein pouvoir 
neutre et intermediaire (was er bis zu einem gewissen Grade heute fak¬ 
tisch in Deutschland ist, wobei die Reste des alten Beamtenstaates die 
Rolle eines solchen pouvoir neutre spielen)? Nicht als ob diese Frage Herrn 
von Beckerath entgangen wäre; gerade die Überlegenheit des Faschismus 
über wirtschaftliche Interessen, sei es der Arbeitgeber, sei es der Arbeit¬ 
nehmer, und der, man kann sagen, heroische Versuch, die Würde des 
Staates und der nationalen Einheit gegenüber dem Pluralismus ökonomi¬ 
scher Interessen zu halten und durchzusetzen, tritt in Beckeraths Dar¬ 
stellung eindrucksvoll hervor. Aber sein staatstheoretisches Interesse 
richtet sich doch vor allem auf die Ideologie und auf den Gegensatz von 
faschistischer Ideologie auf der einen, demokratischer und parlamentari¬ 
scher Ideologie auf der anderen Seite. Infolgedessen ist die echte staats¬ 
theoretische Unterscheidung zu sehr mit dem Gegensatz bloß ideologischer 
Stichworte verwechselt. Daraus erklärt es sich wohl, daß der Faschismus 
in einen absoluten Gegensatz zur Demokratie gebracht wird (wodurch er 
sich vom Bolschewismus unterscheiden soll; S. 147, 149), daß er als etwas 
absolut Antidemokratisches aufgefaßt wird, während er in Wahrheit nur 
zu der liberalen Auflösung der echten Demokratie in einem derartig abso¬ 
luten Gegensatz steht. Hier hat der Verfasser meiner Ansicht nach die an 
sich natürlich längst bekannte Verschiedenheit von Demokratie und Libera¬ 
lismus nicht nachdrücklich genug im Auge behalten. Diese Verschiedenheit 
ist fundamental; sie beruht nämlich auf dem Gegensatz des politisdien 
und des wirtschaftlichen Denkens überhaupt. Die höchst geistvolle und 
elegante, aber doch schließlich unrichtige Formulierung, daß der Fasdiis- 
mus, wenigstens in „der ersten Stunde“, eine „Art l’art pour l’art auf poli¬ 
tischem Gebiete war (S. 25), und das irreführende Prädikat „romantisch“ 
(S. 24) erkläre idi mir aus einer Unklarheit über das Wesen des bürger¬ 
lichen Liberalismus und einer Vermengung, die noch nicht restlos auf die 
Konfusion des 19. Jahrhunderts verzichtet. Der konsequente Liberalismus 
hat seine Heimat teils im ökonomischen, teils im Ethischen und ist im 
übrigen ein kunstvolles System von Methoden zur Schwächung des Staates. 
Er lost vom Ethischen und ökonomischen her alles spezifisch Politische und 
spezifisch Staatliche auf. Demokratie dagegen ist ein Begriff, der ebenso 
spezifisch in die Sphäre des Politischen gehört. Echter Nationalismus, all¬ 
gemeine Wehrpflicht und Demokratie sind nun einmal „dreieinig, nicht zu 
trennen , und der zäsaristisch gesinnte Demokrat ist ein alter geschicht¬ 
licher Typus (Sallust!). Die große Steigerung des staatsbürgerlichen und 
nationalen Selbstbewußtseins bei der Masse der Italiener, insbesondere bei 
den Bauern, den „Ivolonen , eine Steigerung, die der Faschismus jedenfalls 
erreicht hat und die von einem so guten und vorurteilsfreien Beobachter 
wie Paul Scheffer als eine Hauptleistung des Faschismus bezeichnet 
wird, kann man nicht gut in einen Gegensatz zur Demokratie bringen. Daß 
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der Faschismus auf Wahlen verzichtet und den ganzen „elezionismo haßt 
und verachtet, ist nicht etwa undemokratisch, sondern antiliberal und ent¬ 
springt der richtigen Erkenntnis, daß die heutigen Methoden geheimer 
Einzelwahl alles Staatliche und Politische durch eine völlige Privatisierung 
gefährden, das Volk als Einheit ganz aus der Öffentlichkeit verdrängen 
(der Souverän verschwindet in der Wahlzelle) und die staatliche Willens¬ 
bildung zu einer Summierung geheimer und privater Einzelwillen, das 
heißt in Wahrheit unkontrollierbarer Massenwünsche und -ressentiments 
herabwürdigen. Gegen ihre tatsächlich desintegrierende Wirkung kann 
man sich nur schützen, wenn man im Sinne von Rudolf S m e n d s Inte¬ 
grationslehre eine Rechtspflicht des einzelnen Staatsbürgers konstruierte, 
bei der geheimen Stimmabgabe nicht sein privates Interesse, sondern das 
Wohl des Ganzen im Auge zu haben — angesichts der Wirklichkeit des 
sozialen und politischen Lebens ein schwacher und sehr problematischer 
Schutz. Jene Gleichsetzung von Demokratie und geheimer Einzelwahl aber 
ist Liberalismus des 19. Jahrhunderts und nicht Demokratie. Auch das neue 
faschistische Gesetz über die politische Repräsentation vom 17. Mai 1928, 
das den Stimmberechtigten nur die Möglichkeit gibt, zu einer von der 
Regierung vorgelegten Kandidatenliste Ja oder Nein zu sagen, ist nur im 
Sinne jener liberalen Privatisierung undemokratisch. Es führt in Wahr¬ 
heit zum Plebiszit, wie auch Beckerath (Schmollers Jahrbuch, Band 52, 
S. 213; ebenso Leibholz, S. 27) richtig erkennt. Ein Plebiszit ist aber nichts 
Undemokratisches. Darüber kommt auch die radikalste und unmittelbarste 
Demokratie nicht hinweg, daß das Volk nur akklamieren oder nur Ja 
oder Nein sagen kann; und angesichts der unentrinnbaren Abhängigkeit 
von Fragestellung und Vorschlagslisten ist es eben politisch und infolge¬ 
dessen auch demokratisch gedacht, Fragestellung und Vorschlagslisten von 
der Regierung ausgehen zu lassen und nicht anonymen Cliquen und Inter¬ 
essentengruppen anheimzugeben, die sie in tiefstem Geheimnis fabrizieren 
und aus einem undurchsichtigen und unverantwortlichen Dunkel heraus 
einer teils parteimäßig organisierten, teils hilflos schwankenden Masse von 
geheim abstimmenden Einzelnen unterbreiten. Wie die Dinge heute liegen, 
ist in keinem Land der Kampf um den Staat und das Politische ein Kampf 
gegen eine echte Demokratie, aber ebenso notwendig ist er ein Kampf 
gegen die Methoden, mit denen das liberale Bürgertum des 19. Jahr¬ 
hunderts den damaligen, heute längst erledigten monarchischen Staat 
geschwächt und gestürzt hat. 

Es ist sehr auffällig, daß zwei Staaten wie das bolschewistische Rußland 
und das faschistische Italien die einzigen sind, die den Versuch gemacht 
haben, mit dem überlieferten Verfassungsklischee des 19. Jahrhunderts zu 
brechen und die großen Veränderungen in der wirtschaftlichen und sozialen 
Struktur des Landes auch in der staatlichen Organisation und in einer 
geschriebenen Verfassung zum Ausdruck zu bringen. Die großen und 
führenden Industriestaaten (zu denen Italien immerhin noch nicht gehört) 
halten merkwürdigerweise trotz aller Änderungen ihrer sozialen und 
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wirtschaftlichen Struktur an dem überlieferten Verfassungsschema von 
1789 und 1848 fest. Auch die Weimarer Verfassung von 1919 entspricht im 
wesentlichen dem alten Typus und könnte, wie Rathenau richtig gesagt 
hat, von 1848 sein. Dagegen sind in dieser Hinsicht, das heißt für die staats¬ 
organisatorische Anerkennung der neuen wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme, die bolschewistische und die faschistische Verfassung überaus 
modern und eigentliche „Wirtschafts-Verfassungen“. Ich erkläre mir das vor¬ 
läufig folgendermaßen: Gerade nicht intensiv industrialisierte Länder wie 
Rußland und Italien können sich heute eine „Wirtschafts-Verfassung“ 
geben. In hochentwickelten Industriestaaten dagegen ist die innerpolitische 
Lage ganz beherrscht von dem Phänomen der „sozialen Gleichgewichts¬ 
struktur“ zwischen Kapital und Arbeit, Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
Dieses Phänomen, wohl von Otto Bauer zuerst erkannt und benannt, 
ist dann von O. Kirchheimer in einem interessanten Aufsatz in der Zeit¬ 
schrift für Politik (Bd. 17, 1928, S. 596) staats- und verfassungstheoretisch 
behandelt worden. Wenn es heute zum hochentwickelten modernen Indu¬ 
striestaat gehört, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer einander mit 
ungefähr gleicher sozialer Macht gegenüberstehen und jedenfalls keine 
dieser Gruppen ohne einen furchtbaren Bürgerkrieg der anderen eine 
radikale Entscheidung aufdrängen kann, so sind auf legalem Wege soziale 
Entscheidungen und fundamentale Verfassungsänderungen nicht möglich, 
und alles, was es an Staat und Regierung gibt, ist dann mehr oder weniger 
eben nur der neutrale (und nicht der höhere, aus eigener Kraft und 
Autorität entsdieidende) Dritte. Eine Suprematie des Staates gegenüber 
der Wirtschaft ist nur mit Hilfe einer geschlossenen, ordensmäßigen Organi¬ 
sation durdiführbar. Sowohl der Faschismus als auch der kommunistische 
Bolschewismus bedarf zu seiner Überlegenheit über die Wirtschaft eines 
solchen „Apparates“. Die soziologischen Benennungen, die Herr von 
Beckerath hier gebraucht (S. 141), sind terminologisch nidit klar, weil sie 
Partei, Orden und Kaste nicht scharf genug trennen. Doch ist es für eine 
staatstheoretische Betrachtung wesentlich, auch im sprachlichen Ausdruck 
zu unterscheiden. Wie soll der Staat der höhere und mäditigere Dritte sein, 
wenn er nicht eine starke, festformierte, in sich geschlossene und daher 
nicht wie die Partei auf freier Werbung beruhende, hierardiische Organi¬ 
sation zur Verfügung hat? Der ungeheuren neuen Aufgabe ist nur eine 
solche neue Organisation gewachsen. Es gehört zum Schicksal Deutschlands, 
daß es bereits vor hundert Jahren eine großartige philosophische Theorie 
vom Staat als dem höheren Dritten produziert hat, die von Hegel über 
Lorenz von Stein zu den großen Nationalökonomen (wie Schmoller und 
Knapp) geht, die dann einer ziemlich rohen Verflachung anheimflel und 
leicht als Lehre vom Obrigkeitsstaat verschrien werden konnte, weil ihr in 
der soziologischen Wirklichkeit keine neue, mit soziologischem Bewußtsein 
der neuen Situation geschaffene Organisation entsprach, sondern nur ein 
gut diszipliniertes und technisiertes Beamtentum in Verbindung mit einer 
traditionalistisch verhärteten, national verwirrenden Pluralität von 
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Dynastien, deren ideelle Grundlage der politisch lähmende Begriff der 
Legitimität war 1 . Der Faschismus dagegen legt aus guten Gründen Wert 
darauf, revolutionär zu sein. 

Auch Herr von Beckerath stellt fest, daß der faschistische stato cor- 
porativo, mit seinem Versuch einer Einigung und Harmonisierung von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerschaft, bisher nicht gelungen ist. „Die 
Spannungen lösen sich in einem Sieg der Regierung.“ Der faschistische 
Staat entscheidet nicht als neutraler, sondern als höherer Dritter. Das ist 
seine Suprematie. Woher kommt diese Energie und diese neue Kraft? Aus 
nationaler Begeisterung, aus der individuellen Energie Mussolinis, aus der 
Kriegsteilnehmerbewegung, vielleicht noch aus weiteren Gründen — das 
alles ist in Beckeraths Buch mit vorbildlicher Klarheit beschrieben. Aber 
die allgemeine Prognose, die er daraufhin stellt, scheint mir in der Frage¬ 
stellung nicht ganz den Kern der Sache zu treffen. Die Prognose geht dahin, 
daß die Majoritätsideologie sich, mit steigender Konzentration der wirt¬ 
schaftlichen und politischen Macht in wenigen Händen, zersetzen und daß 
der autoritäre Staat zugleich mit einer Umformung der politisdien Ideo¬ 
logie innerhalb der abendländischen Kulturgemeinschaft Terrain zurück¬ 
gewinnen werde (S. 154/155). Ich möchte die Frage, auf welche eine Prognose 
zu antworten hat, nicht so ideologisch stellen, sondern danach fragen, wem 
nach menschlicher Berechnung der von Mussolini aufgebaute Apparat, 
wenn er einmal ohne den jetzigen Motor weiterlaufen soll, seinem Wesen 

I nach auf die Dauer dienen muß, den kapitalistischen Interessen der Arbeit¬ 
geber oder den sozialistischen Interessen der Arbeitnehmer? Ich vermute, 
daß er, und zwar in demselben Maße, in dem er echter Staat ist, auf die 
Dauer den Arbeitnehmern zugute kommt, und zwar deshalb, weil diese 
heute das Volk sind und der Staat nun einmal die politische Einheit des 
Volkes ist. Nur ein schwacher Staat ist kapitalistischer Diener des Privat¬ 
eigentums. Jeder starke Staat — wenn er wirklich höherer Dritter ist und 
nicht einfach identisch mit den wirtschaftlich Starken — zeigt seine eigent¬ 
liche Stärke nicht gegenüber den Schwachen, sondern gegenüber den sozial 
und wirtschaftlich Starken. Cäsars Feinde waren die Optimaten, nicht das 
Volk; der Staat des absoluten Fürsten mußte sich gegen die Stände durch¬ 
setzen, nicht gegen die Bauern usw. Daher können die Arbeitgeber und 
insbesondere die Industriellen einem faschistischen Staat niemals ganz 
trauen, und müssen sie vermuten, daß er sich eines Tages im Ergebnis zu 
einem Arbeiter Staat mit Planwirtschaft entwickeln werde. Dieser Ver¬ 
mutung entsprechen manche Ausführungen Beckeraths (zum Beispiel 
S. 143), sie werden neuerdings von Paul Scheffer in einem sehr inter¬ 
essanten und bedeutenden Aufsatz offen ausgesprochen (Berliner Tage¬ 
blatt Nr. 613 vom 29. Dezember 1928). Dann träte — ein schönes Beispiel 

1 Man kann als Deutscher nur hoffen, daß dem deutschen Volk ein weiteres 
Sdiicksal erspart bleibe, das der junge Hegel angedeutet hat: „Es ist ein höheres 
Gesetz, daß dasjenige Volk, von dem aus der Welt ein neuer universeller Anstolt 
gegeben wird, selbst am Ende vor allen übrigen zugrunde geht, und sein Grundsatz, 
aber es selbst nidit, bestehe“ (Sdiriften zur Politik, Ausgabe Lasson, o. 9o). 
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für die List der weltgeschichtlichen Idee — der Fall ein, daß, ähnlich w' 
Bismarck unter dem Wutgeschrei der Liberalen 1863 bis 1870 wesentlich 6 
Teile eines echt liberalen Programms verwirklicht hat, so Mussolini ' 6 
erbitterten Kampf gegen die offiziellen Hüter des Sozialismus eine sozial 
listische Armatur geschaffen hätte. Damit soll nicht ausgeschlossen sein daß 
möglicherweise auch einmal einige liberale Rückschläge eintreten können 
w*enn die Führung durch Mussolini aufhört. Nur würde ein solcher Rück' 
schlag meiner Ansicht nach nichts anderes bedeuten als den Versuch, jener 
immanenten, zur staatlichen Planwirtschaft führenden Konsequenz und 
Richtung des heute aufgebauten faschistischen Apparates zu entgehen, und 
der Versuch wäre nur möglich unter völliger Zertrümmerung des ganzen 
Apparates und blinder Restauration des alten Liberalismus, eine Restau¬ 
ration, die Beckerath am Schluß seines Aufsatzes in Schmollers Tahrhnrä 
für unmöglich erklärt. 

Endlich noch ein Wort zur Ergänzung der Ausführungen über den stato 
etico und die Staatsethik des Faschismus. Man darf die faschistischen Ideen 
über den Staat nicht, auch nicht im gegensätzlichen Verhältnis, an den 
Maßstäben und Worten messen, die seit dem 18. Jahrhundert im europä¬ 
ischen Bürgertum selbstverständlich geworden sind. Alle solchen Worte 
gehören ja zu der Atmosphäre ideologischen Betruges, die heute von 
Millionen empfunden und gehaßt wird. Wie alle starken Bewegungen, sucht 
auch der laschismus sich von ideologischer Abstraktheit und Scheinformen 
zu befreien und zum konkret Existentiellen zu gelangen. Auch das faschi¬ 
stische Ethos geht von jenem Gefühl des Betrogenseins aus, das man seit 
dem 19. Jahrhundert überall feststellen kann, das nicht nur ein prole¬ 
tarischer Affekt ist und das nach dem Weltkrieg in romanischen Ländern 
einen stärkeren Ausdruck gefunden hat als in Deutschland 1 . Der faschi¬ 
stische Staat will mit antiker Ehrlichkeit wieder Staat sein, mit sichtbaren 
Machtträgern und Repräsentanten, nicht aber Fassade und Antichambre 
unsichtbarer und unverantwortlicher Machthaber und Geldgeber. Das 
starke Gefühl des Zusammenhangs mit der Antike ist nicht nur Dekoration, 
was Herr von Beckerath auch gewiß nicht annimmt. Man kann es aus jener 
Reaktion gegen abstrakte Entpolitisierungen begreifen, in Verbindung mit 
dem einfachen geschichtlichen Faktum, daß der große Staat des europä¬ 
ischen Kontinents im eigentlichen Sinn immer ein klassisches Gebilde war 
und in der Tradition klassischen Denkens bleiben muß. Das gilt für die 
mit der Renaissance und dem Barock entstehenden Staaten und für die 
großen Zeiten des französischen wie des preußischen Staates; es gilt auch 
ür die letzte große Staatsphilosophie Hegels, deren Wurzel tief in die 
Antike reichen. Wenn der Faschismus sich dem marxistischen Sozialismus 
überlegen fühlt, so trifft dieses Uberlegenheitsgefühl vor allem den sozia¬ 
listischen Menschheitsbegriff und seinen ideologisdi-abstrakt-gespenstisdien 
onismus, ein echt liberales Erbstück, das der proletarische Sozialismus 
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nur so lange weiterschleppen wird, als er nicht im Besitz der staatlichen 
Macht ist, und das der Faschismus überwunden zu haben glaubt, weil er 
den konkreten Pluralismus der Völker und Nationen, der vielen verschie¬ 
denen Bourgeoisien und der vielen verschiedenen Proletariate, mit antiker 
Simplizität erkennt und weiß, daß das italienische Volk seine konkrete 
Art nationalen Seins nur mit einem Aufgebot politischen Willens bewahren 
kann. 


14. Der unbekannte Donoso Cortes (1929) 

Wenn man versucht, mit wenigen Linien Donoso Gortes in die poli¬ 
tische Ideengeschichte des 19. Jahrhunderts einzureihen, kann man nur 
mit einer Bitte um Entschuldigung und vielen Vorbehalten beginnen. Denn 
es handelt sich um einen Mann, von dem außerhalb Spaniens heute kaum 
noch der Name bekannt ist und dessen Name in Spanien politische Miß¬ 
verständnisse hervorruft, weil er in weitem Maße zum Parteisymbol wurde. 
Zudem war Donoso in gewissem Sinne ein Konvertit, wenigstens insofern 
er als liberaler Staatsrechtslehrer begann und als theoretischer Herold 
einer konservativen Diktatur endete, die er mit großer prophetenhafter 
Geste einem liberalen Jahrhundert verkündete. Alle Antipathien, die sich 
mit dem Worte Diktatur verbinden und die selbst den objektivsten Be¬ 
trachter einer Diktatur in Verdacht bringen, müssen sich daher gegen 
Donoso Cortes anhäufen, und sowohl ihn selber wie jeden, der ihm 
gerecht zu werden sucht, trifft der alte lateinische Satz: Rumor dictatoris 
injucundus bonis. 

Ich möchte in voller Unparteilichkeit über diesen merkwürdigen Mann 
sprechen, soweit das im Rahmen einer kurzen Erörterung möglich und 
einem Nichtspanier erlaubt ist. Dabei soll nicht ein Referat über seine 
sämtlichen politischen Theorien und Meinungen, sondern nur eine Er¬ 
klärung seines Mißerfolges versucht werden. Es wäre freilich nicht schwer, 
einfach zu behaupten, daß Donoso kaum eine nennenswerte dauernde Wir¬ 
kung gehabt habe, vielmehr einem größeren europäischen Publikum heute 
ganz unbekannt sei und auch nicht verdiene, der Vergessenheit entrissen 
zu werden. Aber es wäre nicht nur zu bequem und einfach, sondern auch 
töricht und ungerecht, einen zweifellos bedeutenden Denker in der Ver¬ 
gessenheit zu lassen, in die er geraten ist. Die Vergessenheit Donosos selbst 
ist in Wahrheit ein seltsames und keineswegs einfaches Phänomen. Der 
politische und literarische Erfolg war zu seinen Lebzeiten, namentlich in 
der Zeit von 1849 bis 1853, in ganz Europa außerordentlich groß. Manche 
seiner Reden und seiner Schriften wirkten auf den ganzen europäischen 
Kontinent geradezu faszinierend. An vielen Zeugnissen läßt sich die große 
Wirkung noch feststellen und belegen, für das protestantische Deutschland 


8* 


























116 


Der unbekannte Donoso Cortes 


insbesondere durch Äußerungen von Sdielling, Ranke und Friedrich Wil 
heim IV. Alle empfanden diesen Spanier als etwas Ungewöhnliches und" 
Droßes. Dazu kommen viele, immer erneute Bemühungen, seine Schrift 
zu verbreiten; es sind Übersetzungen ins Deutsche, Französische und Ita^ 
lienische veranstaltet worden; auch hat man mehrmals versucht, Stelle 
seiner Schriften und Reden in einer Auswuhl zu sammeln. Wenn man ihn 
trotzdem außerhalb Spaniens in Europa nicht mehr als bekannt voraus¬ 
setzen kann, so enthalten die verschiedenartigen Gründe, welche diesen 
Mißerfolg und das Ausbleiben einer nachhaltigen Wirkung erklären ein 
interessantes Problem für sich. 

Zunächst liegen sie im Literarischen und Stilistischen. Viele Darlegungen 
Donosos bleiben im sprachlichen und literarischen Stil früherer, stark rhe¬ 
torischer Jahrhunderte und bewegen sich in Antithesen nach der Art von 

ossuet oder de Maistre, die man in einem romantischen Zeitalter nicht 
mehr liebte. Das ständige Fortissimo starker Worte — schrecklich, blutig 
furchtbar, entsetzlich, gewaltig — nutzt sich ab, es ermüdet und verfehlt 
sein Ziel. Barbey d’Aurevilly hat diese im Rhetorischen liegende Schwäche 
gleich erkannt und kritisiert; Eugenio d’Ors spricht sehr treffend von dem 
Barock einer Prozession gewaltiger Bilder. Dazu kommt die theologi- 
sierende Art seines Hauptwerkes, des Essays über Katholizismus, Libera¬ 
lismus und Sozialismus, der — man darf sagen unglücklicherweise — am 
meisten verbreitet und übersetzt ist. In diesem Werk gehen die großartigen 
und hinreißenden Stellen unter in langwierigen theologischen Darlegungen 
und Donoso erscheint hier als der Typus des theologisierenden Laien, was 
er weder in seinen Reden und Briefen und noch weniger in seinem Wesen 
ist. Er stellt ausführliche dogmatische Erörterungen an und gerät dadurch 
m die gefährliche Situation, daß jeder Berufstheologe ihn überlegen in 
seine Schranken weisen kann. Das ist dem großen Diplomaten denn auch 
m schlimmstem Maße widerfahren. Ein französischer Theologe Gaduel, 
er ihm in keiner Hinsicht auch nur entfernt gleichkommt, hat ihm eine 
Menge dogmatischer Ungenauigkeiten und Irrtümer nachgewiesen, und der 
iheoretiker der Diktatur und des Dezisionismus, der gegen den letzten 
äußersten Feind, den atheistischen Sozialismus, ausgezogen war, sah 
sich plötzlich in einem Dickicht unabsehbarer Kontroversen, die sich in 
seinem eigenen Lager erhoben und den Boden untergruben, auf dem die 
großartige Apodiktizität seiner diktatorischen Haltung stand. Die Theo¬ 
logie, die er als das einzige feste Fundament politischer Theorien hin¬ 
stellte, enthielt mehr Möglichkeiten von Disputationen und Distinktionen, 
als er zugeben durfte, und die Rolle des theologisierenden Laien er¬ 
wies sich als inkompatibel mit der Rolle des Theoretikers der politischen 
Diktatur. 

Auk im Inhalt seines Gedankenganges liegen hinreichende Gründe für 
seine Unpopularität und seinen Mißerfolg. Die Menschenverachtung, die 
sich in seinen Schriften äußert, ist zu groß und tief, als daß sie, wie 
bei manchen Pessimisten des 19. Jahrhunderts, romantisch interessant 
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un d anziehend wirken könnte. Sie ist ernst und furchtbar und scheint 
namentlich in den letzten Jahren seines Lebens oft dem Wahnsinn nahe. 
Der alte Goya hat kaum schlimmere und gräßlichere Szenen gemalt, 
als sie bei Donoso erscheinen. Für ihn ist der Mensch ein wider iches, 
lächerliches, von der Sünde völlig zerstörtes, dem Irrtum anheimgefallenes 
Wesen, das, wenn nicht Gott selbst es erlöst hätte, verächtlicher wäre als 
das Reptil, das mein Fuß zertritt. Für ihn ist die Weltgeschichte nur das 
taumelnde Dahintreiben eines Schiffes, mit einer Mannschaft betrunkener 
Matrosen, die gröhlen und tanzen, bis Gott das Schiff ins Meer stoßt, dami 
wieder Schweigen herrscht. Das alles ist zu schrecklich, als daß es einen 
Autor im 19. Jahrhundert angenehm und populär machen könnte; es wird 
außerdem nicht etwa als okkasionelle, romantisch-pessimistische Impres¬ 
sion vorgetragen, sondern als Dogma und System. Auch die po itis en 
Ansichten, die in den Briefen mit unbefangener Lebendigkeit ausgesprochen 
werden, erscheinen im Essay in einen systematischen Rahmen gesperr 
und lassen ihren Urheber als einen Systempolitiker und einen politischen 
Doktrinär erscheinen, der an sich schon etwas Unsympathisches hat und 
nun erst recht, wenn er mit solchem vernichtenden Pessimismus und solcher 
Menschenverachtung auftritt. Denn eine Diktatur ertragen die Menschen 
des 19. Jahrhunderts nur dann, wenn sie im Namen eines humanitären 
Optimismus auftritt, so, wie sie den Krieg nur als Krieg gegen den I rieg 
und die Sklaverei nur im Namen der Freiheit zulassen. 

Aus dem eigenartigen Eindruck, den eine solche Verbindung von katho¬ 
lischer Theologie und politischem System auf einen Protestanten hervor- 
rufen muß, erkläre ich mir auch Bismarcks starken Affekt gegen Donoso, 
wie er an einer Stelle der „Gedanken und Erinnerungen“ plötzlich hervor¬ 
bricht. Bismarck hielt es für möglich, daß Österreich und Frankreich nach 
dem Kriege von 1870 auf dem gemeinsamen Boden des Katholizismus ein¬ 
ander näherkommen und auch Bayern in ihre Kombination hmemziehen 
würden. Er fürchtete ein katholisches System der Außenpolitik, ln der 
Politik der Kaiserin Eugenie scheint das wirklich ein starkes Motiv gewesen 
zu sein und dort zu phantastischen Plänen geführt zu haben, die auf eine 
Vereinigung aller katholischen Mächte — Frankreich, Österreich, Bayern, 
die Rheinlande, Spanien, sogar Lateinamerika — gerichtet waren Der 
bloße Gedanke an die Möglichkeit eines gewaltigen katholischen Kom¬ 
plexes von großer außenpolitischer Kraft mußte für Bismarck aufregend 
und beunruhigend sein. Meiner Auffassung nach liegt in solchen Befürch¬ 
tungen eine sehr wichtige, wenn auch noch nicht genügend beachtete Wurzel 
des deutschen Kulturkampfes, denn Bismarck hat aus den Revolutions¬ 
jahren von 1848/49 von Donoso gewußt, er kannte als konservativer Preuße 
den Berliner Freund Donosos, den russischen Gesandten von Meyendortt, 
er kannte die Kaiserin Eugenie und die Hintergründe des Planes, Mexiko 
unter einem habsburgischen Erzherzog zu einem Kaisertum zu machen; 
er wußte insbesondere, wie tief alle diese Politiker davon überzeugt waren, 
daß das protestantische und das katholische Deutschland zwei verschiedene 
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Staaten bilden mußten. Hier konnte Bismarcks Besorgnis einen gefährlichen 
außenpolitischen Feind der nationalen Einheit Deutschlands erblicken 
umgekehrt die Idee der nationalen Einheit Deutschlands in den Aua-p 6 
onosos und seiner Freunde ein gefährlicher und unnatürlicher für 
Deutschland und Europa unerträglicher Irrtum war. 

Seine theoretischen Ansichten mußten dem spanischen Katholiken also 
von vielen Seiten her Abneigung und Mißtrauen einbringen. Es nützte 
ihm nichts, sondern war nur ein weiterer Grund seines Mißerfolges, daß 
er als praktischer Politiker ein ausgezeichneter, klarer und praktischer 
lplomat war und keineswegs ein apokalyptischer Schwärmer oder Phan- 
ast. Vergleicht man seine politische Theorie mit seiner diplomatischen 
Praxis, so ergibt sich eine kaum kompatible Verbindung eines eschato- 
logisehen Propheten mit einem zielbewußten Diplomaten von Fach. Eugenio 
, rs hat dafür eine unübertreffliche Formel geprägt: calido retorico frio 
poiiüco. Theorie und Praxis mußten sich in einer solchen Situation gegen¬ 
seitig desavouieren. Die mit ungeheurer Wucht aufgestellten ideologischen 
ihesen forderten ununterbrochen den Vergleich mit bekannten, leicht zu 
durchschauenden Tatsachen heraus. Es ist nicht schwer, das heute zu wissen 
und allzu wohlfeil, sich daraufhin überlegen zu fühlen. Was seinen Kampf 
S l^ en o. e l n atheistisdlen Sozialismus angeht, so wendet sich Donoso aus¬ 
schließlich gegen Proudhon. Dieser anarchistische Sozialist war für ihn ein 
Teufel und Abgesandter der Hölle. Heute sehen wir, daß der Kampf gegen 
Proudhon mit falscher Front geführt wurde, und als der eigentliche Führer 
und Haresiarch des atheistischen Sozialismus erscheint heute Karl Marx 
Er ist der eigentliche Kleriker des ökonomischen Denkens, während 
roudhon eher als ein Moralist erscheint, der ganz in der lateinischen 
Iradition steht und dessen geistige Energie aus einer moralischen 
unporung über die kapitalistische Zerstörung der Familie entspringt. 
Gerade von Proudhon geht die stärkste und intensivste Kritik des Parla¬ 
mentarismus und Liberalismus aus; von ihm führt eine Linie über Georges 
bore! zum Faschismus, zum stato corporativo und zum Sowjetsystem, den 
eigentlichen Gegnern des heutigen Parlamentarismus. Aber in den ersten 
Jahren nach 1848 stand Proudhon im Mittelpunkt aller theoretischen Er¬ 
örterungen über Sozialismus, und Karl Marx war in Frankreich außerhalb 
der sozialistischen Kreise noch für lange Zeit ganz unbekannt. Heute sehen 
wir, was Donoso in seinem theologischen Kampf gegen Proudhon nicht 
emerken konnte, daß er in gewissem Sinne gegen einen Verbündeten 
und sogar Verwandten polemisierte, der mit ihm die Kombination von 
iberalismus und Demokratie bekämpfte, und zwar aus einer moralischen 
Strenge heraus, die ihm mit Recht den Namen eines „Römers“ ein¬ 
gebracht hat. 

Aber stärker und auffälliger als diese leicht erklärliche falsche Front 

1 iTV”“ 6 ! 6 ^ 1( äf rSprudl in der Politischen Situation Donosos. Seine 

große theoretische Bedeutung für die Geschichte der gegenrevolutionären 
iheorie liegt darin, daß er die legitimistische Argumentation aufgibt und 
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nicht mehr eine Staatsphilosophie der Restauration, sondern eine Theorie 
der Diktatur aufstellt. Hier steigert er seine Antithetik zu einem Bild des 
letzten Endkampfes zwischen Atheismus und Christentum, zwischen dem 
ungläubigen Sozialismus und den Resten einer christlich-europäischen Ge¬ 
sellschaftsordnung. Hier wird er in seinen bchriften apokalyptisch und 
eschatologisch. Aber in der konkreten Wirklichkeit betrieb er als frio 
politico“ eine Politik, die man unmöglich unter den 8”)ß a rt«en Aspekten 
des Jüngsten Gerichtes sehen kann. Denn was er m Wirklichkeit tat, war 
nichts anderes als die Unterstützung des Staatsstreiches Napoleons III. Man 
kann über die Innen- und Außenpolitik dieses Neffen des großen Napoleon 
und über den Versuch einer zäsaristischen und bonapartistischen Restau¬ 
ration denken, wie man will; man kann den Staatsstreich von 1851 aus 
mancherlei Gründen billigen und für etwas sehr Gutes halten, aber ihn 
mit apokalyptischen Ideen ideologisch zu fundieren, ist ganz unmöglich. 
Das Mißverhältnis von Pathos und Realität ist hier allzu groß In Wirklich¬ 
keit handelte es sich bei dem Staatsstreidi Napoleons III. doch nur um ein 
typisches Staatsproblem des europäischen 19. Jahrhunderts, nämlich um 
das Verhältnis von Legislative und Exekutive, um den Kampf einer stärken 
Exekutive gegen ein regierungsunfähiges Parlament, das weder selbs 
regieren konnte, noch zulassen wollte, daß ein anderer regierte. Napo¬ 
leon III., Bismarck und Mussolini haben die Frage einer regierungs¬ 
fähigen Exekutive verschieden gelöst, jedenfalls bedurfte es dazu keiner 
Eschatologie, und es kann die echte, immer vorhandene und notwendige 
Eschatologie nur gefährden, wenn man sie mit derartigen politischen An¬ 
gelegenheiten verbinden will. , . , , , 

Alle diese verschiedenen Gründe für seinen Mißerfolg lassen leicht den 
Eindruck entstehen, als wäre Donoso selbst widerlegt und die Vergessen¬ 
heit, in die er geraten ist, gerechtfertigt. Das ist nicht der Fall. Eine falsche 
Apologie wäre freilich aussichtslos, und es hätte keinen Wert, mit pole¬ 
mischer Überschätzung auf die Herabsetzung und Mißachtung des bedeuten¬ 
den Mannes zu antworten. Seine literarische Art ist nun einmal in weitem 
Maße veraltet, seine Methode überholt, und seine Argumente sind durch 
die geschichtliche Entwicklung teils relativiert, teils desavouiert. Trotzdem 
bleibt so viel an genialen Apercus und Intuitionen, daß man m ihm einen 
der größten politischen Denker des 19. Jahrhunderts erkennen muß. Ein 
Mann, der im Jahre 1848 vorausgesehen hat, daß die kommende sozia¬ 
listische Revolution nicht in London, sondern in Petersburg ausbrechen 
werde, der schon 1848 in der Verbindung von Sozialismus und Slawentum 
das eigentlich entscheidende Ereignis der kommenden Generation erblickte, 
ist ein politischer Denker von seltener Fähigkeit, in kombinierender Kon¬ 
struktion die ideellen Motive der Menschen in ihrer letzten politischen Kon¬ 
sequenz zu erkennen, und er verdient auch dann gehört zu werden, wenn 
er sich mit einem unmodern gewordenen Stil ins Theologische verliert, azu 
kommt, daß er in der Geschichte der Kritik des modernen Parlamentaris¬ 
mus alle entscheidenden Gesichtspunkte endgültig formuliert hat. Er hat 
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insbesondere die Problematik der bürgerlichen Diskussion in ihrem letzten 
Kern erkannt, indem er die Bourgeoisie als eine „diskutierende Klasse“ 
definiert und dem Versuch, einen Staat auf Diskussion aufzubauen, mit 
großer Kraft den Gedanken der Dezision entgegenstellt. Das bleibt eine 
große theoretische und politische Leistung. Er hat darüber hinaus noch die 
einzigartige Bedeutung, daß er in einer Zeit relativierender Auflösung der 
politischen Begriffe und Gegensätze und in einer Atmosphäre ideologischen 
Betruges den Zentralbegriff jeder großen Politik erkennt und durch alle 
trügerischen und betrügerischen Verschleierungen hindurch festhält und 
hinter den tagespolitischen die große geschichtliche und wesentliche Unter¬ 
scheidung von Freund und Feind zu bestimmen sucht. Er hat das ganz aus 
seiner Existenz heraus als spanischer Katholik getan, unter dem erschüttern¬ 
den Eindruck des kapitalistisch werdenden Europa, ohne jede persönliche 
Herrschsucht und Grausamkeit und, im Gegenteil, mit der ganzen un¬ 
berührten Humanität seines Wesens, die ihn als Menschen so liebenswert 
macht. Dieser Philosoph einer radikalen Diktatur hat von sich selbst gesagt, 
daß er nicht die Härte habe, um ein Diktator sein zu können — ein Zeugnis 
nicht gegen, sondern für seine Theorie, denn es beweist, daß seine Ideen 
von Kampf und Entscheidung aus der Betrachtung der politischen Dinge 
und der politischen Situation und nicht aus der privaten Bosheit eines 
menschenfeindlichen Gemüts entstanden. In seinem privaten Wesen hat 
Donoso etwas im besten Sinne Liberales, ist er sogar besser und wesen- 
hafter liberal als seine humanitär moralisierenden Gegner, und die eigent¬ 
liche Heimat aller liberalen Qualitäten ist doch die Sphäre des Individuell- 
Persönlichen, nicht die staatlicher und politischer Ideen. Es wäre wohl an 
der Zeit, diesen ungewöhnlichen und sympathischen Menschen als be¬ 
deutende Figur der europäischen Geistesgeschichte in ihrer Reinheit und 
Größe zu erkennen und sich nicht mehr an die Mängel und Unzulänglich¬ 
keiten seiner Demonstrationen zu halten, sondern an das seltene Phänomen 
einer in säkularen Horizonten stehenden politischen Intuition. 


15. Das Zeitalter 

der Neutralisierungen und Entpolitisierungen (1929) 

Rede gehalten auf der Tagung des Europäischen Kulturbundes 
in Barcelona am 12. Oktober 1929 

Wir in Mitteleuropa leben sous l’ceil des Russes. Seit einem Jahr¬ 
hundert hat ihr psychologischer Blick unsere großen Worte und unsere 
Institutionen durchschaut; ihre Vitalität ist stark genug, sich unserer Er¬ 
kenntnisse und Technik als Waffen zu bemächtigen; ihr Mut zum Ratio- 
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_ TTrnft zur Orthodoxie im Guten und 
ixalismus und zum Gegen ei , i * die y erbincbin g von Sozialismus 

im Bösen sind überwältigend. Sie hab im j abre 1848 als das 

und Slawentum realisiert, die Donos hrhuIlderts prophezeit hat. 

entscheidende Ereignis des^°”"j" kei!1 Lmenswertes Wort über■ Kultur 
Das ist unsere Lage. Man wird eigenen kulturellen und 

und Geschichte sprechen :kon:“ en ^ ^ gescbidltlkbe Erkenntnis 

geschichtlichen Situation bewu dgr Gegenwart ihr Licht und ihre 

Gegenwartserkenntnis ist, ^ der Gegenwart dient, weil aller 

Intensität erhält und im tiefst S ^ ^ Hegel vie i e , ^ besten 

Geist nur gegenwärtiger berühm ten Historikern der letz- 

Benedetto Groce, gesag . f , \y abrbe it noch vor Augen, und es 

ten Generation haben wir ie ei Materialhäufen darüber täuschen 

gibt heute niemanden mehr, S1 ,, d Konstruktion von naiven 

fieße, wie sehr alle geschichtliche Darstellung wäre Bewußt- 

Projektionen und Identifikationen gf 9*^ Daran Sollte mit jene. Be¬ 
seht der eigenen gegenwärtige werc | en Eine bewußte Yergegen- 

merkung über die Russen en Q notwendiger. Alle Zeichen 

wärtigung ist heute schwierig, a e p eriode de r Ermüdung 

deuten darauf, daß wir in Europa - gro ßen Kriegen gewöhn- 

und d er BestaurationsversuAe ^^ S Q ene ^ a ti 0 n der europäischen 

lüh und begreiflich lsL Fast^ nacb dem zwanzigjährigen Koalitions- 

Menschheit war im 19. Jahrhunci , derartigen Geistesverfassung, 

krieg gegen Frankreich, seit 18 > m «J*» ^gen Alle 

die skh .ul die r “7>/ n ed “ t e, “/ t a a l 0 7n Wirklidtkeit weniger die 
Argumente einer solchen vergehender Dinge als ein krampf- 

Wiederbelebung vergangener od ^ was sonst ? Währenddessen 

haftes, außen- und mnenpolit ■ einer rapiden und ungestörten 

gekoBünen^sc^versAwTndet cte^legiCimistische Vordergrund wie ein leeres 

Phantom. ... , .q Tahrhundert beim Wort ge- 

Die Russen haben daseuropäische kulturellen Prämissen die 

nommen, in seinem Kern erkann un unter dem Blick des radi¬ 
letzten Konsequenzen gezogen. Man le ^t mi Konklusion zu Ende zu 

kaleren Bruders, der einen zwingt, die Non^ ^ 

führen. Ganz unabhängig v ° n au ™ ^ Boden mit der Antireligion 
sich eines bestimmt sagen: daß au££ "in Staat entsteht, der 
der Technizität Ernst gemach wu , ein gt aa t des absolutesten 

mehr und Großen. Das alles 

Fürsten, Philipps II., Ludwigs Entwicklung der letzten Jahr¬ 
ist als Situation nur aus der europais , spezifisch europäische 

hunderte zu verstehen; es vollendet und ^trun^ft spezihs^ 

Ideen und zeigt in einer enormen Steigerung den Kern ü 

Geschichte Europas. 
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Die Stufenfolge der wechselnden Zentralgebiete 

Erinnern wir uns der Stufen, in denen sich der europäische Geist der 
letzten vier Jahrhunderte bewegt hat, und der verschiedenen geistigen 
Sphären, in denen er das Zentrum seines menschlichen Daseins fand. Es 
sind vier große, einfache, säkulare Schritte. Sie entsprechen den vier Jahr¬ 
hunderten und gehen vom Theologischen zum Metaphysischen, von dort 
zum Humanitär-Moralischen und schließlich zum ökonomischen. Große 
Deuter der Menschheitsgeschichte, Yico und Comte, haben diesen ein¬ 
maligen europäischen Vorgang zu einem allgemeinen Gesetz der mensch¬ 
lichen Entwicklung generalisiert, und in tausend Banalisierungen und 
Vulgarisierungen ist dann das berühmte „Drei-Stadien-Gesetz — vom 
Theologischen zum Metaphysischen, von dort zum „Wissenschaftlichen“ 
oder „Positivismus“ — propagiert worden. In Wahrheit kann man posi¬ 
tiverweise nicht mehr sagen, als daß die europäische Menschheit seit dem 
16. Jahrhundert mehrere Schritte von einem Zentralgebiet zu einem andern 
getan hat und daß alles, was den Inhalt unserer Kulturentwicklung aus¬ 
macht, unter der Nachwirkung solcher Schritte steht. In den vergangenen 
vier Jahrhunderten europäischer Geschichte hatte das geistige Leben vier 
verschiedene Zentren, und das Denken der aktiven Elite, die den jeweili¬ 
gen Vortrupp bildete, bewegte sich in den verschiedenen Jahrhunderten 
um verschiedene Mittelpunkte. 

Nur von diesen stets sich verlagernden Zentren aus sind die Begriffe 
der verschiedenen Generationen zu verstehen. Die Verlagerung — vom 
Theologischen ins Metaphysische, von dort ins Humanitär-Moralische und 
schließlich zum ökonomischen — ist, um es nachdrücklich zu wiederholen, 
hier nicht als ein geschichtsphilosophisches Gesetz im Sinne des Drei- 
Stadien-Gesetzes oder ähnlicher Konstruktionen gemeint. Ich spreche nicht 
von der Kultur der Menschheit im ganzen, nicht vom Rhythmus der Welt¬ 
geschichte und vermag weder von Chinesen noch von Indern oder Ägyp¬ 
tern etwas zu sagen. Die Stufenfolge der wechselnden Zentralgebiete ist 
auch weder als eine fortlaufende Linie eines Fortschritts nach oben, noch 
als das Gegenteil gedacht, und ob man hier einen Stufengang von oben 
nach unten oder von unten-nach oben, einen Aufstieg oder einen Verfall 
annehmen will, ist eine Frage für sich. Endlich wäre es auch ein Miß¬ 
verständnis, die Stufenfolge so auszulegen, als hätte es in jedem dieser 
Jahrhunderte nichts anderes gegeben als gerade das Zentralgebiet. Viel¬ 
mehr besteht immer ein pluralistisches Nebeneinander verschiedener 
bereits durchlaufener Stufen; Menschen der gleichen Zeit und des gleichen 
Landes, ja derselben Familie leben nebeneinander auf verschiedenen 
Stufen, und das heutige Berlin zum Beispiel liegt in der kulturellen Luft¬ 
linie näher bei Neuyork und bei Moskau als bei München oder Trier. Die 
wechselnden Zentralgebiete betreffen also nur das konkrete Faktum, daß 
in diesen vier Jahrhunderten europäischer Geschichte die führenden Eliten 
wechselten, daß die Evidenz ihrer Überzeugungen und Argumente sich 
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fortwährend änderte ebenso wie der ^altjh^^en Erfolge und der 

drucken zu lassen. einmalige geschichtliche Wendung ist 

Klar und besonders deutlich a Metaphysischen des 17. Jahr- 

der Übergang von der Theologie ® son dern auch wissenschaftlich 

hunderts, zu jener nicht au r mj Phy H g roenzeitalter des okzidentalen 
größten Zeit Europas, dem eigen wissenschaftlichen Denkens um- 

Rationalismus. Diese Epoche sys ema Kepler, Descartes, Grotius, 

(aßt gleichzeitig Suatez und “t AlWie^erstaunlichen mathe- 

Hobbes, Spinoza, Pascal, Leibmz un. J„jmftlidien Erkenntnisse dieser 
nratischen, astronomischen und na metaphysisches oder „natürliches“ 

Zeit waren eingebaut in em !iroßes ^ uijJ selbst de , 

System, alle Denker waren kosmisch-rationalistisch m der 

charakteristische Aberglaube der ^ W gdlob) mit Hi lf e der 

Form der Astrologie !Das folge:p,., ®iie die Metaphysik beiseite und 

Konstruktionen einer deistisdien Phil schriftstellerische An¬ 
war eine Vulgansation großen , h J g t Huma nisierung und 

eignung der großen Ereignisse des 17.■ Jahrhund , ^ , q zahl _ 

Rationalisierung. Es laßt sich im emz fundamentalen Begriffe 

losen populären Schriften wer ter u f en d or ff nur ein Epigone von Suarez, 

der Moral und der Staatstheorie gaug wieder nur eine Vulgarisation 

und schließlich der con ra so ^ des lg Jahrhunderts ist das der 

Pufendorffs. Aber das spezifische Pathos des J Romantizismus 

„Tugend“, und ihr mythisches Worit ist veHu . Au<* moralisdieil 

von Rousseau sprengt noch nicht Jahrhu nderts ist der 

Kategorien. Ein kennzeichnender Ausdruck^ etwas ^ gegagt 

Gottesbegriff Kants, m dessen Sy dieint- • d Wort in der Wort¬ 
hat, nur noch als ein „Parasit der Ethik und Vernunft - 

Verbindung „Kritik der reinenVernun t - Kntrt 

richtet sidi polemisch gegen °| ma ’ Säkulum scheinbar hybrider 

Dann folgt mit dem 19. Jahrhundert ^ ökonomis h- 

und unmöglicher Verbindung vonms e die Roman tik des 19. Jahr- 

technischen Tendenzen. In V' jr i dadaistische Wort Romantik nicht in 
hunderts - wenn wir das ein.wen B madien wollen - nur 

romantischer Weise zum Vehike Moralismus, des 18. und 

die Zwischenstufe des 1*J*^*Ä« ** 
dem Ökonomismus des 1 . J fVEiete bewirkt wurde, und zwar 

mittels der und Mora- 

sehr leicht und erfolgreich. D Ästhetische, und der Weg über 

lischen zum ökonomischen geh u n - | der sicherste und 

den noch so sublimen ästhetischen Konsum Lebens und 
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lung dient der romantische Ästhetizismus dem ökonomischen und ist er 
ein typisches Begleitphänomen. Das Technische aber erscheint im 19. Jahr¬ 
hundert noch in engster Verbindung mit dem ökonomischen, als „Indu¬ 
strialismus“. Hierfür ist die bekannte Geschichts- und Gesellschafts¬ 
konstruktion des marxistischen Systems das kennzeichnende Beispiel. Sie 
hält das ökonomische für Basis und Fundament, für den „Unterbau alles 
Geistigen. Im Kern des ökonomischen sieht sie freilich schon das Tech¬ 
nische, und die wirtschaftlichen Epochen der Menschheit bestimmt sie nach 
dem spezifischen technischen Mittel. Trotzdem ist das System als solches 
ein ökonomisches System, und die technizistischen Elemente treten erst in 
späteren Vulgarisierungen hervor. Im ganzen will der Marxismus ökono¬ 
misch denken, und damit bleibt er im 19. Jahrhundert, das wesentlich öko¬ 
nomisch ist. 

Allerdings wird schon im 19. Jahrhundert der technische Fortschritt 
so erstaunlich und ändern sich infolgedessen die sozialen und wirtschaft¬ 
lichen Situationen so schnell, daß alle moralischen, politischen, sozialen und 
ökonomischen Probleme von der Bapidität dieser technischen Entwicklung 
ergriffen werden. Unter der ungeheuren Suggestion immer neuer, über¬ 
raschender Erfindungen und Leistungen entsteht eine Religion des tech¬ 
nischen Fortschritts, für welche alle anderen Probleme sich eben durch den 
technischen Fortschritt von selber lösen. Den großen Massen industriali¬ 
sierter Länder war dieser Glaube evident und selbstverständlich. Sie über¬ 
springen alle Zwischenstufen, die für das Denken der führenden Eliten 
charakteristisch sind, und bei ihnen wird aus der Religion des Wunder¬ 
und Jenseitsglaubens ohne Mittelglied gleich eine Religion der technischen 
Wunder, menschlicher Leistungen und Naturbeherrschung. Eine magische 
Religiosität geht in eine ebenso magische Technizität über. So erscheint das 
20. Jahrhundert bei seinem Beginn als das Zeitalter nicht nur der Technik, 
sondern auch eines religiösen Glaubens an die Technik. Als Zeitalter der 
Technik ist es oft bezeichnet worden, aber die Gesamtsituation ist damit 
nur vorläufig gekennzeichnet, und die Frage nach der Bedeutung der über¬ 
wältigenden Technizität soll zunächst offen bleiben. Denn in Wahrheit ist 
der Glaube an die Technik nur das Ergebnis einer bestimmten Richtung, in 
welcher sich die Verlagerung der Zentralgebiete bewegt, und als Glaube 
aus der Folgerichtigkeit der Verlagerungen entstanden. 

Alle Begriffe der geistigen Sphäre, einschließlich des Begriffes Geist, 
sind in sich pluralistisch und nur aus der konkreten politischen Existenz 
heraus zu verstehen. Wie jede Nation einen eigenen Begriff von Nation 
hat und die konstituierenden Merkmale der Nationalität bei sich selber 
und nicht bei den andern findet, so hat jede Kultur und jede Kultur¬ 
epoche ihren eigenen Begriff von Kultur. Alle wesentlichen Vorstellungen 
der geistigen Sphäre des Menschen sind existentiell und nicht normativ. 
Wenn das Zentrum des geistigen Lebens sich in den letzten vier Jahr¬ 
hunderten fortwährend verlagert, so ändern sich infolgedessen auch fort¬ 
während alle Begriffe und Worte, und es ist notwendig, sich der Mehr- 
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deutigkeit jedes Wortes und Begriffes j^rSJS^el^BelSSe^eben) 
gröbsten Mißverständnisse (™n e eines auf einem bestimmten 

erklären sich aus der nur Moralischen oder nur im 

Gebiet - etwa nur *-*-«*-*-<^ Zauderen, übrigen Gebiete 
Ökonom.sdren _ beb r so, daß die Vorgänge und Ereignisse 

Stn^» 7»;^ “w B e?dt: S “Ss G Ä 

ihres NaAdenkens und ib Lissabon rum Beispiel konnte 
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' federn gesprochen einer Rationalisierung, wurde im 18. Jahrhundert 

WrrsAend und zwar in einer Zeit humanitär-moralisAen Clanbens. Fort- 

rhritt bedeutete infolgedessen vor allem Fortschritt in der Aufklärung, 
Fortschritt in Bildung, Selbstbeherrschung und Erziehung, 1S ^ 6 

Verrrollkommnung. In einer Zeit ökonomisdren oder teAn.sd.en Denkens 
• l 1 Fortschritt stillschweigend und selbstverständlich als okonomi 
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sind. So ergibt sich für ein theologisches Zeitalter alles von sei s , wenn 
die theologisAen Fragen in Ordnung ^“pteAeld für‘lte an'deren Zeit- 

“ Zeit & handelt es sich nur darum die 

MensAen moralisA .. errieten und zu “cS 

£ ZneTe teAnisAe Erfindung 

aud^das ökonmnisAe Problem gelost und treten alle 

der ökonomisdren, ™r dieser Aulgabe des teAn.sd.en Forts * *' 

Ein anderes, soziologisAes Beispiel für den Plur.hsmus solAe Begriffe 
Die typische ErsAeinuug des Repräsentanten der Ge.strgked und der 
Publizität, der Clerc, wird in seiner spez.f.sAen Sonderheit lur jedes 
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kanten des 16. Jahrhunderts folgt der gelehrte Systematiker des 17. Jahr¬ 
hunderts, der in einer wahren Gelehrtenrepublik lebt und von den Massen 
weit entfernt ist; dann folgen die Schriftsteller der Aufklärung des immer 
noch aristokratischen 18. Jahrhunderts. Was das 19. Jahrhundert angeht, 
so darf man sich durch das Intermezzo der romantischen Genies und die 
vielen Priester einer Privatreligion nicht beirren lassen; der Clerc des 
19. Jahrhunderts (das größte Beispiel ist Karl Marx) wird zum ökonomi¬ 
schen Sachverständigen, und die F rage ist nur, wie weit das ökonomische 
Denken überhaupt den soziologischen Typ des Clerc noch zuläßt und 
Nationalökonomen und ökonomisch gebildete Syndici eine geistige Führer¬ 
schicht darstellen können. Für das technizistische Denken scheint ein Clerc 
jedenfalls nicht mehr möglich zu sein, worüber unten bei der Behandlung 
dieses Zeitalters der Technizität noch zu sprechen ist. Die Pluralität des 
Clerc-Typus ist aber schon nach diesen kurzen Hinweisen deutlich genug. 
Wie gesagt: alle Begriffe und Vorstellungen der geistigen Sphäre: Gott, 
Freiheit, Fortschritt, die anthropologischen Vorstellungen von der mensch¬ 
lichen Natur, was Öffentlichkeit ist, rational und Rationalisierung, schließ¬ 
lich sowohl der Begriff der Natur wie der Begriff der Kultur selbst, alles 
erhält seinen konkreten geschichtlichen Inhalt von der Lage des Zentral¬ 
gebietes und ist nur von dort aus zu begreifen. 

Vor allem nimmt auch der Staat seine Wirklichkeit und Kraft aus 
dem jeweiligen Zentralgebiet, weil die maßgebenden Streitthemen der 
Freund—F eind-Gruppierungen sich ebenfalls nach dem maßgebenden Sach¬ 
gebiet bestimmen. Solange das Religiös-Theologische im Zentrum stand, 
hatte der Satz cujus regio ejus religio einen politischen Sinn. Als das 
Religiös-Theologische aufhörte, Zentralgebiet zu sein, verlor auch dieser 
Satz sein praktisches Interesse. Er ist inzwischen über das kulturelle Sta¬ 
dium der Nation und des Nationalitätenprinzips (cujus regio ejus natio) 
ins ökonomische gewandert und besagt dann: In einem und demselben 
Staat kann es nicht zwei widersprechende Wirtschaftssysteme geben; kapi¬ 
talistische und kommunistische Wirtschaftsordnung schließen einander aus. 
Der Sowjetstaat hat den Satz: cujus regio ejus oeconomia in einem Umfang 
verwirklicht, der beweist, daß der Zusammenhang von kompaktem Gebiet 
und kompakter geistiger Homogenität keineswegs nur für die Religions¬ 
kämpfe des 16. Jahrhunderts und nur für die Masse europäischer Klein- 
und Mittelstaateu besteht, sondern sich immer den wechselnden Zentral¬ 
gebieten des geistigen Lebens und den wechselnden Dimensionen autarker 
Weltreiche anpaßt. Das Wesentliche dieser Erscheinung liegt darin, daß ein 
homogener Wirtschaftsstaat dem ökonomischen Denken entspricht. Ein 
derartiger Staat will ein moderner, um die eigene Zeit- und Kulturlage 
wissender Staat sein. Er muß den Anspruch erheben, die geschicht¬ 
liche Gesamtentwicklung richtig zu erkennen. Darauf beruht sein Recht, 
zu herrschen. Ein Staat, der in einem ökonomischen Zeitalter darauf ver¬ 
zichtet, die ökonomischen Verhältnisse von sich aus richtig zu erkennen 
und zu leiten, muß sich gegenüber den sozialen Fragen und Entscheidungen 
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tilr neutral erklären und veraltet damit an! seinen Anspruch, zu 

ler SlsTnn» ei» merkwürdiges Phänomen, daB der europäische liberale 

(?' Jahrhunderts si^ selbst als ÄS 

einem Wort ÄÄSS C- 

essiert es als .f/fehre vom neutralen Staat des 19. Jahrhunderts steht im 
haup , enn inen Tendenz zu einem geistigen Neutralismus, der 

für re n europäi Ae Geschichte der letzten Jahrhunderte charakteristisch 
st Hier Hegb glaube ich, die geschichtliche Erklärung für das, was man als 
Zeitalter dir Technik bezeichnet hat. Das bedarf noch wenigstens einer 
kurzen Darlegung. 

Die Stufen der Neutralisierung und Entpolitisierung 

Die oben dargelegte Stufenfolge _ vom Theologischen über das Meta- 
physische und das Moralische zum Ökonomischen - bedeutet gleichzeitig 
eine Reihe fortschreitender Neutralisierungen der Gebiete, von welchen 
das Zentrum wegverlegt wurde. Für die stärkste und folgenrei s e a 
geistigen Wendungen der europäischen Ges Ai Ate halte ich den SAritL 
den das 17. Jahrhundert von der überlieferten AristliAen Theologie zu 
System einer „natürliAen“ WissensAaftliAkeit getan hat. Bis auf den 
heutigen Tag ist dadurA die RiAtung bestimmt worden, die alle weitere 
EnÄuns nehmen müßte. Unter dem großen Eindrui d = Vo- 
ganges stehen alle die verallgemeinernden „Gesetze der MensAheits 
gesAiAte, wie Comtes Drei-Stadien-Gesetz, Spencers Konstruktion der 
Entwicklung vom militärisAen zum industriellen Zeitalter und ahnliAe 
gesAiAtsphilosophisAe Konstruktionen. Im Kern der erstaunten Wen¬ 
dung liegt ein elementar einfaAes, für Jahrhunderte bestimmendes Grund- 
motfv nämliA das Streben naA einer neutralen Sphäre NaA den 
aussichtslosen theologisAen Disputationen und Streitigkeiten des 16.Ja r- 
hunderts suAte die europäisAe MensAheit ein neutrales Gebiet, m 
welAem der Streit aufhörte, und wo man siA verständigen, einigen un 
gegenseitig überzeugen konnte. Man sah daher von den umstrittenen B - 
griffen und Argumentationen der überlieferten AristliAen Theologie ab 
und konstruierte ein „natürliAes“ System der Theologie der Metaphysi , 
der Moral und des ReAts. Der geistesgesAcchtlKheJjorgang is vo 
Dilthey in einer mit ReAt berühmten Darlegung geschildert worden m 
der vol allem die große Bedeutung der stoisAen Tradition hervorgehoben 
ist. Aber das WesentliAe sAeint mir doA dann zu liegen daß das bisherige 
Zentralgebiet, die Theologie, verlassen wird, weil es Streitgebiet ist, und 
daß man ein anderes neutrales Gebiet aufsuAt. Das bisherige Zentral¬ 
gebiet wird dadurA neutralisiert, daß es aufhört, Zentralgeb.etzusein 
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Übereinstimmung und gemeinsamen Prämissen zu finden, das Sicherheit, 
Evidenz, Verständigung und Frieden ermöglicht. Damit war die Richtung 
zur Neutralisierung und Minimalisierung eingeschlagen und das Gesetz 
akzeptiert, nach welchem die europäische Menschheit für die folgenden 
Jahrhunderte „angetreten“ ist. 

Die in vielen Jahrhunderten theologischen Denkens herausgearbeiteten 
Begriffe werden jetzt uninteressant und Privatsache. Gott selbst wird in 
der Metaphysik des Deismus im 18. Jahrhundert aus der Welt heraus¬ 
gesetzt und gegenüber den Kämpfen und Gegensätzen des wirklichen 
Lebens zu einer neutralen Instanz; er wird, wie Hamann gegen Kant gesagt 
hat, ein Begriff und hört auf, ein Wesen zu sein. Im 19. Jahrhundert wird 
erst der Monarch, dann der Staat zur neutralen Größe, und hier vollzieht 
sich in der liberalen Lehre vom pouvoir neutre und von dem stato neutrale 
ein Kapitel politischer Theologie, in welchem der Prozeß der Neutralisie¬ 
rung seine klassischen Formeln findet, weil er jetzt auch das letzte, die 
politische Macht, ergriffen hat. Aber es gehört zur Dialektik einer solchen 
Entwicklung, daß man gerade durch die Verlagerung des Zentralgebietes 
stets ein neues Kampfgebiet schafft. Auf dem neuen, zunächst für neutral 
gehaltenen Felde entfaltet sich sofort mit neuer Intensität der Gegensatz 
der Menschen und Interessen, und zwar um so stärker, je fester man das 
neue Sachgebiet in Besitz nimmt. Immer wandert die europäische Mensch¬ 
heit aus einem Kampfgebiet in neutrales Gebiet, immer wird das neu 
gewonnene neutrale Gebiet sofort wieder Kampfgebiet und wird es not¬ 
wendig, neue neutrale Sphären zu suchen. Auch die Naturwissenschaftlich¬ 
keit konnte den Frieden nicht herbeiführen. Aus den Religionskriegen 
wurden die halb noch kulturell, halb bereits ökonomisch determinierten 
Nationalkriege des 19. Jahrhunderts und schließlich einfach Wirtschafts¬ 
kriege. Die Evidenz des heute verbreiteten Glaubens an die 1 echnik beruht 
nur darauf, daß man glauben konnte, in der Technik den absolut und end¬ 
gültig neutralen Boden gefunden zu haben. Denn scheinbar gibt es nichts 
Neutraleres als die Technik. Sie dient jedem so, wie der Rundfunk für 
Nachrichten aller Art und jeden Inhalts zu gebrauchen ist, oder wie die 
Post ihre Sendungen ohne Rücksicht auf den Inhalt befördert und sich aus 
der Technik des Postbetriebes kein Kriterium für die Bewertung und 
Beurteilung der beförderten Sendung ergeben kann. Gegenüber theo¬ 
logischen, metaphysischen, moralischen und selbst ökonomischen Fragen, 
über die man ewig streiten kann, haben die rein technischen Probleme 
etwas erquickend Sachliches; sie kennen einleuchtende Lösungen, und man 
kann es verstehen, daß man sich aus der unentwirrbaren Problematik aller 
anderen Sphären in die Technizität zu retten suchte. Hier scheinen alle 
Völker und Nationen, alle Klassen und Konfessionen, alle Menschenalter 
und Geschlechter sich schnell einigen zu können, weil sich alle mit gleicher 
Selbstverständlichkeit der Vorteile und Bequemlichkeiten des technischen 
Komforts bedienen. Hier scheint also der Boden eines allgemeinen Aus¬ 
gleichs zu sein, zu dessen Präkonisator sich Max Scheler in einem Vortrag 
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des Jahres 1927 gemacht hat. Aller Streit und Verwirrung des Wessio- 
des janres & , ■ pr n ,Ws wird hier auf einem völlig neutralen 

»eilen, nationalen und soziaien Hacle ^ des Frie dens, 

Gebiet nivelliert. Die Der sonst unerklärliche 

Skh Tm 6 1 ? R Jahr Wert entschlossen hat, und die ™ ie UIÜer emem 

er bisherig».«j* «. 

und eben weil sie J e ^ k j e i nz i ge menschliche und geistige Ent- 

Jede Art von Kultur ’i edes 

VMk und jedeTReligion, jeder Krieg und jeder Friede kann sich der 
Technik als Waffe bedienen. Daß die Instrumente und Waffen immer 
I dlwr werden macht die Wahrscheinlichkeit eines wirklichen Ge- 
brauchbare > ^ ^ te<Wsdier Fortschritt braucht weder meta¬ 

physisch noch moralisch und nicht einmal ökonomisch ein | ?ortsd " lt ^ U 
Tein Wenn heute noch viele Menschen von der technischen Vervollkom 
nung auch einen humanitär-moralischen Fortschritt erwarten, so ver¬ 
knüpfen sie in einer ganz magischen Weise Technik und Moral und setzen 
dabei außerdem in etwas naiver Weise immer nur voraus, daß man das 
großartige Instrumentarium der heutigen Technik nur m ilirem eigenen 
Sinne gebrauchen werde, das heißt soziologisch, daß sie selber die Herren 
dieser furchtbaren Waffen werden und die ungeheure Macht beanspruchen 
dürfen die damit verbunden ist. Aber die 1 echnik selbst bleibt wenn ich 
so sagen darf, kulturell blind. Aus der reinen Nichts-als-Tedimk laßt si 
infolgedessen keine einzige der Folgerungen ziehen, die sonst aus den 
Zentralgebieten des geistigen Lebens abgeleitet werden: wed< jr em Begr 
von kulturellem Fortschritt, noch der Typus eines Clerc oder 
Führers, noch eines bestimmten politischen Systems. Die Hoffnung, daßsi * 
aus dem technischen Erfindertum eine sozial herrschende entwickeln 

würde, ist bisher nicht in Erfüllung gegangen. Die KoWktionen^o 
Saint-Simon und anderen Soziologen, die eine „industrieUe Ge e draf 
erwarteten, sind entweder nicht rein tedmizistisch, sondern teds mit 
humanitär-moralischen, teils mit ökonomischen Elementen »emisAt od 
aber einfach phantastisch. Nicht einmal die ökonomische Führung und 
Direktion der heutigen Wirtschaft ist in den Händen der Tedmta und 
bisher hat noch niemand eine von Technikern geführte Gesellschaft 
Ordnung anders konstruieren können als in der Weise, daß er eine fuhrer- 
und direktionslose Gesellschaft konstruierte. Audi Georges Sorel ist nicht 
Ingenieur geblieben, sondern ein Clerc geworden. Aus keiner bedeutenden 

tedinischen Erfindung läßt sich berechnen, welches ihre P 

werden. Die Erfindungen des 15. und 16. Jahr 
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findung der Buchdruckerkunst gehört die Pressefreiheit. Heute sind die 
technischen Erfindungen Mittel einer ungeheuren Massenbeherrschung; 
zum Rundfunk gehört das Rundfunkmonopol, zum Film die Filmzensur. 
Die Entscheidung über Freiheit und Knechtschaft liegt nicht in der Technik 
als Technik. Sie kann revolutionär und reaktionär sein, der Freiheit und 
der Unterdrückung dienen, der Zentralisation und der Dezentralisation. 
Aus ihren spezifischen Prinzipien und Gesichtspunkten ergibt sich weder 
eine politische Fragestellung noch eine politische Antwort. 

Die uns vorangehende deutsche Generation war von einer Kultur¬ 
untergangsstimmung erfaßt, die sich schon vor dem Weltkrieg äußerte und 
keineswegs auf den Zusammenbruch des Jahres 1918 und Spenglers Unter¬ 
gang des Abendlandes zu warten brauchte. Bei Ernst Troeltsch, Max Weber, 
Walter Rathenau finden sich zahlreiche Äußerungen einer solchen Stim¬ 
mung. Die unwiderstehliche Macht der Technik erschien hier als Herrschaft 
der Geistlosigkeit über den Geist, oder als vielleicht geistvolle, aber seelen¬ 
lose Mechanik. An ein europäisches Jahrhundert, das über die „maladie 
du siecle“ klagt und die Herrschaft Calibans oder „After us the Savage 
God“ erwartet, schließt sich eine deutsche Generation, die über ein seelen¬ 
loses Zeitalter der Technik klagt, in weldiem die Seele hilflos und ohn¬ 
mächtig ist. Noch in Max Schelers Metaphysik des ohnmächtigen Gottes 
oder in Leopold Zieglers Konstruktion einer bloß beiläufigen, fluktuieren¬ 
den und schließlich doch ohnmächtigen Elite dokumentiert sich die Hilf¬ 
losigkeit, sei es der Seele oder des Geistes, vor dem Zeitalter der Technik. 

Die Angst war berechtigt, weil sie aus einem dunklen Gefühl für die 
Konsequenz des nun zu Ende getriebenen Neutralisierungsprozesses ent¬ 
sprang. Denn mit der Technik war die geistige Neutralität beim geistigen 
Nichts angelangt. Nachdem man erst von der Religion und der Theologie, 
dann von der Metaphysik und dem Staat abstrahiert hatte, schien jetzt von 
allem Kulturellen überhaupt abstrahiert zu werden und die Neutralität 
des kulturellen Todes erreicht. Während eine vulgäre Massenreligion von 
der scheinbaren Neutralität der Technik das menschliche Paradies erwar¬ 
tete, fühlten jene großen Soziologen, daß die Tendenz, die alle Stufen¬ 
folgen des modernen europäischen Geistes beherrscht hat, nunmehr die 
Kultur selbst bedrohte. Dazu kam die Angst vor den neuen Klassen und 
Massen, die auf der durch restlose Technisierung geschaffenen tabula rasa 
entstanden. Aus dem Abgrund eines kulturellen und sozialen Nichts wur¬ 
den immer neue, der überlieferten Bildung und dem überlieferten Ge¬ 
schmack fremde oder sogar feindliche Massen herausgeworfen. Aber die 
Angst war doch schließlich nichts anderes als der Zweifel an der eigenen 
Kraft, das großartige Instrumentarium der neuen Technik in seinen Dienst 
zu stellen, obwohl es nur darauf wartet, daß man sich seiner bedient. Auch 
ist es nicht zulässig, ein Ergebnis menschlichen Verstandes und menschlicher 
Disziplin, wie es jede und insbesondere die moderne Technik ist, einfach 
als tot und seelenlos hinzustellen und die Religion der Technizität mit der 
Technik selbst zu verwechseln. Der Geist der Technizität, der zu dem 
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Massenglauben eines antireligiösen Diesseits-Aktivismus geführt hat, ist 
Geist vielleicht böser und teuflischer Geist, aber nicht als mechanistisch 
abzutun und nicht der Technik zuzurechnen. Er ist vielleicht etwas Grauen¬ 
haftes, aber selber nichts Technisches und Maschinelles. Er ist die Über¬ 
zeugung einer aktivistischen Metaphysik, der Glaube an eine grenzenlose 
Macht und Herrschaft des Menschen über die Natur, sogar über die mensch¬ 
liche Physis, an das grenzenlose „Zurückweichen der Naturschranke“, an 
grenzenlose Veränderungs- und Glücksmöglichkeiten des natürlichen dies¬ 
seitigen Daseins der Menschen. Das kann man phantastisch und satanisch 
nennen aber nicht einfach tot, geistlos oder mechanisierte Seelenlosigkeit. 

Ebenso entsprang die Furcht vor dem kulturellen und sozialen Nichts 
eher einer panischen Sorge um den bedrohten status quo als einem ruhigen 
Wissen um die Eigenart geistiger Prozesse und ihrer Dynamik. Alle neuen 
und großen Anstöße, jede Revolution und jede Reformation, jede neue 
Elite kommt aus Askese und freiwilliger oder unfreiwilliger Armut, wobei 
Armut vor allem den Verzicht auf die Sekurität des status quo bedeutet. 
Das Urchristentum und alle starken Reformen innerhalb des Christentums, 
die benediktinische, die cluniazensische und franziskanische Bewegung, das 
Täufertum und das Puritanertum, aber auch jede echte Wiedergeburt mit 
ihrer Rückkehr zu dem einfachen Prinzip der eigenen Art, jedes echte 
ritornar al principio, jede Rückkehr zur unversehrten, nicht korrupten 
Natur erscheint vor dem Komfort und Behagen des bestehenden status quo 
als kulturelles oder soziales Nichts. Es wächst schweigend und im Dunkel, 
und in seinen ersten Anfängen würde ein Historiker und Soziologe wieder¬ 
um nur Nichts erkennen. Der Augenblick glanzvoller Repräsentation ist 
auch schon der Augenblick, in welchem jener Zusammenhang mit der 
geheimen, unscheinbaren Kraft gefährdet ist. 

Der Prozeß fortwährender Neutralisierung der verschiedenen Gebiete 
des kulturellen Lebens ist an seinem Ende angelangt, weil er bei der 
Technik angelangt ist. Die Technik ist nicht mehr neutraler Boden im Sinne 
jenes Neutralisierungsprozesses, und jede starke Politik wird sich ihrer 
bedienen. Es kann daher nur ein Provisorium sein, das gegenwärtige Jahr¬ 
hundert im kulturellen Sinn als das technische Jahrhundert aufzufassen. 
Der endgültige Sinn ergibt sich erst, wenn sich zeigt, welche Art von Politik 
stark genug ist, sich der neuen Technik zu bemächtigen, und welches die 
eigentlichen Freund- und Feind-Gruppierungen sind, die auf dem neuen 
Boden erwachsen. * 

Große Massen industrialisierter Völker hängen heute noch einer 
dumpfen Religion der Technizität an, weil sie, wie alle Massen, die radikale 
Konsequenz suchen und unbewußt glauben, daß hier die absolute Neutrali¬ 
tät gefunden ist, die man seit Jahrhunderten sucht und mit welcher der 
Krieg aufhört und der universale Friede beginnt. Doch die Technik kann 
nichts tun, als den Frieden oder den Krieg steigern, sie ist zu beidem in 
gleicher Weise bereit, und der Name und die Beschwörung des Friedens 
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ändert nichts daran. Wir durchschauen heute den Nebel der Namen und 
der Worte, mit denen die psycho-technische Maschinerie der Massen¬ 
suggestion arbeitet. Wir kennen sogar das geheime Gesetz dieses Vokabu¬ 
larismus und wissen, daß heute der schrecklichste Krieg nur im Namen 
des Friedens, die furchtbarste Sklaverei nur im Namen der Freiheit und 
die schrecklichste Unmenschlichkeit nur im Namen der Menschheit möglich 
ist. Wir durchschauen endlich auch die Stimmung jener Generation, die im 
Zeitalter der Technizität nur den geistigen Tod oder seelenlose Mechanik 
sah. Wir erkennen den Pluralismus des geistigen Lebens und wissen, daß 
das Zentralgebiet des geistigen Daseins kein neutrales Gebiet sein kann 
und daß es falsch ist, ein politisches Problem mit Antithesen von mechanisch 
und organisch, Tod und Leben zu lösen. Ein Leben, das gegenüber sich 
selbst nichts mehr sieht als den Tod, ist kein Leben mehr, sondern Ohn¬ 
macht und Hilflosigkeit. Wer keinen anderen Feind mehr hat als den Tod 
und in seinem Feinde nichts erblickt als leere Mechanik, ist dem Tode näher 
als dem Leben, und die bequeme Antithese vom Organischen und Mecha¬ 
nischen ist in sich selbst etwas Roh-Mechanisches. Eine Gruppierung, die 
auf der eigenen Seite nur Geist und Leben, auf der anderen nur Tod und 
Mechanik sieht, bedeutet nichts als einen Verzicht auf den Kampf und hat 
nur den Wert einer romantischen Klage. Denn das Leben kämpft nicht mit 
dem Tod und der Geist nicht mit der Geistlosigkeit. Geist kämpft gegen 
Geist, Leben gegen Leben, und aus der Kraft eines integren Wissens ent¬ 
steht die Ordnung der menschlichen Dinge. Ab integro nascitur ordo. 






16. Staatsethik und pluralistischer Staat (1930) 

I. 

Die heute am meisten verbreitete und durchaus herrschende Bewertung 
des Staates wird am besten durch die Titelüberschrift eines vielzitierten 
amerikanischen Aufsatzes (von Ernest Barker aus dem Jahre 1915) gekenn¬ 
zeichnet: „the discredited state“, der in Mißkredit geratene Staat. Auch in 
sehr starken Staaten, deren außenpolitische Macht und innenpolitische 
Ordnung nicht gefährdet ist, in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
in England, werden die überlieferten Vorstellungen vom Staat seit dem 
Kriege lebhaft kritisiert und ist der alte Anspruch des Staates, die sou¬ 
veräne Einheit und Ganzheit zu sein, erschüttert. In Frankreich haben 
syndikalistische Theoretiker schon im Jahre 1907 den Satz proklamiert: 
Der Staat ist tot. Hier gibt es seit über zwanzig Jahren eine juristische 
und soziologische Literatur, die sowohl dem Staat als auch dem Gesetz 
jede Überlegenheit bestreitet und beides der Gesellschaft unterordnet. Als 
bedeutende und interessante Namen seien hier von modernen Juristen 
Leon Duguit und Maxime Leroy genannt. In Deutschland offen¬ 
bart sich die Krisis erst mit dem Zusammenbruch des Bismarckschen Reichs, 
als die für unerschütterlich gehaltenen Vorstellungen von Staat und Re¬ 
gierung entfielen; hier entsteht seit 1919 eine große Krisenliteratur, für 
die es genügt, an den Titel eines Buches von Alfred Weber zu 
erinnern: Die Krisis des europäischen Staatsgedankens. Dazu kommt ein 
umfangreiches staats- und völkerrechtstheoretisches Schrifttum, das den 
Souveränitätsbegriff und mit diesem Begriff die überlieferte Vorstellung 
vom Staat als einer alle Gruppen überragenden Einheit zu zerstören sucht. 

Die Erschütterung des Staates ist immer auch eine 
Erschütterung der Staatsethik. Denn alle überlieferten staats¬ 
ethischen Vorstellungen teilen das Schicksal des konkreten Staates, den sie 
stets voraussetzen, und geraten mit ihm in Mißkredit. Wenn der „irdische 
Gott“ von seinem Throne stürzt und das Reich der objektiven Vernunft 
und Sittlichkeit zu einem „magnum latrocinium“ wird, dann schlachten die 
Parteien den mächtigen Leviathan und schneiden sich aus seinem Leibe 
jede ihr Stück Fleisch heraus. Was bedeutet dann noch „Staatsethik“? Der 
Stoß trifft nicht etwa nur die Staatsethik Hegels, die aus dem Staat den 
Träger und Schöpfer einer eigenen Ethik macht, nicht nur die Idee des 
stato etico im Sinne der faschistischen Doktrin; er trifft auch die Staats¬ 
ethik Kants und des liberalen Individualismus. Wenn diese auch den 
Staat nicht als Subjekt und Träger einer autonomen Ethik ansieht, sondern 
ihre Staatsethik vor allem darin besteht, den Staat an ethische Normen zu 
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binden, so geht sie doch — mit Ausnahme einiger radikaler Anarchisten — 
bisher immer davon aus, daß der Staat eine oberste Instanz und der maß¬ 
gebende Richter über das äußere „Mein und Dein ist, durch den der bloß 
normative und daher richterlose Naturzustand — ein status justitia 
(genauer judice) vacuus, in welchem jeder Richter in eigener Sache ist -- 
überwunden werde. Ohne die Vorstellung vom Staat als einer über¬ 
ragenden Einheit und Größe sind alle praktischen Ergebnisse Kanti- 
scher Staatsethik widerspruchsvoll und hinfällig. Das gilt am deutlichsten 
für die Lehre vom Widerstandsrecht. Trotz aller vernunftrechtlichen Rela¬ 
tivierung des Staates hat Kant ein Widerstandsrecht gegen den Staat gerade 
aus dem Gedanken der Einheit des Staates abgelehnt. 

II. 

Neuere angelsächsische Theorien vom Staat (hier interessieren am 
meisten G. D. H. Cole und Harold I. Laski) nennen sich selbst 
„pluralistisch“. Sie wollen damit nicht nur den Staat als eine höchst um¬ 
fassende Einheit, sondern vor allem auch seinen ethischen Anspruch 
negieren, eine andere und höhere Art sozialer Verbindung zu sein als 
irgendeine der vielen anderen Assoziationen, in denen Menschen leben. 
Der Staat wird zu einer sozialen Gruppe oder Assoziation, die bestenfalls 
neben, keinesfalls über den andern Assoziationen steht. In seiner 
ethischen Konsequenz führt das zu dem Ergebnis, daß der einzelne Mensch 
in einer Mehrheit von ungeordnet nebeneinander geltenden sozialen Ver¬ 
pflichtungen und Loyalitätsbeziehungen lebt: in der religiösen Gemein¬ 
schaft, in wirtschaftlichen Verbänden, wie Gewerkschaften, Konzernen 
oder anderen Organisationen, in einer politischen Partei, im Klub, in 
kulturellen oder geselligen Vereinen, in der Familie und mancherlei 
anderen sozialen Gruppen. Überall ist er zur Loyalität oder Treue ver¬ 
pflichtet; überall ergibt sich eine Ethik: Kirchenethik,Standesethik,Gewerk¬ 
schaftsethik, Familienethik, Vereinsethik, Kontor- und Geschäftsethik usw. 
Für alle diese Pflichtenkomplexe, für die „Pluralität der Loyali¬ 
tät e n“, gibt es keine „Hierarchie der Pflichten“, kein unbedingt maß¬ 
gebendes Prinzip der Uber- und Unterordnung. Insbesondere erscheint die 
ethische Bindung an den Staat, die Pflicht zur Treue und Loyalität, nur als 
ein Fall neben vielen anderen Bindungen, neben der Loyalität gegen die 
Kirche, die Gewerkschaft oder die Familie; die Loyalität gegen den Staat 
hat keinerlei Vorrang, und die Staatsethik ist eine Spezialethik neben 
vielen anderen Spezialethiken. Ob es überhaupt noch eine soziale Total- 
Ethik gibt, wird weder bei Cole noch bei Laski klar; der eine spricht 
undeutlich von einer anscheinend allesumfassenden „society“, Laski von 
der „Menschheit“. 

III. 

Der große Eindruck, den diese Theorie heute mähen muß, erklärt sih 
aus vielen guten Gründen, die auh philosophish von Interesse sind. Wenn 
pluralistische Sozialtheoretiker wie Cole und Laski sih vor allem an die 
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d r üTlS e Strf”Ge P rade er ist au* deshalb philosophisch interessant weil 
er wenigstens der Absicht nach nnd scheinbar and, im Ergehn,s das plura- 
“.tische Weltbild der Philosophie von William James aut den Staat über¬ 
ragt und au, der Auflösung der monistischen Einheit des Umrersnms m e.n 
Multiversum ein Argument entnimmt, um and, d,e politische Einheit des 
Staates pluralistisch aofzulösen.Insofern gehört se,ne Auffassung d^Steate, 
in die geistesgeschiditliche Reihe der Phänomene, dieach als„politisehe Theo¬ 
logie“ bezeichnet habe. Die Übereinstimmung de, theologischen und meta- 
b ‘ h n Weltbildes mit dem Bild vom Staat laßt sih überall m der 
Geschichte menschlichen Denkens feststellen; ihre einfahsten Beispiele 
sind die ideellen Zusammenhänge von Monarhie und Monotheismus, Kon- 
stitutionalismus und Deismus. Der Zusammenhang kann weder materia¬ 
listisch als bloßer „ideologischer Überbau“, Reflex oder „Spiegelung“, noch 
umgekehrt idealistish oder spiritualistish als „materieller Unterbau“ er¬ 
klärt werden. 

Es kommt als ein weiteres, geistesgeshihtlih interessantes Moment 
hinzu, daß die pluralistischen Argumente keineswegs absolut neu sind, 
sondern sih mit alten staatsphilosophishen Theorien verbinden und in¬ 
sofern einer großen Tradition angehören. Die Sozialethik von Cole recht¬ 
fertigt allerdings einen sehr modernen gewerkshafts- oder einen gilden- 
sozialistishen Staat, und die pluralistische Lehre von Laski verbindet sih 
ebenfalls mit dem politishen Ziel und Ideal der Gewerkshaftsbewegung; 
auh die französischen Kritiker der staatlihen Souveränität haben einen 
syndikalistishen Föderalismus vor Augen. Man hat daher auf den ersten 
Blick den Eindruck, ganz neuen, höhst modernen Theorien zu begegnen. 
Das eigentlich Überrashende der theoretishen Situation liegt jedoch — 
geistesgeshihtlih gesehen — darin, daß Argumente und Gesihtspunkte, 
die sonst den Sozialphilosophen der römish-katholishen Kirhe oder 
anderer Kirhen oder auh religiöser Sekten dazu dienten, den Staat gegen¬ 
über der Kirhe zu relativieren, nunmehr im Interesse eines gewerkschaft¬ 
lichen oder syndikalistishen Sozialismus vorgebraht werden. Eines der 
Lieblingsargumente von Laski ist der Hinweis auf Bismarcks Kulturkampf, 
in welhem das damals so mähtige Deutshe Reih die römishe Kirhe niht 
besiegen konnte. Eines der wihtigsten Büher, von denen die angelsäch¬ 
sische pluralistische Theorie ausgeht, ist (neben Gierke und Maitland) John 
Neville Figgis’ „Churhes in the modern State“ (1913); und Laski beruft 
sih sogar auf einen Namen, der bei uns in Deutshland durh die bekannte 
Schrift von Görres zu einem Symbol des Kampfes der universalen Kirhe 
gegen den Staat geworden ist, auf den heiligen Athanasius, und beschwört 
für seinen Sozialismus der zweiten Internationale den Shatten dieses mili¬ 
tantesten Kirchenvaters. 

Vor allem aber entspricht die pluralistische Auffassung dem empirish 
wirklihen Zustand, wie man ihn heute in den meisten industriellen Staaten 
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beobachten kann. Insofern ist die pluralistische Theorie sehr modern und 
aktuell. Der Staat erscheint tatsächlich in weitem Maße von den ver¬ 
schiedenen sozialen Gruppen abhängig, bald als ein Opfer, bald als Er¬ 
gebnis ihrer Abmachungen, ein Kompromißobjekt sozialer und wirtschaft¬ 
licher Machtgruppen, ein Agglomerat heterogener Faktoren, Parteien, 
Interessenverbände, Konzerne, Gewerkschaften, Kirchen usw., die sich 
untereinander verständigen. Im Kompromiß der sozialen Mächte ist der 
Staat geschwächt und relativiert, ja überhaupt problematisch geworden, 
weil schwer zu erkennen ist, was ihm noch an selbständiger Bedeutung 
zukommt. Er scheint, wenn nicht geradezu der Diener oder das Instrument 
einer herrschenden Klasse oder Partei, so doch ein bloßes Produkt des 
Ausgleichs mehrerer kämpfender Gruppen geworden zu sein, bestenfalls 
ein pouvoir neutre et intermediaire, ein neutraler Vermittler, eine Aus¬ 
gleichsinstanz zwischen den miteinander kämpfenden Gruppen, eine Art 
Clearing office, ein Schlichter, der sich jeder autoritären Entscheidung ent¬ 
hält, der völlig darauf verzichtet, die sozialen, wirtschaftlichen, religiösen 
Gegensätze zu beherrschen, der sie sogar ignoriert und offiziell nicht kennen 
darf. Er wird ein „agnostischer“ Staat, der stato agnosüco, den die faschi¬ 
stische Kritik verhöhnt. Gegenüber einem solchen Gebilde muß die ethische 
Frage der Treue und Loyalität anders beantwortet werden als gegenüber 
einer eindeutigen, überragenden und umfassenden Einheit. Das einzelne 
Individuum fühlt sich deshalb heute in vielen Staaten tatsächlich in einer 
Pluralität ethischer Bindungen und ist durch religiöse Gemeinschaften, 
wirtschaftliche Verbände, kulturelle Gruppen und Parteien gebunden, ohne 
daß es im Konfliktsfall eine anerkannte Entscheidung über die Reihenfolge 
der vielen Bindungen gäbe. 

Einen solchen Zustand der empirischen Wirklichkeit des sozialen Lebens 
darf die philosophische Erörterung nicht unbeachtet lassen. Denn bei einem 
Gegenstände wie dem Staat ist der Hinweis auf den Zustand empirischer 
Wirklichkeit durchaus ein philosophisches und moralisches Argument. Der 
Wert des Staates liegt für jede staatsphilosophische Betrachtung — gleich¬ 
gültig, ob individualistischer oder kollektivistischer Richtung — doch jeden¬ 
falls in seiner konkreten W irklichkeit, und ein nicht wirklicher Staat 
kann nicht Träger oder Adressat konkreter staatsethischer Ansprüche, 
Pflichten und Gefühle sein. Ethische Beziehungen wie Treue und Loyalität 
sind in der Wirklichkeit des konkreten Lebens nur gegenüber konkret 
existierenden Menschen oder Gebilden möglich, nicht gegenüber Konstruk¬ 
tionen und fiktionen. Deshalb ist es auch staatsphilosophisch und staats¬ 
ethisch nicht gleichgültig, ob der frühere Anspruch des Staates, allen anderen 
sozialen Gruppen im Konfliktsfall überlegen zu sein, jetzt entfällt. Auch für 
eine individualistische Staatstheorie besteht die Leistung des Staates darin, 
daß er die konkrete Situation bestimmt, in welcher überhaupt erst mora¬ 
lische und rechtliche Normen gelten können. Jede Norm setzt nämlich eine 
normale Situation voraus. Keine Norm gilt im Leeren, keine in einer (mit 
Bezug auf die Norm) abnormen Situation. Wenn der Staat die „äußeren 
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Bedingungen der Sittlichkeit“ setzt, so bedeutet das: er schafft die normale 
Situation. Nur darum ist er (nach Locke wie nach Kant) der oberste Richter. 
Bestimmt nicht mehr der Staat, sondern die eine oder andere soziale 
Gruppe von sich aus diese konkrete Normalität der Situation des einzelnen, 
die konkrete Ordnung, in welcher der einzelne lebt, so entfällt auch der 
ethische Anspruch des Staates auf Treue und Loyalität. 

IV. 

Trotz seiner Übereinstimmung mit empirischen Wahrnehmungen und 
trotz seiner großen philosophischen Beachtlichkeit kann ein derartiger 
Pluralismus nicht das letzte Wort des heutigen staatsethischen Problems 
sein. Geistesgeschichtlich betrachtet sind jene pluralistischen, gegen den 
in sich einheitlichen Staat gerichteten Argumente keineswegs so außer¬ 
ordentlich neu und modern, wie es zuerst den Anschein hat, wenn man, 
unter dem großen Eindruck der rapiden Umgruppierungen des heutigen 
sozialen Lebens, summarisch daran erinnert, daß Jahrtausende hindurch 
alle Staatsphilosophen von Plato bis Hegel die Einheit des Staates als 
höchsten Wert auffaßten. In Wahrheit gibt es bei allen diesen Philosophen 
viele Abstufungen, sehr starke Kritik an monistischen Überspannungen 
und sehr viele Vorbehalte zugunsten selbständiger sozialer Gruppen der 
verschiedensten Art. Bekannt sind die Aristotelischen Einwendungen gegen 
Platos Übertreibung des politischen Monismus: Die n6h, c, meint er, muß 
eine Einheit sein, glav eivcu, wie auch die oixi'a, aber nicht ganz und gar, 
dXX’ oi> ntZvTox: (Politik II 2 , 19 und an vielen anderen Stellen des zweiten 
Buches). Thomas von Aquin, dessen Monismus schon wegen seines Mono¬ 
theismus sehr stark hervortritt, der in der Einheit den Wert des Staates 
erblickt und Einheit mit Frieden gleichsetzt (et ideo id ad quod tendit 
intentio multitudinem gubernantis est unitas sive pax, Summa Theol. 
Ia. Q. 103 Art.. 3), sagt doch im Anschluß an Aristoteles, daß die aufs 
äußerste getriebene Einheit den Staat zerstöre (maxima unitas destruit 
civitatem). Außerdem steht bei ihm, wie bei allen Philosophen des Katholi¬ 
zismus, die Kirche als selbständige societas perfecta neben dem Staat, der 
ebenfalls societas perfecta sein soll. Das ist ein Dualismus, der, wie jede 
Preisgabe der einfachen Einheit, einer Erweiterung zum Pluralismus viele 
Argumente bietet. Aus dieser eigenartigen Haltung gegen den Staat erklärt 
sich jene auf den ersten Blick etwas seltsame geistesgeschichtliche Allianz 
von römisch-katholischer Kirche und gewerkschaftlichem Föderalismus, 
die bei Laski zutage tritt. Gleichzeitig aber ist damit bewiesen, daß Laskis 
staatstheoretischer Pluralismus einer größeren philosophischen Vertiefung 
bedarf, wenn er nicht von dem naheliegenden Einwand betroffen werden 
soll, daß die von ihm verwerteten Argumente der katholischen Staats¬ 
philosophie doch gerade aus einem besonders entschiedenen Universalis¬ 
mus hervorgehen. Die römisch-katholische Kirche ist kein pluralistisches 
Gebilde, und in ihrem Kampf gegen den Staat ist der Pluralismus wenig¬ 
stens seit dem 16. Jahrhundert auf der Seite der nationalen Staaten. Eine 
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pluralistische Sozialtheorie widerspricht sich selbst, wenn sie den Monis¬ 
mus und Universalismus der römisch-katholischen Kirche, zum Universa¬ 
lismus der zweiten oder dritten Internationale säkularisiert, gegen den 
Staat ausspielt und dabei immer noch pluralistisch bleiben will. 

Schon in der Zweideutigkeit einer solchen geistesgeschichtlichen Koa¬ 
lition zeigt sich, daß der Pluralismus dieser modernen Sozialtheorie un¬ 
deutlich und in sich selbst problematisch ist. Er ist polemisch gegen die 
bestehende staatliche Einheit gerichtet und sucht sie zu relativieren. Gleich¬ 
zeitig sprechen die pluralistischen Theoretiker an den entscheidenden 
Punkten ihrer Argumentation meistens eine extrem individualistische 
Sprache. Insbesondere wird auf die naheliegende und entscheidende Frage, 
wer den unvermeidlichen Konflikt der vielen verschiedenen Treue- und 
Loyalitätsbeziehungen entscheidet, die Antwort gegeben: das einzelne 
Individuum entscheidet selbst. Das bedeutet einen zweifachen Widerspruch. 
Erstens handelt es sich doch um eine soziale Situation, die das Individuum 
erfaßt, aber nicht beliebig von ihm geändert werden kann; es handelt sich 
um eine Angelegenheit der Sozialethik und nicht der innerlichen Autonomie 
des einzelnen. Zwar entspricht es einer angelsächsischen Gesinnung, der¬ 
artig individualistisch zu antworten und die letzte Entscheidung dem 
einzelnen anheimzugeben, aber eine pluralistische Sozialethik gibt damit 
gerade das wieder auf, was an ihr interessant und wertvoll war, nämlich 
die Berücksichtigung der konkreten empirischen Macht sozialer Gruppen 
und der empirischen Situation, wie sie durch die Zugehörigkeit des Indi¬ 
viduums zu mehreren solcher sozialen Gruppen bestimmt wird. Es ist 
überdies empirisch unrichtig, daß das Individuum und nicht eine soziale 
Gruppe entscheide. Vielleicht gibt es einige gewandte und bewegliche 
Individuen, denen das Kunststück gelingt, sich zwischen den vielen mäch¬ 
tigen sozialen Gruppen frei zu halten, wie man von einer Eisscholle zur 
andern springt. Aber diese equilibristische Art von Freiheit wird man 
nicht als normale ethisdie Pflicht von der Masse der normalen Staatsbürger 
verlangen können. Auch ist sie das Gegenteil einer Entscheidung sozialer 
Konflikte. Wahrscheinlich werden in der Empirie, wenn die Einheit des 
Staates entfällt, die verschiedenen sozialen Gruppen als solche die Ent¬ 
scheidung von sich aus, d. h. von ihren Gruppeninteressen aus, treffen. Für 
das empirische Individuum aber gibt es erfahrungsgemäß keinen anderen 
Spielraum seiner Freiheit als denjenigen, den ein starker Staat ihm zu 
garantieren vermag. Sozialer Pluralismus im Gegensatz zu staatlicher in 
heit bedeutet weiter nichts, als daß der Konflikt der sozialen Pflichten 
der Entscheidung der einzelnen Gruppe überlassen bleibt. Das bedeutet 
dann Souveränität der sozialen Gruppen, nicht aber Freiheit und Autono¬ 
mie des einzelnen Individuums. Der zweite Widerspruch liegt darin, daß 
der ethische Individualismus sein Korrelat im Begriff der Menschheit hat. 
Der empirische einzelne kann sich nicht selbst genügen und nicht von seiner 
Einzelheit aus ethische Konflikte des sozialen Lebens entscheiden. Für eine 
Individualethik hat der einzelne seinen Wert nur als Mensch; der ma 
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gebende Begriff ist demnach der der Menschheit. Wirklich erscheint bei 
Laski die Menschheit als höchste Instanz, und zwar die Menschheit als 
Ganzes; und Cole meint, wenn auch unklar, mit dem Wort „society“ wohl 
etwas Ähnliches wie Menschheit. Das aber ist der denkbar weiteste und 
größte Universalismus und Monismus und alles andere als eine plura¬ 
listische Theorie. 

Ebenso undeutlich wie der eigene Pluralismus bleibt der Gegner jener 
Theorie, nämlich der Staat als die Einheit, die vom Pluralismus erfaßt 
werden soll. Schon aus den obigen philosophiegeschichtlichen Andeutungen 
läßt sich entnehmen, daß die politische Einheit niemals so absolut monistisch 
und alle anderen sozialen Gruppen vernichtend aufgefaßt werden kann 
und aufgefaßt worden ist, wie es die „Pluralisten“ aus polemischen Gründen 
manchmal hinstellen und wie es nach den simplifizierenden Formen von 
Juristen manchmal anzunehmen ist. Wenn Juristen von der „Allmacht“ 
des Souveräns, des Königs oder des Parlaments sprechen, so muß man ihre 
barock übertreibenden Formeln daraus verstehen, daß es sich im Staat 
des 16. bis 18. Jahrhunderts darum handelte, das pluralistische Chaos 
der Kirchen und Stände zu überwinden. Man macht sich die Aufgabe zu 
leicht, wenn man sich an solche Redewendungen hält. Audi der absolute 
Fürst des 17. und 18. Jahrhunderts war gezwungen, göttliches und natür¬ 
liches Recht, d. h. soziologisch gesprochen, Kirche und Familie zu respek¬ 
tieren und die mannigfachsten Rüeksiditen auf überlieferte Einriditungen 
und wohlerworbene Rechte zu nehmen. Die Einheit des Staates ist stets 
eine Einheit aus sozialen Vielheiten gewesen. Sie war zu verschiedenen 
Zeiten und in versdiiedenen Staaten sehr verschieden, immer aber komplex 
und in gewissem Sinn in sich selbst pluralistisch. Mit dem Hinweis auf 
diese selbstverständliche Komplexität ist vielleicht ein überspannter Monis¬ 
mus widerlegt, nicht aber das Problem der politischen Einheit gelöst. Außer¬ 
dem aber gibt es doch, auch abgesehen von jener Komplexität, viele ver- 
sdiiedenartige Gestaltungsmöglichkeiten der politischen Einheit. Es gibt 
Einheit von oben (durch Befehl und Macht) und Einheit von unten (aus 
der substantiellen Homogenität eines Volkes); Einheit durch fortwährende 
Vereinbarungen und Kompromisse sozialer Gruppen oder durch ander¬ 
weitige, irgendwie bewirkte Ausbalanzierungen dieser Gruppen; eine Ein¬ 
heit von innen her und eine, die nur auf dem Druck von außen beruht; 
eine mehr statische und eine sich beständig funktionell integrierende dyna¬ 
mische Einheit; es gibt endlich Einheit durch Macht und Einheit durch 
Konsens. Dieser letzte einfache Gegensatz beherrscht die Staatsethik des 
Pluralismus, deren ethischer Sinn offenbar darin liegt, daß sie nur die 
Einheit durch Konsens ethisch gelten läßt. Mit Recht. Aber damit beginnt 
erst das aktuelle Problem. Denn jeder, auch der „freie“ Konsens, ist irgend¬ 
wie motiviert und herbeigeführt. Macht bewirkt Konsens, und zwar oft 
einen vernünftigen und ethisch berechtigten Konsens; und umgekehrt: 
Konsens bewirkt Macht, und zwar oft eine unvernünftige und — trotz des 
Konsenses — ethisch verwerfliche Macht. Pragmatisch und empirisch gesehen 






































140 


Staatsethik und pluralistischer Staat 


erhebt sich dann die Frage, wer über die Mittel verfügt, den „freien“ 
Konsens der Massen herbeizuführen, über die wirtschaftlichen, päd¬ 
agogischen, psychotechnischen Mittel der verschiedensten Art, mit deren 
Hilfe erfahrungsgemäß ein Konsens herbeigeführt werden kann. Sind die 
Mittel in den Händen sozialer Gruppen oder einzelner Menschen und der 
Kontrolle des Staates entzogen, so ist es allerdings mit dem, was offiziell 
noch „Staat“ heißt, zu Ende, die politische Macht ist unsichtbar und un¬ 
verantwortlich geworden, aber das sozial-ethische Problem ist mit dieser 
Feststellung nicht gelöst. 

Der letzte und tiefste Grund aller solcher Unklarheiten und sogar 
Widersprüche liegt darin, daß die Vorstellung vom Staat bei den plura¬ 
listischen Staatstheoretikern unklar ist. Meistens denken sie, rein polemisch, 
an die Reste des alten „absoluten“ Staates des 17. und 18. Jahrhunderts. 
Staat bedeutet dann Regierungsapparat, Verwaltungsmaschine, kurz Dinge, 
die selbstverständlich nur instrumental gewertet werden können, die jeden¬ 
falls kein Gegenstand von Treue und Loyalität sind und deren sich die 
verschiedenen sozialen Gruppen mit Recht bemächtigen, indem sie die 
Reste unter sich teilen. Daneben aber ist der Staat dann doch wieder auch 
bei jenen Pluralisten die immer von neuem, und zwar gerade auch aus 
den Kompromissen der verschiedenen sozialen Gruppen sich integrierende 
politische Einheit, die als solche gewisse ethische Ansprüche machen kann, 
sei es auch nur den Anspruch, daß die Abmachungen und Kompromisse 
gehalten werden. Das wäre eine, wenn auch sehr problematische, Ethik 
des „pacta sunt servanda“. Es ist natürlich möglich, das Wort „Staat“ ge¬ 
schichtlich auf den absoluten Staat des 17. und 18. Jahrhunderts zu be¬ 
schränken. Dann ist es leicht, ihn heute ethisch zu bekämpfen. Aber es 
kommt nicht auf das Wort an, das seine Geschichte hat und unmodern 
werden kann, sondern auf die Sache, nämlich das Problem der politischen 
Einheit eines Volkes. Hier nun herrscht, wie fast überall, so auch bei den 
pluralistischen Sozialtheoretikern, der meistens in kritikloser Unbewußt¬ 
heit verbleibende Irrtum, daß das Politische eine eigene Substanz neben 
anderen Substanzen „sozialer Assoziationen“ bedeute, daß es neben Reli¬ 
gion, Wirtschaft, Sprache, Kultur und Recht einen besonderen Gehalt dar¬ 
stelle, und daß infolgedessen die politische Gruppe koordiniert neben die 
anderen Gruppen gestellt werden könne, neben Kirche, Konzern, Gewerk¬ 
schaft, Nation, Kultur- oder Rechtsgemeinschaften der verschiedensten Art. 
Die politische Einheit wird dann eine besondere, zu anderen Einheiten 
hinzutretende, neue substantielle Einheit. Alle Erörterungen und Dis¬ 
kussionen über das Wesen des Staates und des Politischen müssen in Ver¬ 
wirrung geraten, solange diese weitverbreitete Vorstellung herrscht, daß 
es eine inhaltlich eigene politische neben anderen Sphären gäbe. Es ist dann 
auch leicht, den Staat als politische Einheit ad absurdum zu führen und 
in Grund und Boden zu widerlegen. Denn was bleibt vom Staat als der 
politischen Einheit übrig, wenn man alle anderen Gehalte, das Religiöse, 
Wirtschaftliche, Kulturelle usw. abzieht? Ist das Politische nichts als das 
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Ergebnis einer solchen Subtraktion, so ist es in der Tat gleich Null. Aber 
darin liegt eben das Mißverständnis. Richtigerweise bezeichnet das Poli¬ 
tische nur den Intensitätsgrad einer Einheit. Die politische Einheit kann 
daher verschiedene Gehalte haben und in sich umfassen. Sie bezeichnet 
aber stets den intensivsten Grad der Einheit, von dem aus infolgedessen 
auch die intensivste Unterscheidung, die Gruppierung nach Freund und 
Feind, bestimmt wird. Die politische Einheit ist höchste Einheit, nicht, 
weil sie allmächtig diktiert oder alle anderen Einheiten nivelliert, sondern 
weil sie entscheidet und innerhalb ihrer selbst alle anderen gegensätzlichen 
Gruppierungen daran hindern kann, sich bis zur extremen Feindschaft 
(d h. bis zum Bürgerkrieg) zu dissoziieren. Da wo sie ist, können die 
sozialen Konflikte der Individuen und sozialen Gruppen entschieden 
werden, so daß eine Ordnung, d. h. eine normale Situation besteht. Die 
intensivste Einheit ist entweder da oder nicht da; sie kann sich auflösen, 
dann entfällt die normale Ordnung. Aber unentrinnbar ist sie immer Ein¬ 
heit, denn es gibt keine Pluralität der normalen Situatiönen, und un¬ 
vermeidlich geht von ihr, solange sie überhaupt da ist, die Entscheidung 
aus. Jede soziale Gruppe, gleichgültig, welcher Art und welchen Sach- 
gehaltes, wird in dem Maße politisch, in dem sie an der Entscheidung 
beteiligt ist oder gar die Entscheidung bei sich konzentriert. Weil das Poli¬ 
tische keine eigene Substanz hat, kann der Punkt des Politischen von 
jedem Gebiet aus gewonnen werden, und jede soziale Gruppe, Kirche, 
Gewerkschaft, Konzern, Nation, wird politisch und damit staatlich, wenn 
sie sich in diesem Punkt der höchsten Intensität nähert. Sie speist mit ihren 
Sachgehalten und Werten die politische Einheit, die von den verschiedenen 
Gebieten menschlichen Lebens und Denkens lebt und aus Wissenschaft, 
Kultur, Religion, Recht und Sprache ihre Energien zieht. Alles menschliche 
Leben, auch das der höchsten geistigen Sphären, hat in seiner geschichtlichen 
Realisierung wenigstens potentiell einen Staat über sich, der aus solchen 
Inhalten und Substanzen stark und mächtig wird, wie der mythische Adler 
des Zeus, der sich aus den Eingeweiden des Prometheus nährt. 

V. 

Die Unklarheiten und Widersprüche, die sich in den pluralistischen 
Sozialtheorien nachweisen lassen, haben ihren Grund nicht im Pluralis¬ 
mus, sondern nur in der unrichtigen Anwendung eines an sich richtigen 
und in allen Problemen des objektiven Geistes unumgänglichen Pluralis¬ 
mus. Denn die Welt des objektiven Geistes ist eine pluralistische Welt; 
Pluralismus der Rassen und Völker, der Religionen und Kulturen, der 
Sprachen und der Rechtssysteme. Es kommt nicht darauf an, diesen ge¬ 
gebenen Pluralismus zu leugnen und mit Universalismen und Monismen 
zu vergewaltigen, vielmehr den Pluralismus richtig zu placieren. 

Auch die politische Welt ist wesentlich pluralistisch. Doch sind Träger 
dieses Pluralismus die politischen Einheiten als solche, d. h. die Staaten. 
Insbesondere sind die modernen europäischen Staaten im 16. und 17. Jahr- 
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hundert aus der Auflösung eines Universalismus entstanden, und ihr 
Souveränitätsbegriff richtet sich polemisch sowohl gegen den universalen 
Anspruch einer Weltmonarchie des Kaisertums, wie gegen die ebenfalls 
universalen politischen Ansprüche des Papsttums. Es ist ein geistesgeschicht¬ 
liches Mißverständnis erstaunlicher Art, diese pluralen politischen Ein¬ 
heiten unter Berufung auf universale und monistische Vorstellungen auf- 
lösen zu wollen und das als Pluralismus hinzustellen, und zwar sogar noch, 
wie Laski es tut, unter Berufung auf William James. Im System der „Poli¬ 
tischen Theologie“ entspricht dem Pluralismus des Weltbildes von James 
das Zeitalter der heutigen demokratischen Nationalstaaten mit ihrem 
Pluralismus der auf nationaler Grundlage staatlich gesinnten Völker. 
Die Monarchie ist nach ihrer ideellen Tendenz und Argumentation eher 
universalistisch, weil sie von Gott sein muß, wenn sie sich nicht demo¬ 
kratisch durch den Willen des Volkes rechtfertigt. Die Demokratie 
dagegen führt zur Anerkennung jedes der vielen Völker als einer poli¬ 
tischen Einheit. Ein Philosoph des Pluralismus sagt daher mit Recht: „Ebenso 
wie in dem sozialen Leben jetzt und für immer der dfjftos in den Vorder¬ 
grund getreten ist, und es darum in der zivilisierten Welt nicht mehr 
Könige geben kann, die nicht Diener des Volkes sind, so tritt auch auf 
dem Gebiete der Philosophie das Seiende selbst in seinem Ganzen und 
in aller seiner Mannigfaltigkeit, d. h. das fictü-oz der Erfahrung als gesetz¬ 
gebend hervor, und die Zeit seiner verschiedenen Schematisierungen und 
Abplattungen ist unwiderruflich vorüber“ (Boris Jakowenko, Vom Wesen 
des Pluralismus, Bonn 1928). 

Die Pluralität der Staaten, d. h. der politischen Einheiten der ver¬ 
schiedenen Völker, ist demnach der echte Ausdruck eines richtig ver¬ 
standenen Pluralismus. Universalmonistische Begriffe wie Gott, Welt und 
Menschheit sind höchste Begriffe und thronen hoch, sehr hoch über jener 
Pluralität der konkreten Wirklichkeit. Sie behalten ihre Dignität als 
höchste Begriffe nur, solange sie an ihrer höchsten Stelle bleiben. Sie ver¬ 
ändern ihr Wesen sofort und verfehlen ihren Sinn und ihre Aufgabe, wenn 
sie sich ins Handgemenge des politischen Lebens mischen und eine falsche 
Macht und eine falsche Nähe bekommen. Ich möchte nicht so weit gehen, 
sie in eine Parallele mit Max Schelers Konzeption vom Geist zu stellen 
und von ihnen zu sagen, daß sie gegenüber dem konkreten Leben der 
Völker und sozialen Gruppen so ohnmächtig sind, wie es in Schelers 
Metaphysik der Geist gegenüber dem Leben und den Trieben ist. Dodi 
sind sie nur regulative Ideen ohne direkte oder indirekte Gewalt. Darin 
liegt ihr Wert und ihre Unentbehrlichkeit. Es gibt gewiß kein menschliches, 
auch kein politisches Leben ohne die Idee der Menschlichkeit. Aber diese 
Idee konstituiert nichts, jedenfalls keine unterscheidbare Gemeinschaft. 
Alle Völker, alle Klassen, alle Angehörigen aller Religionen, Christen und 
Sarazenen, Kapitalisten und Proletarier, Gute und Böse, Gerechte und 
Ungerechte, Delinquent und Richter sind Menschen, und mit Hilfe eines 
solchen universalen Begriffs läßt sich jede Unterscheidung negieren und 
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jede konkrete Gemeinschaft sprengen. Solche höchsten Ideen können und 
sollen temperieren und modifizieren. Sobald aber bestimmte Völker und 
soziale Gruppen oder auch einzelne Menschen sie benutzen, um sich mit 
ihnen zu identifizieren, verwandelt sich die regulative Idee in ein furcht¬ 
bares Instrument menschlicher Herrschsucht. Schon in dem engen und für 
die Volksgenossen wenigstens auf längere Zeit übersichtlichen Rahmen 
eines Staates ist es ein gefährlicher Betrug, wenn einzelne soziale Gruppen 
ihre Sonderinteressen im Namen des Ganzen verfolgen und sich un¬ 
berechtigterweise mit dem Staat identifizieren. Dann dient der Name des 
Staates nur politischer Unterdrückung und Entrechtung. Wenn aber erst 
höchste und universale Begriffe wie Menschheit politisch benutzt werden, 
um ein einzelnes Volk oder eine bestimmte soziale Organisation mit ihnen 
zu identifizieren, dann entsteht die Möglichkeit furchtbarster Expansion 
und eines mörderischen Imperialismus. Hierfür läßt sich der Name der 
Menschheit nicht weniger mißbrauchen als der Name Gottes, und es könnte 
sein, daß sich bei vielen Völkern und großen Massen ein Gefühl verbreitet, 
dessen authentischer Ausdrude in der Abwandlung eines schlimmen Wortes 
von Proudhon enthalten ist: „Wer Menschheit sagt, will betrügen.“ 

Gegenüber der politischen Abnutzung solcher expansiven Ganzheiten 
ist es weniger anspruchsvoll, die Pluralität der zu Staaten geeinten Völker 
hinzunehmen und anzuerkennen. Im Vergleich zu jenen Welt und Mensch¬ 
heit umfassenden Universalismen ist das bescheiden, aber es rechtfertigt 
sich durch das immanente Maß der sozialen Größe. Jede der vielen poli¬ 
tischen Einheiten ist freilich im Ganzen der Welt und der Menschheit nur 
ein Stüde Ordnung, nur ein Fragment. Doch ist es das menschlicher Tat 
und Gemeinschaft zugängliche Stück. Soviel Betrug und Lüge auch im 
Staat wie in allem Menschlichen noch möglich ist, die phantastischen Dimen¬ 
sionen eines Welt und Menschheit umfassenden Universalbetrugs sind hier 
nicht möglich. In einer vom Gesetz des Pluralismus beherrschten geistigen 
Welt ist ein Stück konkreter Ordnung wertvoller als die leeren Allgemein¬ 
heiten einer falschen Totalität. Denn es ist eine wirkliche Ordnung, nicht 
eine konstruierte und fingierte Abstraktion, eine Gesamtsituation des 
normalen Lebens, in der konkrete Menschen und soziale Gruppen ihre 
konkrete Existenz haben können. Es wäre ein falscher Pluralismus, gegen 
die konkrete Wirklichkeit solcher pluralen Ordnungen weltumfassende 
Ganzheiten auszuspielen; es ist vernünftig und sinnvoll, das Nach- und 
Nebeneinander der Völker und Staaten gelten zu lassen, das den Inhalt 
der menschlichen Geschichte darstellt. 

Staaten und Völker entstehen und vergehen, und es gibt starke und 
schwache Völker, gesunde und kranke, imposante und erbärmliche 
Staaten. Durch den Hinweis auf das Schwache, Kranke und Elende ist das 
Starke und Kräftige nicht widerlegt. Hier gilt der Satz des Aristoteles, den 
Rousseau seiner Abhandlung über die Ungleichheit unter den Menschen 
als Motto vorausgestellt hat: Non in depravatis sed in his quae bene 
secundum naturam se habent considerandum est quid sit naturale. Da- 
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urch wjrd aber auch klar, in welchem Maße gerade die politische V ■ 
menschliche Tat und Aufgabe ist, weil sie die im Rahmen des alkem? 61 * 
Pluralismus zu bewirkende maßgebende Einheit ist, das Stück konk T** 
Ordnung, die normale Situation. Hierfür bedarf es einer gfößeSn "^ 1 
strengung und geistigen Leistung als zu anderen Gemeinsamkeiten ,tüi 
sozialen Einheiten. Insbesondere ist es leichter, eine ökonomische Asso d 
ziation zu realisieren als eine politische Einheit, und es ist verständig 
sogar selbstverständlich, daß die Menschen in Zeiten der Müdigkeit md 
rschopfung das Interesse an soldien Anstrengungen verlieren. Je höher 
und intensiver die Gemeinschaft, um so höher das Bewußtsein und die 
at, durch welche sie sich verwirklicht. Um so größer auch das Risiko de S 
Mißerfolges. Der gelungene und vollendete Staat ist daher ebenso groß 
art.g, wie der mißlungene Staat - moralisch und ästhetisch - widerwärt V 
und miserabel. Man kann leicht auf die vielen mißlungenen Versuche hin 
weisen und auf die elenden Zerrbilder von Staaten, die es heute gibt. Aber 
as ist offenbar weder theoretisch, noch ethisch, noch auch nur empirisch 
em Argument und keine Lösung der gestellten Aufgabe. 

* 

^ r V ° rtrag S0llte nur eine kurze Übersicht über eine geistes 

14 WU1 m “ ei “ r We “ 

Staatsethik gibt es in mancherlei verschiedenartigem und sogar wider- 
spruchsvollem Sinn. Staatsethik kann Unterwerfung des Staates unter 
hisdie Normen bedeuten und begründet dann vor allem Pflichten des 
Staates. Das setzt, wie besonders in Kants staatsethischen Darlegungen zu 
ffeber“ Gn " 'T bestekenden Staat ™v&us, den „jetzt bestehenden Gesetz¬ 
en®? ’ W P C ausdrüdd ’ dessen Existenz unproblematisch als 

deutet TT t and ld ? hmgen °“ men wird - üi soziologischer Konkretheit be¬ 
deutet Unterwerfung des Staates unter ethische Normen natürlich nichts 
nderes als Kontrolle und Herrschaft derjenigen Menschen und sozialen 

StlTim N 6 m 1 °i re l en firkHdikeit gegenüber dem konkreten 
Staat im Namen jener ethischen Normen auftreten und sie zur Geltung 

SubS'f at I t k r ferner 6ine V ° m Staat als au ^nomem ethischen 
zifi cht r ? V ° n lhm aUSgehende Ethik bedeuten, durch welche spe- 
Stant K berd f no u- r esistan C e hinausgehende Pflichten gegenüber dem 
Wird b ^ rUndet werden - Audi das setzt einen bestehenden Staat voraus. 

Ei £u L\ ZU eme r Pluralistischen Parteienstaat, so kann die 
des Maates nur so lange bestehen, als die zwei oder mehreren 
F . , einigen, indem sie gemeinsame Prämissen anerkennen. Die 

v ,e ™ ( danD "'besondere auf der von allen Parteien anerkannten 

muß SW cül SS , e T mSame Grluid] age unbedingt respektiert werden 
tät d? F- lI hl r T r< ! C al, , n f Ur Verf assungsethik. Je nach der Substantiali- 
i e u dC J Aut ° rität d6r Verfassung kann darin eine 

r wirksume Einheit hegen. Es kann aber audi sein, daß sich die Verfassung 
zur bloßen Spielregel und ihre Ethik zur bloßen Ethik des fair play ver- 
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flüchtigt und daß es schließlich, bei pluralistischer Auflösung der Einheit 
des politischen Ganzen, dahin kommt, daß die Einheit nur noch ein 
Agglomerat von wechselnden Vereinbarungen heterogener Gruppen ist. 
Die Verfassungsethik verflüchtigt sich dann noch weiter, und zwar in die 
Ethik des Satzes pacta sunt servanda. In allen genannten Fällen von 
Staatsethik ist der Staat noch eine Einheit, sei es, wie in den beiden ersten 
Fällen — Unterwerfung des Staates unter die Ethik oder Aufstellung des 
Staates als eines übergeordneten ethischen Subjekts — eine als konkret 
bestehend vorausgesetzte Einheit, sei es eine in der gemeinsamen An¬ 
erkennung der Verfassungsgrundlage oder der Spielregel enthaltene, aber 
ebenfalls vorausgesetzte Einheit. Nur auf den Satz pacta sunt servanda 
läßt sich keine Einheit des Staates gründen, denn die einzelnen sozialen 
Gruppen als vertragschließende Subjekte sind dann als solche die maß¬ 
gebenden Größen, die sich des Vertrages bedienen und untereinander nur 
noch durch ein vertragliches Band gebunden sind. Sie stehen als selbständige 
politische Größen einander gegenüber, und was es an Einheit gibt, ist nur 
das Resultat eines (wie alle Bündnisse und Verträge) kündbaren Bünd¬ 
nisses. Der Vertrag hat dann nur den Sinn eines Friedensschlusses zwischen 
den paktierenden Gruppen, und ein Friedensschluß hat, ob die Parteien 
wollen oder nicht, immer einen Bezug auf die, wenn auch vielleicht ent¬ 
fernte Möglichkeit eines Krieges. Im Hintergrund dieser Art Vertrags¬ 
ethik steht daher immer eine Ethik des Bürgerkrieges; im Vordergrund 
steht die offenbare Unzulänglichkeit des Satzes pacta sunt servanda, der, 
konkret gesprochen, nicht viel mehr sein kann als eine Legitimierung des 
jeweiligen status quo, ähnlich wie er im Privatleben eine vortreffliche 
Ethik von Wucherern abzugeben vermag. Wird die staatliche Einheit in 
der Wirklichkeit des sozialen Lebens problematisch, so ergibt sich ein für 
jeden Staatsbürger unerträglicher Zustand, denn damit entfällt die nor¬ 
male Situation und die Voraussetzung jeder ethischen und jeder rechtlichen 
Norm. Dann erhält der Begriff der Staatsethik einen neuen Inhalt, und 
es ergibt sich eine neue Aufgabe, die Arbeit an der bewußten Herbei¬ 
führung jener Einheit, die Pflicht, daran mitzuwirken, daß ein Stüde kon¬ 
kreter und realer Ordnung sich realisiert und die Situation wieder normal 
wird. Dann tritt neben die Pflicht des Staates, die in seiner Unterwerfung 
unter ethische Normen liegt, und neben die Pflichten gegenüber dem Staat 
eine weitere ganz anders geartete staatsethische Pflicht, nämlich die Pflicht 
zum Staat. 
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Die Verfassungssituation der Gegenwart ist znnärW u , 

».ohne,, d . a 2at , dle EinriAtunen “* - 

immmmß 

scualt. Fs ist dabei eine zweite, hier nicht interessierende F^o- • 

kä f*«‘ - 7 . D- alles ÄÄ SLZ&SSJZ'gZ Z 

Militär- und Beamtenstaat im « i bestehenden, monarchischen 

zu diesem Staat gehörte, eben Gesellschaft hhSfüep 

S’ÜÄ El '™H ** ^ ™ Ä 

Gruppierung von sich aus zu be F @ Segenu k e r zu stellen und dadurch die 
»Aiedenheiten innerhalb der .M.ZZ^ctelhJiat V “' 

IXSSrr r r 

Zusammenfassung zur Gesellschaft“ ^ . r ® at ' vlert A wurcIen und die 
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macht hätte. Auf diese Weise wa^r'^nu 8 * 8 ^ 6 Bedeutungslos ge- 
möglich; insbesondere konnte ma ^ eic kgewicht und ein Dualismus 
losen, sogar völlig agnostischen Staatf "' 60 ^ UD<1 wellanscflauiln gs- 

Wirtschaft wie einen Ztldltut Z “ff halten Und ei “ e staatsfreie 
Beziehungspunkt blieb jedoch der Staat" Yk lstrui eren. Der bestimmende 
keit und UnterscheidWeitvor A T dle ^ konkreter Deutlich- 

stdlungen yon der “GesellsSaft"““^®"shhbef Ed” oft H u £ fafibar vieldeutigen Ver¬ 
deutschen Universität (Akademisches DenKr-hm'“!' Spranger, Das Wesen der 
logischen Sprachgebrauch ist es 
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Rechts, die sich im Laufe des 19. Jahrhunderts in Deutschland entwickelt 
haben und die einen großen Teil unseres öffentlichen Rechts ausmachen, 
liegt jene Unterscheidung als Voraussetzung zugrunde. Daß man allgemein 
den Staat der deutschen konstitutionellen Monarchie mit seinen Gegen¬ 
überstellungen von Fürst und Volk, Krone und Kammer, Regierung und 
Volksvertretung als „dualistisch“ konstruiert hat, ist nur ein Ausdruck 
des allgemeineren, fundamentalen Dualismus von Staat und Gesellschaft. 
Die Volksvertretung, das Parlament, die gesetzgebende Körperschaft, war 
als der Schauplatz gedacht, auf dem die Gesellschaft erschien und dem Staat 
gegenübertrat. Hier sollte sie sich in den Staat (oder der Staat sich in sie) 
hineinintegrieren 1 . 

In allen wichtigen Begriffsbildungen äußert sich die dualistische Grund¬ 
struktur. Die Verfassung gilt als Vertrag zwischen Fürst und Volk. Der 
wesentliche Inhalt eines staatlichen Gesetzes wird darin gefunden, daß es 
„in Freiheit und Eigentum der Bürger eingreift“. Eine Rechtsverordnung 
wendet sich, zum Unterschiede von einer Verwaltungsverordnung, die nur 
an die Behörden und Beamten ergeht, an alle Staatsbürger. Das Budget¬ 
recht beruht auf der Vorstellung, daß zwischen den beiden Partnern regel¬ 
mäßig eine Budgetvereinbarung zustande kommt, und noch in der letzten 
Auflage des Lehrbuches Meyer-Anschütz (1919, S. 890,897) heißt das Budget¬ 
gesetz „Budgetvereinbarung . Wenn man für einen Verwaltungsakt wie 
die Veranschlagung des Staatshaushalts ein sogenanntes formelles Gesetz 
verlangt, so zeigt sich in dieser Formalisierung nichts anderes als die Politi¬ 
sierung des Begriffs: die politische Macht des Parlaments ist groß genug, 


sierten, gewachsenen und geschaffenen, flüchtigen und dauernden Formen mensch- 
hchen Verbundenseins, die nicht Staat und nicht Kirche sind, kurzweg 
als die „Gesellschaft zu bezeichnen. Das Gebilde ist so nebelhaft wie das .Milieu'“ 
Diese Bemerkung Sprangers trifft den negativen Charakter der Vorstellung „Geseli- 
schaft sie wird aber, wie mir scheint, der weiteren geschichtlichen Tatsache nicht 
gerecht, daß „Gesellsdiaft in der konkreten Situation des 19. Jahrhunderts nidit 
nur einen negativen, sondern darüber hinaus audi noch einen spezifisdi politi¬ 
schen, also polemischen Sinn hatte, wodurdi das Wort aufhört, „nebelhaft“ 

hlT!w„ Un r d ' C l° )lk - r f 1 te ?PjfT n f gewinnt, die ein politischer Begriff durch seinen 
konkreten Gegenbegriff erhalt. Infolgedessen haben auch die mit Hilfe des Wortes 
societas gebildeten Begrifte dieser Situation, sobald sie zu gesdiichtlidier Bedeutung 
kommen, meistens einen oppositionellen Sinn, nicht nur „Sozialismus“, sondern audi 
die „Soziologie die, wie Carl Brinkmann sagt, als eine „Oppositionswissensdiaft“ 
entstanden ist (Versuch einer Gesellsdiaftswissensdiaft, Miindien und Leipzig 1919) 
Herr stud. jur. G. Wiebeck (Berlin) madit mich auf eine Stelle des Budies von 
L. v. Hasner, Filosofie des Rechts und seiner Geschichte in Grundlinien, Prag 1851, 
stehP„ö Ufm T rk f am ’ dle f i °i- S i en r den ’ J . aU T dl für die weiteren Ausführungen des oben- 
Geselkrhnfi w es ’ nam e nth ch für die Lage einer in „Selbstorganisation“ befindlichen 
unoroSi , mt A e / essant f a Wortlaut hat: „Die Gesellsdiaft aber als sdiwirrende, 
rSi rl Masse ist keine ethische, sondern nur eine transitorische, historisdie 
Ownisiert.ist sie eine ethisdie, aber eben der Staat selbst, wenn dieser 
sonst etwas mehr sein soll, als ein abstractum. 

in | 7 r Z ,!T B U Sp ^ e , 1 ® ta l* Vieler Lorenz von Stein, Gesdiidite der sozialen Bewegung 
n Frankreich, Bd. 2 (Ausgabe von Gottfried Salomon, München 1921, II, S. 41) • Die 

T? rSUI V ” durch w S ld i es ,r d ^ Gesellsdiaft den Staat beherrscht“ oder 
S ünden r! r 6 !,° n Rudolf Gneist, Die nationale Rechtsidee von den 

ist d a ?’„m ^1«* S - 269: da s allgem e ine Verlangen nadi geheimer Abstimmung 
ist „das untrügliche Zeichen der Überflutung des Staates durdi die Gesellschaft“. 
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um es einerseits durchsetzen, daß eine Normierung nur dann als * 

sSe"“\ d r -0 

sei 1 “ formeIlen > d - k - v °u dem sachlichen Inhalt des Vorganges ah 
sehenden Gesetzesbegriff zu erobern; diese Formalisierung bringt 

der r 6n II h rt" der Volk —^etung gegenüber dfr Regferung 

drnch Ä gegenüber dem monarchischen Beamtenstaat, zum Auf 

Unt^' dle beIb ® tverwaltu ng setzt in allen ihren Einrichtungen die 

Unterscheidung von Staat und Gesellschaft voraus; Selbstverwaltung tt 

Seilschaft- 61 Staat und seinem Beamtentum gegenüberstehenden Ge- 
hchaft, auf dieser Grundvoraussetzung haben sich ihre Begriffe und 
Einrichtungen im 19. Jahrhundert entwickelt und formuliert. ^ 

Ein solcher „dualistischer“ Staat ist eine Balancierung von zwei ver 
mdenen Staatsarten: er ist ein Regierungsstaat und ein Gesetzgebung« 

aa Te S mt er d 6ntwickelt siA um » niehr zum Gesetzgebung-' 

taat, je mehr das Parlament, als die gesetzgebende Körperschaft der 

gierung, d h. je mehr die damalige Gesellschaft dem damals bestehen 

staB d %t Ü l ei } e8en Zeigt Man ka ™ ad e Staaten nach dem Gebiet' 
staatlicher Tätigkeit emteilen, auf dem sie das Zentrum ihrer TätigW 

finden. Danach gibt es Justiz- oder besser: Jurisdiktionsstaaten daneben 
Staaten, die wesentlich Regierung und Exekutive sind, und endlich rJZi 
^ Pf r mit telalterliche Staat, wie auch in weitem Maße bis' 
daß d | P cf 111 daS an Selsä<hsisch e Staatsdenken, geht davon aus 
r Kern der Staatsgewalt in der Gerichtsbarkeit liegt Staaten- n 

und Jurisdiktion werden hier gleichgesetzt wie da« h j S ’ aatsge y alt 

drud.sweise des Code, Juris A "- 

aUerdm K s zu bmdiCenist, d.B die maligebeude Uu.s'dire Übung d^ Autorf 
“t ™««*-tatloIisd,eu Kirdse uud ihrer hödisteu Ämfer sii uS 

ä„ße? n lW emes Rldl ‘ers, so “ de ™ 'Jen, eines Hirten über seiner Herde 
äußert Der seit dem 16. Jahrhundert seine Form gewinnende absolute 

“ ien N ' 10 die °f milideutete Staatsräson, liegt „fdrt inlnhal” 

RÄige e'in EndeTd,t U D BUrS „ erkriege - de ”> K «»Pf um das normativ 

»“erheb her “F Tt*'T'““ ” stellt die Mb.««» Ordnung und 

b.drerhe“ her . Erst als das emgetreten war, konnte der Gesetzgebungs¬ 
staat der bargerlnh-reehtsstaatlidren Verfassung in ihn eindringen fm 
Ä2- tritt dann das jeweilige Zentrum des Staates o L 

Standgeridrtsbarkeit) d h ^ S “ klerf “ r des Standredits (genauer: der 
S cntsnarkeitl, d. h. einer summarischen Justiz- der Staat als Fw 

verbundenen tJberg Sj m “ der Suspension von Grundrenten 

verbundenen, Übergangs der vollziehenden Gewalt: der Gesetzgebung»- 
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staat der Not- und Ausnahmezustandsverordnungen, d. h. eines summa¬ 
rischen Gesetzgebungsverfahrens 1 . 

Bei solchen Einteilungen und Typisierungen der Staatsarten ist immer 
zu beachten, daß es einen reinen Gesetzgebungsstaat ebensowenig geben 
kann wie einen reinen Jurisdiktionsstaat oder einen Staat, der restlos nichts 
anderes wäre als Regierung und Verwaltung. Insofern ist jeder Staat eine 
Verbindung und Mischung dieser Arten, ein status mixtus. Aber mit diesem 
Vorbehalt läßt sich eine brauchbare Charakterisierung der Staaten nach 
dem Zentralgebiet der staatlichen Tätigkeit gewinnen. Daher ist es be¬ 
rechtigt und für das Problem des Hüters der Verfassung besonders auf¬ 
schlußreich, den bürgerlichen Rechts- und Verfassungsstaat, wie er sich im 
19. Jahrhundert entwickelt hat, als einen Gesetzgebungsstaat zu kenn- 
zeidmen. Es gehört, wie Richard Thoma treffend gesagt hat, zu den „art¬ 
bestimmenden Tendenzen des modernen Staates“, die Dezision, „über deren 
Vernünftigkeit und Gerechtigkeit man immer streiten kann, dem Gesetz¬ 
geber zu überlassen, dem Richter zu nehmeu 2 “. Ein Jurisdiktionsstaat ist 
möglich, solange inhaltlich bestimmte Normen auch ohne die bewußte und 
geschriebene Normsetzung einer organisierten Zentralgewalt voraus¬ 
gesetzt werden können und unbestritten anerkannt sind. In einem Gesetz¬ 
gebungsstaat dagegen kann es keine Verfassungsjustiz oder Staatsgerichts¬ 
barkeit als eigentlichen Hüter der Verfassung geben. Das ist der letzte 
Grund dafür, daß in einem solchen Staat die Justiz nicht von sich aus um¬ 
strittene Verfassungs- und Gesetzgebungsfragen entscheidet. In diesem Zu¬ 
sammenhang verdient eine Äußerung Bluntschlis ausführlich zitiert zu 
werden, weil sie wegen ihrer sachlichen Klarheit und in der Weisheit 
ihres konkreten Wissens als eine klassische Stelle der Staatslehre des 
19. Jahrhunderts gelten kann. Bluntschli gibt zu, daß die Verfassung selbst¬ 
verständlich auch für die Gesetzgebung gilt und diese keineswegs das Recht 
hat, zu tun, was ihr ausdrücklich verboten ist. Er weiß die Gründe und 
Vorteile der amerikanischen Praxis richterlicher Gesetzesprüfung gut zu 
würdigen. Dann fährt er fort: „Wenn man aber in Erwägung zieht, daß der 
Gesetzgeber in der Regel von der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes über¬ 
zeugt ist und dieselbe will, und daß dennoch sehr leicht sich verschiedene 
Meinungen darüber bilden, so daß, wenn sein Ausspruch Gegenstand des 
Streites werden kann, das Gericht vielleicht eine andere Ansicht darüber 
hat als der Gesetzgeber; wenn man bedenkt, daß in diesem Falle doch die 
höhere Autorität des Gesetzgebers zwar nicht im Prinzip, aber im Erfolg 

1 Weiteres zum Ausnahmezustand vgl. Der Hüter der Verfassung, S. 115 f. Bei 
LudwigWaldedcer.Die Grundlagen des militärischen Verordnte ngsredits in Zivilsachen 
während des Kriegszustandes, AöR. XXXVI (1917) S. 389 f. ist der Zusammenhang 
von Justizstaat und Standrecht wohl bemerkt, die Folgerichtigkeit der weiteren Ent¬ 
wicklung aber verkannt. 

2 Grundrechte und Polizeigewalt (Festgabe für das Preußische Oberverwaltungs¬ 
gericht), Berlin 1925, S. 223; nidit ganz ebenso in der Aussprache auf dem deutschen 
Staatsrechtslehrertag in Wien, 1928, Veröffentlichungen der Vereinigung der deut¬ 
schen Staatsrechtslehrer, Heft 5 S. 109; ferner in der Reichsgerichtsfestsdirift 1929, 
S. 200, und Handbuch des Staatsrechts, Bd. II S. 109, 136/37. 
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der niedriger gestellten der Gerichte weichen und der Repräsentant d 
gesamten Nation im Konflikte mit einem einzelnen Organe Z 
korpers hmter dasselbe zurücksteben müßte; wenn man die Sfönrng ntd 
den Zwcespalt we cbe auf solche Weise in den einheitlichen Gang des 
Staatslebens gebracht werden, überlegt und sich erinnert, daß die Gerichte 

rerhtlvT^v 1 Bescbaffe]abeit nacb vorzugsweise zur Erkenntnis privat- 
tlicher Normen und Rechtsverhältnisse berufen und vorzuesw • 
geneigt sind auf formell-logische Momente den Nachdruck zu legen, w äU 

und ? Sld /l hl6r S6ra w fig Um die wicbt igen staatsrechtlichen Interessen 
und die allgemeine Wohlfahrt handelt, die zu erkennen und zu fürder 
Aufgabe des Gesetzgebers ist: so wird man dennoch dem europäischen 
und em ^ \” rzU f n geben > ^wohl dasselbe nicht vor allen Übeln schützt 

Anted n b d t er A U X 0 k ° mmenheit der mensdllicben Zustände auch seinen 
in de 1 R ' l A i Udl gege o Ungeredlte Urt eile der obersten Gerichte gibt es 
trägt in R sefn r'u allßeren Hilfsmittel. Der gesetzgebende Körper aber 
nisf f Blldung dle wichtigsten Garantien, daß er nicht seine Befug 

isse m verfassungswidrigem Geiste ausübe 1 “. _ Der letzte Satz ist ent 

Sf LtefN ze ; gt> daß / ür die v r tellung des 19 - wi: 

Ca" i A Un<1 Semem Wesen nacb in sidl se,bst die eigentliche 

mcnt VT , VC v aSSUnff trUg ’ Das geIlört zu dem Glauben an das Paria 
ment und ist die Voraussetzung dafür, daß die gesetzgebende Körperschaft 

% 1 r ates ', un<1 der s *“‘ <*■ 

*" "’ ,r in ei "" 

yi da d p ‘?T a v5 jssra 

ÄTÄÄ'ÄÄ 

Bea^tensüiat^als^ärtnp 16 rl V °v Unabbängigen ’ Marken monarchischen 
m ™ Staat als lartner des Verfassungspakts vor sich sieht. Das Paria 

ent soweit es Volksvertretung ist, wird hier zum wahren Hüter und 

aran en er erfassung, weil der Vertragsgegner, die Regierung nur 

widerwillig den Vertrag geschlossen hat. Die Regierung verdient daher Miß 

rauen; sie macht Ausgaben und verlangt Abgaben; sfe wird als arisgaben" 

freudig, die A «^Vertretungen als sparsam, ausgabenunwillig gedacht was 

des li Wien ^lafb T’ J"™ d Sein konnte - Denn Tendenz 
ües liberalen 19. Jahrhunderts geht dahin, den Staat womöglich auf ein 

—un -äässä: 

mit diesenlsätzen Bhmtsddis' dte^Argumentatio 1 S % Vti^r E? ist besonders lehrreich, 
sieht die Garantie in dem Zusaminenuörken^be de? Pp ZU vergle 1 idlen : dieser 
monarchie, eine permanente erste nnrt u ° .9 e ^ tz & ebun g> an der eine Erb- 

aditen a. a. O. S. 23. d gewahlte zweit e Kammer beteiligt sind; Gut- 
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Prinzipien für ihr Gebiet die notwendigen Entscheidungen gewinnen: 
im freien Spiel der Meinungen auf Grund freier Werbung entstehen Par¬ 
teien, deren Diskussion und Meinungskampf die öffentliche Meinung ergibt 
und dadurch den Inhalt des staatlichen Willens bestimmt; im freien Spiel 
der sozialen und wirtschaftlichen Kräfte herrscht Vertrags- und Wirtschafts¬ 
freiheit, wodurch die höchste wirtschaftliche Prosperität gesichert scheint, 
weil der automatische Mechanismus der freien Wirtschaft und des freien 
Marktes sich nach wirtschaftlichen Gesetzen (durch Angebot und Nachfrage, 
Leistungsaustausch, Preisgestaltung, Einkommensbildung in der Volks¬ 
wirtschaft) selbst steuert und reguliert. Die bürgerlichen Grund- und 
Freiheitsrechte, insbesondere persönliche Freiheit, Freiheit der Meinungs¬ 
äußerung, Vertrags-, Wirtschafts- und Gewerbefreiheit, Privateigentum, 
also die eigentlichen Richtpunkte jener oben behandelten Praxis des 
Höchsten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten, setzen einen solchen grund¬ 
sätzlich nicht intervenierenden, höchstens zum Zweck der Wiederherstel¬ 
lung der gestörten Bedingungen der freien Konkurrenz eingreifenden, 
neutralen Staat voraus. 

Dieser im liberalen, nicht-interventionistischen Sinne gegenüber der 
Gesellschaft und der Wirtschaft grundsätzlich neutrale Staat bleibt auch 
dann die Voraussetzung der Verfassungen, wenn für Sozial- und Kultur¬ 
politik Ausnahmen zugelassen werden. Er änderte sich aber von Grund 
auf, und zwar in dem gleichen Maße, als jene dualistische Konstruktion 
von Staat« und Gesellschaft, Regierung und Volk, ihre Spannung verlor und 
der Gesetzgebungsstaat sich vollendete. Denn jetzt wird der Staat zur 
„Selbstorganisation der Gesellschaft“. Damit entfällt, wie erwähnt, die bis¬ 
her stets vorausgesetzte Unterscheidung von Staat und Gesellschaft, Regie¬ 
rung und Volk, wodurch alle auf dieser Voraussetzung aufgebauten Begriffe 
und Einrichtungen (Gesetz, Budget, Selbstverwaltung) zu neuen Problemen 
werden. Es tritt aber gleichzeitig etwas noch Weiteres und Tieferes ein. 
Organisiert sich die Gesellschaft selbst zum Staat, sollen Staat und Gesell¬ 
schaft grundsätzlich identisch sein, so werden alle sozialen und wirtschaft¬ 
lichen Probleme unmittelbar staatliche Probleme und man kann nicht 
mehr zwischen staatlich-politischen und gesellschaftlich-unpolitischen Sach¬ 
gebieten unterscheiden. Alle bisher üblichen, unter der Voraussetzung des 
neutralen Staates stehenden Gegenüberstellungen, die im Gefolge der 
Unterscheidung von Staat und Gesellschaft auftreten und nur Anwendungs¬ 
fälle und Umschreibungen dieser Unterscheidung sind, hören auf. Anti¬ 
thetische Trennungen wie: Staat und Wirtschaft, Staat und Kultur, Staat 
und Bildung, ferner: Politik und Wirtschaft, Politik und Schule, Politik 
und Religion, Staat und Recht, Politik und Recht, die einen Sinn haben, 
wenn ihnen gegenständlich getrennte, konkrete Größen oder Sachgebiete 
entsprechen, verlieren ihren Sinn und werden gegenstandslos. Die zum 
Staat gewordene Gesellschaft wird ein Wirtschaftsstaat, Kultur Staat, Für¬ 
sorgestaat, Wohlfahrtsstaat, Versorgungsstaat; der zur Selbstorganisation 
der Gesellschaft gewordene, demnach von ihr in der Sache nicht mehr zu 
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Zusammenleben den Menslt SÄT“ t“ 
Z U ‘ A f“*” Jnferessennnd Tende n“» sS 

?=S X irlirf F 

°ürj]“n nenZ S I 'Et de" 

erfundene Begriff der pofenMeBen hJT“' ” ''«f“*“ "” d S ° ltla " 5 " 

nicht nur das Mili+ö • i, • tung eines Staates alles erfaßt 

die industrielle und wirtsdaaftlidi^^ f edln j sdlen Sll W e ’ sondern auch 
intellektuelle und 1™ Äe A.tb.H ' 71 d ?’ Klie *' s - s °*« *• 
bürger, so erfeflt d" ser «ue Staat tl^cl Staat,. 

die«n erstaunlichen Voraä7 . 1 . Gebiete - E “ sl Jlln «“ bat für 

totale Mobilmachung. Ohne RiidLidd P 'f T"* 6 , Eor . mo1 '"‘K<'ful,ct : die 

heit, die jenen F<JLi„v „„^potentieller rZ ‘ , "’f d f 
machung im einzelnen znlcnmmt • j Ung °d er totaler Mobil¬ 

bedeutende Erkenntnis beachten'und velT f“ ln . ihnen ent t alte ne, sehr 
etwas Umfassendes zum ™ ^ SJ ' 6 bring en 

lung an: die im StaaHi^ selb f f ne große und tiefe Wand- 

Wege, aus dem neuÜet ist auf dem 

potentiell totalen Staat überzuffehen IV 6n * 9 ' Jahrhunderts in einen 
Teil einer dialektischen Entwicklung b le gewaltige Wendung läßt sich als 
läuft: vom absoluten Staat disW und T V”* Stadien ver - 

Sl::; und Ges'eTläaft 9 ’ M “ S Ä tSS^Z 

hältnis zur freien undprivate*“ beutig ™ Ver- 
soldien Umfang angenommen hat daß nicht bloß * Wirtsdlaft einen 

mehrung, sondern auch eine Qualitative V b ß , quantltative Ver- 

wandel“, vorliegt und alle Gebiete 1 -ft e ^ anderun S. ein „Struktur- 
die unmittelbar finanziellen uni k' Lebe ™’ »*** etwa nur 

ergriffen werden. Mit welchen Ziffern °r°v ISC ' ^ '^ ngele ® en l 1 eiten, davon 

? w “ d “' ; 4“i: ht 

Heft 2 1 l e r| 1 l e ereAnetf^e^sTvlmeHet ften H fÜr ii 0n / Unkturforsdlun ^ Bd - 5 (1930) 

(vgl. folgende Anmerkung), g. MüTlIr Oerliif ltend gCraadlt zB - von J. Popitz 

Muner-Uerlmghausen, in seinem Vortrag über die 


Die Wendung zum totalen Staat 


153 


zu werden, weil das Gesamtphänomen unbestreitbar und unbestritten ist. 
Ein Sachkenner von größter Autorität, Staatssekretär Prof. J. Popitz, geht 
in einer zusammenfassenden Rede über den Finanzausgleich 1 davon aus 
daß in der Tat für die Verteilung des größeren Teils des deutschen Volks¬ 
einkommens der sich selbst regulierende Mechanismus der freien Wirt¬ 
schaft und des freien Marktes ausgeschaltet ist und an seine Stelle „der 
bestimmende Einfluß eines an sich grundsätzlich außerwirtschaftlichen 
Willens, nämlich des Willens des Staates“ getreten ist. Ein anderer Sach¬ 
kenner von höchstem Rang, der Reichssparkommissar Staatsminister Sae- 
misch, sagte, daß es die öffentliche Finanzwirtschaft ist, welche die politische 
Lage Deutschlands entscheidend beeinflußt 2 . Von wirtschaftswissenschaft¬ 
licher Seite ist eine, wie mir scheint, überaus treffende Formulierung für 
den Gegensatz des bisherigen Systems gegenüber dem heutigen aufgestellt 
worden: vom Anteilsystem (bei welchem dem Staat nur ein Anteil 
des Volkseinkommens, eine Art Dividende vom Reingewinn zusteht) zum 
Kontrollsystem, bei welchem der Staat, infolge der intensiven Be¬ 
ziehungen von Finanzwirtschaft und Volkswirtschaft, infolge der starken 
Vergrößerung sowohl des Staatsbedarfs als auch des staatlichen Einkom¬ 
mens, als Teilhaber und Neuverteiler des Volkseinkommens, als Erzeuger, 
Verbraucher und Arbeitgeber, die Volkswirtschaft maßgebend mitbestimmt.’ 
Diese von Fritz Karl Mann in einer interessanten und bedeutungsvollen 
Abhandlung „Die Staatswirtschaft unserer Zeit“ (Jena 1930) aufgestellte 
Formel soll hier ebenfalls nur als Formel verwendet werden, ohne daß es 
im übrigen auf eine nationalökonomische Kritik ankäme. Entscheidend ist 
hier für die staats- und verfassungstheoretische Betrachtung, daß das Ver¬ 
hältnis des Staates zur Wirtschaft heute der eigentliche Gegenstand der 
innerpolitischen Probleme ist und die überlieferten Formeln des früheren, 
auf der Trennung von Staat und Gesellschaft aufgebauten Staates nur 
geeignet sind, über diesen Sachverhalt hinwegzutäuschen. 

In jedem modernen Staat bildet das Verhältnis des Staates zur Wirt¬ 
schaft den eigentlichen Gegenstand der unmittelbar aktuellen inner¬ 
politischen Fragen. Sie können nicht mehr mit dem alten liberalen Prinzip 
unbedingter Nichteinmischung, absoluter Nichtintervention, beantwortet 
werden. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, wird das wohl auch all¬ 
gemein anerkannt. Im heutigen Staat, und zwar um so mehr, je mehr er 
moderner Industriestaat ist, machen die wirtschaftlichen Fragen den Haupt- 

S s $ afts ^ ri , se vom 4 - November 1930, Mitteilungen des Langnamvereins Tabrs- 
1930, bleue Folge 19. Heft, S.409; vgl. Otto Pfleiderer, Die Staafswirtsdiaft ünd eks 

GÄSrtMftS tT '" Uel Sai ‘“ W ' Die BSentli * e der 

Länd?r e n^ n rpW SS i eidl v nd ff Sei o a J Bedeutu 5 g f i ir die Finanzlage des Reichs, der 
dustrfe Ä Ge cTo nd ^r ; Veröffentlichungen des Reichsverbandes der deutschen In¬ 
dustrie, Berlin 1930, S. 6; ferner: der offenthohe Finanzbedarf und der Reichssnar 
kommissar, Bankarchiv, XXX, Heft 2 (15. Oktober 1930) S 21. ««chsspar- 

komm?«l ,tSdle j J'V isteazaitu ng“, F Januar 1931, Sp. 17; ferner in Der Reidisspar- 
ommissar und seine Aufgabe; Finanzrechtliche Zeitfragen Bd. 2, Berlin 1930, S. 12. 
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b uR dei innenpolitischen Schwierigkeiten aus unrl r r 

Formulierung Beeriff und n iNOvemPer ly23b so sind eben mit dieser 
Staats und P f d ° Sem emer »wirtschaftlichen Macht“ von 

nd Gesetzes wegen anerkannt. Der heutie-e Sta«i i , 011 

il^psasssli 

ssss^Äpsss 

der Nichtintervention S eTner Uw * ^ ^ die Foi 'derung 

Denn Nichtintervention würde bedeMen^daß 1 S ? lbstwide rspruch. 

wirtschaftlichen Gegensätzen und Konflikten die ^eute T* . S ° Zla 611 und 
rem wirtschaftlichen Mitteln •• A ’ , heute keineswegs mit 

Machtgruppen freie Bahn läßt Nicht' Werden ’ den verscF iedenen 

nichts anderes als ^ “ 6in6r S ° ldlen Lage 

Rücksichtslosen, und es zeigt sich wied^ ^ C J 1 GWei ® überlegenen und 
scheinbar so paradoxen sSzes de^ T 11 Wabrbe R des 

gesprochen hat: Nichtintervention ist e'^ dl ® Außenpolitik aus¬ 
ungefähr dasselbe wie Intervention ^ S 1Wieriger Begriff > er bedeutet 

bieien ist die A "' G ' 

erdrückenden Übergewichts derW?i ^ ^ ^ ^ infoIge des 

bleme dort heute meTs7enTaIs WlrtsdlaBIl ^ en Schwierigkeiten und Pro¬ 
verwunderlich, daß die Abwehr 6 ^ 1 eiapfunden WJ ’ rd - Es ist nicht 

zunächst als Abwehr gegen dieieniS” ^ Expansion des Staates 

in einem solchen Augenblick gerade ^Artd ersrheint > die 

als Abwehr gegen den OpsM + , „ es Staates bestimmt, demnach 

™n S e„ •’? i Z “" M,S l”" d ‘ SiA °- 

unklaren Abhilfeversuche zu ertV- j- ,, Slnd wobl auch die ersten 
um ein Gegengewidit geiren den ' f 1Ctl &n die / ustiz klammerten, 

werdenden Gesetzgeber zu e-e ' lmm A r macEtl S er und immer umfassender 
enden, weil sie nicht aus einer To'■, iemuß l e ^ in Iee * en ÄußerJichkeiten 
rechtlichen Gesamtsituation sonde ** ^ Erkenntnis der verfassungs¬ 

standen waren. Ihr eigentlicher Tr ^ nur emer reflexartigen Reaktion ent- 
modernen Gesetzgebers nur eine T ^ Carin ’ daB s ^ e der Macht des 
weder durdi bestimmte Normen eben 6 'v ^ gesensetzen konnten, die ent- 
den war, oder aber ihm nur unbe^P G 1 eSetzgebers inhaltlich gebun- 

gegenhalten konnte, mit derei^Hihfemch 1 ^ ^ Prinzipien ent- 

Autorität begründen ließ Die We A eine dem Gesetzgeber überlegene 
aen Hell Die Wendung zum Wirtschafts- und Wohlfahrts- 
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staat bedeutete zwar einen kritischen Augenblick: für den überlieferten 
Gesetzgebungsstaat, brauchte und konnte deshalb aber doch noch nicht den 
Gerichten ohne weiteres neue Kraft und politische Energien zuführen. In 
einer derartig veränderten Situation und angesichts einer solchen Aus¬ 
dehnung der staatlichen Aufgaben und Probleme kann vielleicht die Regie¬ 
rung, sicher aber nicht eine Justiz Abhilfe schaffen. Heute dürften wohl 
in den meisten Staaten des europäischen Kontinents der Justiz alle inhalt¬ 
lichen Normen fehlen, auf Grund deren sie die völlig neue Situation von 
sich aus zu meistern imstande wäre. 

Das Parlament, die gesetzgebende Körperschaft, der Träger und Mittel¬ 
punkt des Gesetzgebungsstaates, wurde in dem gleichen Augenblick, in 
dem sein Sieg vollständig zu sein schien, ein in sich selbst widerspruchs¬ 
volles, die eigenen Voraussetzungen und die Voraussetzungen seines Sieges 
verleugnendes Gebilde. Seine bisherige Stellung und Überlegenheit, sein 
Expansionsdrang gegenüber der Regierung, sein Auftreten im Namen des 
Volkes, alles das setzte eine Unterscheidung von Staat und Gesellschaft 
voraus, die nach dem Sieg des Parlaments jedenfalls in dieser Form nicht 
mehr Weiterbestand. Seine Einheit, sogar seine Identität mit sich selbst, 
war bisher durch den innenpolitischen Gegenspieler, den früheren mon¬ 
archischen Militär- und Beamtenstaat bestimmt. Als dieser entfiel, brach 
das Parlament sozusagen in sich auseinander. Der Staat ist jetzt, wie man 
sagt, Selbstorganisation der Gesellschaft, aber es fragt sich, wie die sich 
selbst organisierende Gesellschaft zur Einheit gelangt und ob die 
Einheit wirklich als Resultat der „Selbstorganisation“ eintritt. 

Der Unterschied zwischen einem parlamentarischen Parteienstaat mit 
freien, das heißt nicht festorganisierten Parteien und einem pluralistischen 
Parteienstaat mit festorganisierten Gebilden als den Trägern der staat¬ 
lichen Willensbildung kann größer sein als der von Monarchie und Re¬ 
publik oder irgendeiner andern Staatsform. Die festen sozialen Verbin¬ 
dungen, die heute Träger des pluralistischen Staates sind, machen aus dem 
Parlament, wo ihre Exponenten in Gestalt von Fraktionen erscheinen, ein 
bloßes Abbild der pluralistischen Aufteilung des Staates selbst. Woher soll 
bei dieser Sachlage die Einheit entstehen, in der die harten Partei- und 
Interessentenbindungen aufgehoben und verschmolzen sindPEineDiskussion 
findet nicht mehr statt; ja, mein bloßer Hinweis auf dieses ideelle Prinzip des 
Parlamentarismus hatR. Thoma veranlaßt, von einer „gänzlich verschimmel¬ 
ten Grundlage zu sprechen. Einige durch die politischen Parteien hindurch¬ 
gehende sogenannte „Querverbindungen“ (landwirtschaftliche Interessen, 
Arbeiterinteressen, Beamte, in einzelnen Fällen auch Frauen) können auf 
bestimmten Sachgebieten eine Mehrheit bewirken; da es sich aber bei dem 
Pluralismus nicht nur um die parlamentarischen Parteien und Fraktionen 
handelt, und außerdem derartige Querverbindungen selbst Faktoren der 
Pluralistischen Gruppierung sein können, so bedeuten sie zwar eine Kom¬ 
plizierung, aber keine Aufhebung und Beseitigung, eher sogar eine Be- 
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statigung und Verstärkung dieses Zustandes. Die berühmte solid 
par ementaire die über die Parteigrenzen hinweggehenden” gemein 6 

nament!Vh 1 d 1Sdlei1 Priv f; tinteressen der Parlamentarischen Abgeordneten" 
bch der eigentlichen Berufspolitiker, können ein wirksames Mot' ’ 
und ein nützlicher Einheitsfaktor sein, reichen aber 

stark S ° L J S6 ’ Wi<5 deP deS teutigen Deutschland, und bei der 

nidlt mehr — So wirf Z 

fr • v n dem Sdiauplafz emer ei nheitsbildenden, freien Verhandlung 
freier Volksvertreter, aus dem Transformator parteiischer Interessen “n 
einen unparteiischen Willen, zu einem Schauplatz pluralistischer Auf 
teilung der organisierten gesellschaftlichen Mächte. Die Folge ist, daß es 
unfTh - 61 , U . rcl1 j eine “ lm manenten Pluralismus mehrheits- und handlungs- 
i -, lg , W1 ^’ ° der aber > daß die jeweilige Mehrheit alle legalen Möglich 

die Zeit 1S h Werk rTn Und A SiAerUngSmitteI lhres Machtbesitzes gebraucht" 
d e Zeit ihrer staatlichen Macht nach allen Richtungen ausnützf undTor 

le u ,» la( .e mögUrSSrSf ÄE Die £2^' "Z 
Verfassimgsgesdiidite kennt in frühere* SÄSÄS 

alten'Z T » 1 ?? d Resdmälii eteit. Was bei der Auflösung de» 

alten Hem,.,dun Reiches Deutscher Nation Kaiser und Fürsten zur ,4t,,. 

Parallelere HaUSma<i “ geta “ heute in zahlreiche*' 

Auch in dieser Hinsicht ist die Veränderung gegenüber den, 10 I„l„ 

Abet man V m f Residuen steb enden FormalismusTeThülß 

die Staats und Ve f ^ niAt **“*«". dab d - Wirkung sowohl auf 
und dte V f d Verfass 'fS s eesinnung als auch unmittelbar auf den Staat 
und die Verfassung selbst außerordentlich groß ist Sie hesUU 
sachlich darin, daß in demselben Maße, in weitem der Stal stl ? 

StaaT 18 d 8 ^ 68 v eb f iIde VerwandeIt > an di e Stelle der Treue gegen'den 
das dle TreUe gegen diG S ° Ziale Organisation, gegen 

2 

Of loyatties^ dufr T* Treue ^rpllichtungen, eine „plutality 

stabilisiert und t fit ® pIuralistiscbe Aufteilung immer stärker 
gefähX wirkte s ' Tf ^ StaatIicbea Einheit immer mehr 
Staate trP^le es B ^ f ° lgendltige “ Ergebnis wird dadurch ein dem 
tum setTefnfn von Reamtenium .^möglich, denn auch diese Art Beamten- 

Staat voraus Anß l* 3 " 0rganisierten Sozialkomplexen unterscheidbaren 
ötaat voraus. Außerdem aber entsteht ein Pluralismus der Legalitäts- 
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begriffe, der den Respekt vor der Verfassung zerstört und den Boden 
der Verfassung in ein unsicheres, von mehreren Seiten umkämpftes 
Terrain verwandelt, während es im Sinne jeder Verfassung liegt, eine poli¬ 
tische Entscheidung zu treffen, die außer Zweifel stellt, was die gemein¬ 
same, mit der Verfassung gegebene Basis der staatlichen Einheit ist. Die 
jeweils herrschende Gruppe oder Koalition nennt die Ausnützung aller 
legalen Möglichkeiten und die Sicherung ihrer jeweiligen Machtpositionen, 
die Verwertung aller staatlichen und verfassungsmäßigen Befugnisse in 
Gesetzgebung, Verwaltung, Personalpolitik, Disziplinarrecht und Selbst¬ 
verwaltung, mit allerbestem Gewissen Legalität, woraus sich dann von 
selbst ergibt, daß jede ernste Kritik oder gar eine Gefährdung ihrer Situ¬ 
ation ihr als Illegalität erscheint, als Umsturz und als ein Verstoß gegen 
den Geist der Verfassung; während jede von solchen Regierungsmethoden 
betroffene Gegenorganisation sich darauf beruft, daß die Verletzung der 
verfassungsmäßig gleichen Chance den schlimmsten Verstoß gegen den 
Geist und die Grundlagen einer demokratischen Verfassung bedeutet, 
womit sie den Vorwurf der Illegalität und der Verfassungswidrigkeit eben¬ 
falls mit allerbestem Gewissen zurückgeben kann. Zwischen diesen beiden, 
in der Situation eines staatlichen Pluralismus fast automatisch funktio¬ 
nierenden, gegenseitigen Negationen wird die Verfassung selbst zerrieben. 

Diese Betrachtung der konkreten Verfassungszustände soll eine Wirk¬ 
lichkeit zum Bewußtsein bringen, deren Anblick sich viele aus verschieden¬ 
artigen Motiven und unter mancherlei Vorwänden lieber entziehen, deren 
deutliche Erkenntnis aber trotzdem für eine verfassungsrechtliche Unter¬ 
suchung, die sich mit dem Problem der Wahrung und Sicherung der gelten¬ 
den Reichsverfassung beschäftigt, ganz unumgänglich ist. Es genügt keines¬ 
wegs, allgemein von einer „Krise“ zu sprechen, oder die vorige Betrach¬ 
tung damit abzutun, daß man sie in die „Krisenliteratur“ verweist. Wenn 
der heutige Staat ein Gesetzgebungsstaat sein soll, wenn außerdem eine 
solche Ausdehnung der Gebiete staatlichen Lebens und staatlicher Betäti¬ 
gung eintritt, daß man schon von einer Wendung zum totalen Staat sprechen 
kann, wenn dann gleichzeitig aber die gesetzgebende Körperschaft zum 
Schauplatz und Mittelpunkt der pluralistischen Aufteilung der staatlichen 
Einheit in eine Mehrheit festorganisierter Sozialkomplexe wird, so hilft es 
nicht viel, mit Formeln und Gegenformeln, die für die Situation der konsti¬ 
tutionellen Monarchie des 19. Jahrhunderts geprägt sind, von der „Sou¬ 
veränität des Parlaments“ zu sprechen, um die schwierigste Frage des 
heutigen Verfassungsrechts zu beantworten. 


































m-^deut MA ^nd ^ Funktion der inner-politischen Neutralität des Sta ates 

!L Ü ^ erS / Cht Über die verschi edenen Bedeutungen 
und Funktionen des Begriffes der innerpolitischen 
Neutralität des Staates (1931) 

Angesichts der Vieldeutigkeit des Wortes „Neutralität“ und d v 
wirrung, die einen unentbehrlichen Begriff „nb l l der 

g. ei soll deshalb eine zusammenfassende Aufstellung vp« 1 
werden, in der die verschiedenen Bedeutungen, Funktionen und onl ^ 
»cten Riditungeu dieses Wortes mit eioiger Systematik eZpieHsZ 

1 Nego,ive ' —de 

der üotete. 

Große in deinem 6 pofittsche^TesraLrS ° jV s^s ne'V' “ ?° ®agt Viedridf 
übrigens eine alte Formel des 17 Tahi-hiLÜ l “eutre entre Rome et Geneve - 
von Hugo Grotius findet und für den L dtefÄafthn *5 SC /'°" auf einem Fortrat 
sierungsprozeß von größter Bedeutung ist> In ktzS Knn£f einsetz enden Neutrali- 
zu einer allgemeinen Neutralität gegenüber allen dpnlw ^T" 2 !. 111110 dleses Prinzip 
blemen und zu einer absoluten Gleich heb nnm clei ],kb a ren Anschauungen und Pro- 
Denkende nicht mehr gesdiützt wX P li f d V ng , fui ! ren ’ wobei z. B. der religiös 
dende nidit mehr als dlf Feind a ? d “ Atheist > der national E Zfin 

so Uie Freiheit jeder Art Pmp«»../, .de",«™ wfeT D ?"',' s ?«W wSb- 
der antinationalen; absolute Rückshhmal an *^ e, igiösen, der natio- 
den schlechthin, auch wenn er SiHp lmrj’W 1 entnähme auf den „Andersdenken- 

und im Dienst eines ausländisdien Staates "^agitiert °n" t ’ d A 6 f taatsform untergräbt 
der nichts mehr untersche i dend r * U??“ A /* ” nautr aler Staat“ ist 
ed agnostico der inhaltlose oder doch auf ein inhaHIUl 1 M • S • h 6 stato neutrale 
Staat. Seme Verfassung ist vor allem auch £ a dldle ?. Minimum beschränkte 
neutral im Sinne der Niditeinmisdmng IWiJH S n n u b ? r d er W i r t sc h a f t 

fcfüa gafea sesaa^g 

ssä siF" k “"<- äsj 

een, für welliede^s* 1 ”“.' i" st r " nl< /"<Staoisanffassun- 
sachlicher Beröche„h l P 0 ’)""' 11 ' 68 Mitiel ist, das mit 
gleiche Benutzen^^ JCn l'oU^ U ” < ' jCdenl die 

^^■ÄrÄSl 'S“ ff'“'“' '<**»*" Redewendungen 
m aschine“, der Staat alsB p ^ K ^ a ^ a * * die »Regierungs- 
fe KIlnkede F Gesetzgebung usw. Die Neutralität d«’^/ 6 pesetügebungsmasdiine, 
Instrumentes ist denkbar für das GebietlcrFvUt- Staates als eines technischen 
vorstellen daß der Justizapparat oder der VmU^t’ Wd man kann sidl vielleicht 
Weisefunktioniere und mit derselben Sachlichkeit undTecffiä! jedemBäSer“ 

päische Revue^NOTembef^«»ff 6 “-’ Carl Sdunitt > »Euro- 
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der sich seiner normgemäß bedient, zur Verfügung stehe, wie Telephon, Telegratih 
Post und ähnliche technische Einrichtungen, die ohne Rücksicht auf den Inhalt der 
Mitteilung jedem zu Diensten sind, der sich an die Normen ihres Funktionieren 
hält. Ein solcher Staat wäre restlos entpolitisiert und könnte von sich aus Freund 
und Feind nidit mehr unterscheiden. 

5. Neutralität im Sinne der gleichen Chance bei der staat¬ 
lichen Willensbildung. 

Hier bekommt das Wort eine Bedeutung, die gewissen liberalen Deutungen des 
allgemeinen gleichen Wahl- und Stimmrechts sowie der allgemeinen Gleichheit vor 
dem Gesetz zugrunde liegt soweit diese Gleichheit vor dem Gesetz nicht bereits 
(als Gleidiheit vor der Gesetzesanwendung) unter die vorige Ziffer 2 fällt Teder hat 
die Chance, die Mehrheit zu gewinnen; er wird, wenn er zur überstimmten Minder¬ 
heit gehört, da^an verwiesen daß er ja die Chance hatte und noch habe, Mehrheit 
zu werden. Audi das ist eine liberale Gereditigkeitsvorstellung. Solche Vorstellungen 
von einer Neutralität der gleidien Chance bei der staatlichen Willensbildung fielen 
auch, freilidi meistens wenig bewußt, der herrsdienden Auffassung des Art 76 RV 
zugrunde. Nadi ihr enthalt Art. 76 nidit nur eine Bestimmung über Verfassungs¬ 
änderungen (wie man nach dem Wortlaut annehmen sollte), sondern er begründet 
eine audi sdiranlcen- und grenzenlose, absolute Allmadit und eine verfassunglebende 
Gewalt. So z. B. G. Ansdiutz in seinem Kommentar zu Art. 76 (10. Aufl S 349/350) • 
Ir. Giese Kommentar 8. Aufl. 1931, S. 190; und Thoma, Handbudi des deutsdien 
Staatsiedits, II S. 154, der sogar so weit geht, C. Bilfingers und meine abweichende 
Meinung als „wunschreditlich hinzustellen, ein Beiwort, das eine im allgemeinen 
nidit ublidie Art von banaler Insinuation zum Ausdruck bringt. Diese herrsdiende 
Auffassung des Art. 76 nimmt der Weimarer Verfassung ihre politische Substanz Ind 
ihren „Boden und madit sie zu einem gegenüber jedem Inhalt i n d i fi¬ 
te r e n t e n , n e ut r al en A b a n de r u n g s v er f a h r e n , das namentlich auch 

am 1 Jeweils k e ? Fhenden Staatsform gegenüber neutral ist 
Allen Parteien muß dann gerediterweise die unbedingt gleiche Chance gegeben wer¬ 
den, sidi die Mehrheiten zu verschaffen, die notwendig sind, um mit Hilfe des für 

Rpnflir gSa r 'T gen , - g ?- H< L ndei V, Verfahrens ihr angestrebtes Ziel - Sowiet- 
Republik. nationalsoziahstisdies Reich, wirtsdiaftsdemokratisdier Gewerkschaf ts- 
staat, berufsstandisdier Korporationsstaat, Monardiie alten Stils, Aristokratie figend- 
weldier Art - und eine andere Verfassung herbeizuführen. Jede BevoilugunI der 
bestehenden Staatsform oder gar der jeweiligen Regierungsparteien sei es durch 

scncler“* Amtsblä1t cr°l1fndh 8 1 Untersdleid .ung e n bei der Benutzung der Rundfunlc- 
Amtsblätter, Handhabung der Filmzensur, Beeinträchtigung der nartei- 

° dei ’ dar Parteizugehörigkeit der Beamten in dfm Sinne, daß 
die jeweilige Regierungspartei den Beamten nur die Zugehörigkeit zur eigenen oder 
den von ihr parteipolitisch nidit zu weit entfernten Parteien gestaüet Versamm- 
ungsveibote gegen extreme Parteien, die Untersdieidung von legalen und revolu- 

Endriedadi en en h n P ad ^ hre r Pr A % amm > adea daa ^ im Sinne der konsequent zu 
folo benschenden Auffassung des Art. 76 grobe und aufreizende Ver- 

iassungswidngkeiten. Bei der Erörterung der Frage, ob das Gesetz zum Sdiutz der 

dej^svstpnTr 1 P‘¥ arz 1930 (RGBl. I S. 9i) verfassungswidrig ist oder nicht, wird 
er systematische Zusammenhang dieser Frage mit Art. 76 meistens nicht beaditet. 

4. Neutralität im Sinne von Parität, das heißt gleiche 
ulassung aller in Betracht kommenden Gruppen und Rich- 
ung en unter gleichen Bedingungen und mit gleicher Be¬ 
rücksichtigung hei der Zuwendung von Vorteilen oder 
sonstigen staatlichen Leistungen. 

n„Pw e u Par R at ’ st von gesdiiditlicher und praktischer Bedeutung- für Relie-ions 

rel d gi^nntX U fi SSS f ellsdlaf / en " dnem St . aat > der sidl uÄreng voSlen 
stell.r Weltcinscliauungsfi-agcn getrennt hat, sondern mit einer Mehrzahl b“- 

SnsrechtlX 0S V P uad ahnhdier Gruppen verbunden bleibt, sei es S v«- 

aufdem^^GebiS^ sei es durdl Zusammenarbeit 
ein!, „• V eblet der Schule, der öffentlichen Wohlfahrt usw. Bei dieser Parität erhellt 
sich eine Frage, die nadi Lage der Sadie sehr schwierig und bedenS^werden kann! 
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Parität Z auffaßt nn P? r jSpoFitÄ NeutmliFäVdef'IbSfSKg? 0 fr ^t 

daß alle a n-If rltät aller wissenschaftlkhen Richtungen auffa U .m^f Sen f ' aft 

jung erheben, ode? gar eine zu Jjnße TTnÄ ? le Ansprudl auf paritätische Behänd 
Bedeutung, d. h Unsicherheit fä ® 'RJ 16 *5 de r Bewertung ihrer Macht und 

- ftÄ »a 

starken und eindeutig bestimmten frLnpn .Arbeitnehmern), oder aber, bei 
Katholiken und Prot^tanten seit dem Ff? Tal? 1 ? e ™ er lt . 10 ln Partes, wie der von 
Jede Partei bringt dann den Teil der «t»ntivj brbl c; n< i ei F lm alten Deutschen Reich 
sidi in Sicherheit und ist im Wege des Kornämmi™? 1s * anz ; der sie interessiert, für 
andere Partei mit einem andern feil das ffSe b,t Reid^ct^T 61 ' 8 * 3110611 ’ daß die 
Gleichheit oder itio in partes — haben nidit q* - de Methoden — arithmetische 
sondern führen von der Entsdieidung weg! d SmD polltlsdlen Entscheidung, 

IL P ° SitiVe ’ daS heifit zu Entscheidung hinführende Bedeutungen 
des Wortes „Neutralität“. 

keil auTdeVc 04 ^1 ° b j ekti vität und Sachlich- 

n Grundlage einer anerkannten Norm. 

haltlich bestimmbaren 'Gesetzes^entsAeide^rRe Bi °d f Grund , ein ? s anerkannten, in- 
gen enthaltende) Gesetz «Slfcfat2-Äe OMpS-Ä“ (in[lalÜidle Bindun- 
tralität, ebenso auch dierelative^Selbständig d^’n* F? d damit diese Art Neu- 
sügen (d. h. anders als durch eineeesSlfc* rZ ^ ichters . gegenüber dem son- 
Willen; diese Neutralität führt zwar z/lfn^r vT Ung ^ eailfk 'rten) staatlichen 

Entscheidung. war zu einer Entscheidung, aber nicht zur politischen 

e S°i s Cisch- 

und Sdilichters, soweit er nicht unter ZüfeF 3 gehöät* *® Autorität des Vermittlers 

Grup?°erun«‘» «™'f’ Aus , druct , <”»«' die 8e g e„,ä lz Iichen 

liciteitenT°Ju , Se . nden ’ dal " alle die8e Ges.usätz- 
“ ' . S Ch '«‘.(.„„enden Einheit und Ganzheit. 

gegenüber del d un & innerstaatlicher Gegensätze, 

assr- wc “ di ' “ÄÄirsss sä 
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4. Neutralität des außenstehenden Fremden, der als 
Dritter von außen her nötigenfalls die Entscheidung und 
damit eine Einheit bewirkt. 

Das ist die Objektivität des Schutzherrn gegenüber dem unter Protektorat stehen¬ 
den Staate und dessen innerpolitischen Gegensätzen, des Eroberers gegenüber den 
verschiedenen Gruppen in einer Kolonie, der Engländer gegenüber Hindus und 
Mohammedanern in Indien, des Pilatus (quid est veritas?) gegenüber den Religions¬ 
streitigkeiten der Juden. 
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19. Völkerrechtliche Formen des modernen Imperialismus 

(1932) 

m Er äsj Ame f v m ■«- *«< 

zfz ^ ä 

SHSu^TpiHS 

Wirtschaftliches hinstellt Auf die, w ^ , &ls etwas wesent ^* nicht 
berühre, „„t™ Jal “ e 1919 *" 

sicht vertreten, das, was die Ancreh^ J i ?h Schum P eter > die An- 

S? z: s j; a-i-irF 

z;“i? “™ b «slät - 

scher Vorgänge und Begriffe aud^^T Cbai ' akters ökonomi- 

gehört jedenfalls zur Eigenart des ame k^'T^r eröriert werden. Es 
von Anfang, von der ersten Sekunda afrikanischen Imperialismus, daß er 

„wn-tschaftlich gegen politisch“ gearbeitethat & Dte F^’ der Antit liese 
Abschiedsrede Washingtons aus rlZ Tl < 3 . F ° Tmel der berühmten 
worden: möglichst viel Handel mötrliVl/l ^ * ?9 p’ ^ unendIicJl oft zitiert 
schaft“ erscheinen auch hier wieder at d ^ HandeI und »Wirt- 

Ende des 19. Jahrhunderts also ol f daS e ° lpso ^Politische. Bis gegen 
auch in Amerika von Imp33 der ma » -fängt, 
ausdehnung der Vereinigten Sta i s P rec} ien und die ungeheure Macht¬ 
erscheint in den fatalistisch“ zu bezeichnen, 

Stellung von Handel und Politik "nfT { ° rtwah ™ nd diese Gegenüber- 
Äußerungen zur Monroedoktrin- ei eiß * Zl ™ Beispiel in den vielen 
Handel treiben soviel er will er d .f eUr °P aisdl ® r S * aat darf in Amerika 
Augenblick kommt in dem cks H 3 ? lcilis PoJit isches tun. Wann der 
sdieidennatürbchdirVerlll^sf 1 lbe \ POlitisdl Wird ’ da ^er ent- 
Imperialismus ist allerdings ein öko™* ^ T** Ameri ^ a - Her amerikanische 
nicht weniger intensiv imperialistisch. 0 ™ 1 ^ 61 Imperialismus > darum aber 

übetS»“;“ ^ I J Jal !' 1 ‘“; der,S ’ “ ““ Gegen- 

„wirtschaftlich und „politisch“ in dem Sinne auffaßt, als 
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seien wirtschaftliche Expansion und Ausbeutung von selber „unpolitisch“ 
und infolgedessen auch „friedlich“. Es gehört aber ferner zu jeder Macht¬ 
ausdehnung — ob sie sich nun in der Hauptsache wirtschaftlich darstellt 
oder nicht —, daß sie eine bestimmte Rechtfertigung vorbringt. Sie 
braucht ein L e g i t i m i t ä t s p r i n z i p , ein ganzes Inventar von recht¬ 
lichen Begriffen und Formeln, von Redensarten, von Schlagworten, das 
sind nicht nur „ideologische“ Vortäuschungen und dient nicht nur Propa¬ 
gandazwecken, sondern ist nur ein Anwendungsfall der einfachen Wahr¬ 
heit, daß alle Tätigkeit des Menschen irgendeinen geistigen Charakter 
trägt und auch die Politik, eine imperialistische so gut wie irgendeine 
andere geschichtlich bedeutungsvolle Politik, keinesfalls sozusagen ihrer 
Natur nach etwas Ungeistiges ist. Es hat niemals in der Geschichte der 
Menschheit an solchen Rechtfertigungen und Legitimitätsprinzipien gefehlt; 
es hat auch ohne solche Rechtfertigungen niemals ein Völkerrecht gegeben. 

Die internationalen Legitimitätsprinzipien und rechtlichen Formen des 
modernen Imperialismus — wenn wir die moderne Zeit etwa mit dem 16. 
europäischen Jahrhundert beginnen lassen — sind in ihrer Aufeinanderfolge 
wenigstens mit einigen Sätzen darzustellen, damit das Charakteristische 
gerade der amerikanischen Formen deutlicher hervortritt. Das Völkerrecht 
hieß noch bis in das 19. Jahrhundert hinein in Lehrbüchern und verbreite¬ 
ten Darstellungen des Völkerrechts: das Völkerrecht der christlichen 
Völker. Es galt als ein wichtiges Novum, als 1856 auf der Pariser Konferenz 
die Türkei in die „Familie der Nationen“ aufgenommen wurde, obwohl 
sie ein nichtchristlicher Staat war. Aus dem Gegensatz christlich-nicht- 
ehristlich ergaben sich bestimmte, und zwar sehr präzise, nicht bloß ideo¬ 
logische Formen des völkerrechtlichen Verkehrs, etwa die Praxis der 
„Kapitulationen“ zwischen christlichen und nichtdiristlichen Staaten, Exem¬ 
tionen von der fremden Gerichtsbarkeit; Exterritorialität der Europäer 
in „exotischen“ Ländern usw. Im Laufe des 19. Jahrhunderts wird die 
Unterscheidung von christlichen und nichtchristlichen Völkern zu der Unter¬ 
scheidung von zivilisierten, nichtzivilisierten und halbzivilisierten Völkern 
säkularisiert. Dieser Unterscheidung von zivilisierten, halbzivilisierten und 
nichtzivilisierten Völkern entsprechen die völkerrechtlichen Begriffe und 
Methoden des europäischen Imperialismus des 19. Jahrhunderts, nament¬ 
lich die Herausbildung von Protektoraten und Kolonien: gegenüber halb¬ 
zivilisierten Völkern bedient man sich zur imperialistischen Herrschaft der 
Form des Protektorats, während Unzivilisierte als Kolonien behandelt 
werden. Auf der Unterscheidung von Protektorat und Kolonien baut sich 
eine Reihe von weiteren Formen des völkerrechtlichen Verkehrs auf, die 
für das 19. Jahrhundert charakteristisch sind. Einen höchst charakteristischen 
Rest dieser Unterscheidung von zivilisierten, nichtzivilisierten und halb¬ 
zivilisierten Völkern findet man noch in der Satzung des Genfer Völker¬ 
bundes von 1919, Artikel 22, bei der Regelung der Mandate, d. h. dort, wo 
die Sieger früher türkische Gebiete und die deutschen Kolonien als Beute 
an sich nehmen. Dort heißt es in einer auffällig pathetischen Art und Weise, 



























164 


Völ kerrechtliche Formen des modernen W rinW.,.. 


wie sie sonst die Völkerbundsatzung nicht kennt daß es V«1L- 
noch nrdrt imstande sind - das „noch" ist dabei zu ** 

n esonders schwierigen Bedingungen der heutigen Zivil isnV «‘ , ’ Uater 
- Jeden, und daß es eine „heilige Aufgabe" aS“. Sdbs * 

de°r V-lk 0 T e 7 iellen ’ daß sie sidl selbst leiten können. Dieser Artik l^o 

spiel de r e ; idSatZUnS r ist Vi6lIeidlt das komprimierteste Iß ^ 

spie der Legitimierungsfunktion der Unterscheidung zivilisierter c n 5? 1 “ 
zmlismrter Völker, auf Grund deren die zivilisierten Völker s^dj ft 
rate , e r d ; e Weniger Visierten in der Form von Mandaten fetek^ 
der in i° nien f ” erz -hen“, d. h. zu beherrschen. Der XrtTke, l 

Staaten* S'n.rÄ'S d T Verei ”Wen 

längst hinaus sind. Sie haben natürlich auch Kol ^ ^ Stadiu m 

und verschmähen es keineswegsslh l s ltk!h "l die Rbi lippinen 
und seiner Methoden zu berhefe’ U \ obabu,ariums der „Zivilisation“ 
hinaus ganz andere Begriffe und 7 “ m 7 daneben und darüber 
Herrschaft herausgebildet Wenn idi d ^ C völkerr « b tlichen 

zwischen christlichen und JZJ, ft ft’ der Unterscheidung 
Scheidung zivilisierter und ftft 2U der Unter 

schnell zu Ende führen darf so istzl fubrend e Übersicht 

die den amerikanischen Fnrmp. a to en, a die neue Unterscheidung, 

von Gläubigern und Schuldnern hinauläuft ObV^ l nterscilei dung 

Völker und Staaten friedlicher ist als die -v 16S6 “ eue Einteilung der 

eine Frage für sich. Jedenfalls geht die F ener J ahrhun derte, wäre 

Argumentation dahin daß nunmehr ri" 1 • W1 C aug der imperialistisdien 
einander gegenübeiel F™dteft ne rvölk - 
schicksalsvolle Aktualität hat bildet rl T 8 ’ fui Un , S Deutscbe eine 
Staaten seit über einem Mel l u Im Penalismus der Vereinigten 

richtungen, Ärmeln und MeflT h ““ ganZe Wdt Von Begd ffen, Ein- 
vor dem K ■iege n'cht v£Äft ft*’ von der wir in Deutschland 
und die spezifische lei ft ft 1 de bereits fe Hig Vorlagen 

Mannes wie Wilsmi auch SU 6 ft" ftUalismus im Munde eines 
Im Kern aller IrguLlr ™ 1 1918 b ft e * tönt ist 
hundert Jahren völkerrechtlich 101le ] n ’ l' ° bereinigten Staaten seit 

defensiv und offensiv vorgebracht habeHhf d*“ Re * tf ertigung 

dem Jahre 1825 Sie ist oft 1 . i,, ’ S * eb * die Monroedoktrin aus 

obwohl JLlf:ZnLtZtZ7v?u I,k ra ”” Sie hiM 
erfüllt hat. Sie ist charakterist * .1 f unkiüon im wesentlichen bereits 

widdunff des amerihsn;. 1. r ^ ! das ersfe srolie Stadium der Ent¬ 

lang amerikanischen Imperialismus. Die Monroedoktrin begleitet 
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lie Außenpolitik der Vereinigten Staaten seit 1823, in der Sache wohl auch 
dion früher, wenngleich das übliche Datum das der Botschaft des Präsi¬ 
denten Monroe ist. Neben der Entwicklung des amerikanischen Staates 
elber geht, wie ein Schatten, die immer weiter getriebene Entwicklung 
dieser Monroedoktrin einher. Sie beginnt, scheinbar wenigstens, rein defen¬ 
siv Sie wendet sich im Jahre 1823 gegen das damalige Europa und seinen 
damaligen „Völkerbund“, d. h. gegen die Heilige Allianz und deren Inter¬ 
ventionen in Südamerika; außerdem gegen Rußland, das sich an der Nord¬ 
küste von Alaska festgesetzt hatte; sie war also die Defensive eines noch 
sehr schwachen Kolonialstaates in peripherer Lage. Die Großmächte des 
Tahres 1823 haben diese Monroedoktrin nicht sehr wichtig genommen. Die 
englische Regierung ist an der Proklamierung beteiligt gewesen, weil Eng¬ 
lands Interesse jenem europäischen Kontinentalbund, der sich „Heilige 
Allianz“ nannte, entgegengesetzt war. Aus diesem defensiven Pronunzia- 
mento eines kleinen Kolonialstaates im Jahre 1823 ist dann ein völker- 
reditliches Instrument der Hegemonie dieses Staates über den großen ameri¬ 
kanischen Kontinent geworden. 

Inzwischen sind die Vereinigten Staaten aber noch weit mehr geworden 
als eine auf den amerikanischen Kontinent beschränkte hegemonische 
Madit. Zunächst freilich begnügte man sich mit dem berühmten Satz: 
„Amerika den Amerikanern“ und mit der Ablehnung jeder europäischen 
„Einmischung“. Die Monroedoktrin sagt auf den ersten Blick etwas sehr 
Besdieidenes: kein europäischer Staat darf sich in amerikanische Ver¬ 
hältnisse einmisdien, umgekehrt mischen sich die Vereinigten Staaten nidit 
in europäische Verhältnisse ein; im Jahre 1823 bestehende europäisdie Be¬ 
sitzungen werden anerkannt, dürfen aber nicht erweitert werden. Diese 
einfachen Sätze entfalten sich nun zur Grundlage einer großen „Doktrin“, 
deren Inhalt sich fortwährend verändert und anpaßt, und deren praktische 
Bedeutung mandimal sehr groß ist, manchmal wieder ganz zurüdctritt. Es 
gibt eine große Literatur über die Monroedoktrin; auch die Entwicklung 
von einem Mittel der Defensive zu einem Instrument der Hegemonie über 
den amerikanisdien Kontinent ist oft gezeigt worden. Man ging von der 
prinzipiellen Unzulässigkeit einer Intervention, von dem feierlich betonten 
„Grundsatz der Nichtintervefition“ aus und endete damit, daß man in eben¬ 
derselben Doktrin die Rechtfertigung für Interventionen der Vereinigten 
Staaten in die Angelegenheiten anderer amerikanischer Staaten fand. Eine 
merkwürdige Entwidclung ins Gegenteil. Diese dialektisdie Entfaltung 
eines politischen Prinzips geht aber durdi die ganze Gesdiichte der Monroe¬ 
doktrin hindurch und liegt nicht nur in der Entwicklung von der Defensive 
zur imperialistisdien Expansion, sondern auch vom Prinzip der Nichtinter¬ 
vention zum Instrument fortwährender Interventionspolitik, vom Protest 
gegen das Prinzip der Legitimität der Heiligen Allianz zu dem heute 
gehandhabten Grundsatz, daß die Vereinigten Staaten von Amerika — 
auch Wilson hat das verkündet — keine amerikanische Regierung, die auf 
revolutionäre Weise zur Macht gekommen ist, anerkennen und nur legale 
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ier nicht dargestellt werden, es kommt bei dies^Lr^r Üb 1 ^ l S ° llen 
ms an: che Monroedoktrin, die dazu gedient hat erst den &uf 

Kontinent den Vereinigten 1 ’ , “ amerik anischen 

sidierD, da» a„e ^ S"*-*!-- 

Vereinigten Staaten zu unterwerfen dann die F' • i Hegemonie der 
die internationale Polizei der V • ’■ . c , mmischung, die Kontrolle 

wieder eine spezielle Aufgabe haben Es eibt ^ 1 erau * gesetzt ’ dle nun 
zahlreichen Büchern unrf AM, 11 E glbt > ^ le gesagt, abgesehen von 
Regierungen derVerebten Elkl ^en d ei 
Beziehen. Dabei wird immer deutlichere! ßV^ dl ® Monroe doktri n 
allgemeine, sehr we^ .Doktrin^ist’ t U ^eine sehr 
Handlungsweisen rechtfertigen kann ' Die V le . entgegengesetztesten 
es z.B. unter Berufung auf eilet Men ^ L "T'f 6 " Staaten k aBen 

eine europäische Angelegenheit einzi, 06- d ^ ? bgeIebnt ’ sick in irgend- 
den Krieg gegen Deutschland eingetreteithabe ^ y T ° tzdem 1917 in 
nur „assoziierte“ (nidit alliierte) MncM 1 ’ n i ” a ercbn S s zugleich als 

S e,Frieden m it bIXA'V**' 5 

über ihren europäischen Fomnj , 1 1 * lre Besonderheit gegen- 

»«* vor 2 5 jXen ^BfX:7ZTi mdrU i Sie laben 

Staaten, z. B. den europäischen GlänlnV /” Monroedoktrin europäischen 
und anderen südaraerikanischen So, i eis .f a ' 1 e gegenüber Venezuela 
^ik m isA e Kü,T^blö£Z^ , ’ “iS* «'aubt, eine 

unter Berufung auf dieselbe Men' /üX” Fa,,en wiederum haben sie 
erlaubt. Sie haben^erklärt es wX°“AX”./ 1 '“"* Vorgehen nicht 
ein europäischer Staat sein’Recht suche ^d *r Monroedoktrin nicht, daß 
im Wege, wenn ameriEnisie S( f , r' M °”“edokt,i„ stehe nicht 
dazu gezwungen Eer^en »derer“ -)”' t S< * uld “ ” id ' 1 bezahlen, 
ein, daß darüber, ob ‘sf fl’”“ sie d ™ Standpunkt 

ob die Rechtsverfolgung durch d • er ,Sl aa t Unrecht tue oder nicht und 
kanischen Staat völkerrechtlich ^.. m . se,n f w _Recht verletzten nichtameri- 
ten Staaten von AmeX e „ A ! 8 “1 durdl die F <=remig- 

krete Inhalt diej^ “{SÄT' al “ eigentlich der kon- 
Monroedoktrin ist entscheide 1 ■ v° ”■ ^ erden den, höchst wandelbaren 

^ig, werdent es Ä 
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inem Vorgehen nichtamerikanischer Staaten gegen amerikanische Staaten 
für desinteressiert erklären. Immer aber halten sie an einem fest: daß 
niemand einen Anspruch darauf hat, auf Grund der Monroedoktrin von 
den Vereinigten Staaten irgendeine Aktion, ein Eingreifen, eine Inter¬ 
vention, eine Hilfe, eine Vermittlung oder irgend etwas zu verlangen, 
während umgekehrt die Vereinigten Staaten, wenn sie es in Anwendung 
der Monroedoktrin für richtig halten, jederzeit von sich aus eingreifen, 
intervenieren, vermitteln, oktroyieren, mit bewaffneter Hand einschreiten 
können. 

Ich wollte mit diesen Ausführungen nicht die Entwicklung eines höchst 
komplizierten Prinzips mit Beispielen aus dem letzten Jahrhundert 
geschichtlich schildern, sondern ein bestimmtes Prinzip des Imperialismus 
aufweisen. Wenn wir die Frage stellen: Was ist eigentlich die Monroe¬ 
doktrin mit ihren vielen Unklarheiten, Widersprüchen, ihren merk¬ 
würdigen Ansprüchen und Nichtansprüchen der Vereinigten Staaten, so 
muß man zunächst beachten, daß die Monroedoktrin eine einseitige Re¬ 
gierungserklärung der Vereinigten Staaten ist, eine Botschaft des Präsi¬ 
denten aus dem Jahre 1823. Sie ist kein Vertrag: sie ist nicht mit anderen 
Staaten vereinbart. Die Vereinigten Staaten haben sie, wie Wilson 1916 
betont hat, auf Grund ihrer eigenen Autorität von sich aus verkündet und 
legen großen Wert darauf, daß sie das getan haben. Denn daraus folgt, 
daß die Definition und die Interpretation der Monroedoktrin ausschließlich 
Sache der Vereinigten Staaten ist. Die Vereinigten Staaten schließen aber 
trotzdem keinen Vertrag und lassen sich auf keine völkerrechtlichen Be¬ 
ziehungen ein, ohne den selbstverständlichen, wenn auch nicht immer aus¬ 
gesprochenen Vorbehalt der Monroedoktrin zu machen. Was dann aber die 
Monroedoktrin in concreto bedeutet, das, wie gesagt, interpretieren, defi¬ 
nieren und bestimmen sie selbst. Die Monroedoktrin ist eben kein Vertrag, 
sondern eine einseitige Erklärung der Vereinigten Staaten. Sie ist außer¬ 
dem sogar nur eine Regierungserklärung; es wird Wert darauf gelegt, daß 
die gesetzgebenden Körperschaften niemals ausdrücklich die Monroe¬ 
doktrin beschlossen haben. Man könnte sie also nötigenfalls auch jeder¬ 
zeit desavouieren. Alles kommt darauf an, die Elastizität eines solchen 
Prinzips richtig zu sehen und zu deuten. 

Es fragt sich weiter: Ist die Monroedoktrin überhaupt etwas, was mit 
Völkerrecht zu tun hat? Sie figuriert in jedem Lehrbuch des Völkerrechts, 
es gibt über sie zahlreiche völkerrechtliche Dissertationen, Abhandlungen, 
Aufsätze, aber ist sie wirklich Völkerrecht oder „nur eine politische 
Maxime? In offiziellen Erklärungen der amerikanischen Regierung und 
der verschiedenen Staatssekretäre findet man Anhaltspunkte sowohl für 
das eine als auch für das andere. Auch hier sind offene Widersprüche. Der 
Staatssekretär Olney sagt zum Beispiel 1895: Diese Monroedoktrin ist ein 
1 eil des amerikanischen public law, sie ist auf allgemeinen Rechts¬ 
prinzipien (zum Beispiel der Selbstverteidigung) gut fundiert und durch 





































- XX xm p C1JalISInus 

‘“S e dT g der “r*“* 1 »«*» sr s,aate ° ReAt “- 

reifliches oder"^»^«'! 5 ' '•* If “»"oedoktrin etwa, Volke, 
iisehes Aktio„sp,iI" "" «n Pot 

durdiführenlä!*“ *** ÄÜ5 

listjscher Trick der Vereinigte^StaatT 1 "?’ ^ eS . einfach ein madiiavel- 
deutige und „elastische“ Maxime halten § bls^nT eine S ° vie1 ' 

Verfassungsredit ist eben politischesRedt M J 6 ™ 4 ' , Wie auch das 
Monroedoktrin sei „rein DoIiti«di“ j ^ an kann nidit sagen: die 
recht (so zum Beispiel K St • Und geböre deshalb nicht ins Völker 

D» des ««fi: 

Ergebnis kommen, sie sei nicht w tzdem > aucb wenn sie zu dem 
ein wesentlicher Teil <£ * eben doh 

gewisse allgemeine Prinzipien, zum Beispiel f ts ’ einmaI “sofern, als sie 
gung, zur konkreten Anwendung bringen will" d^ auf SeiEstverteidi- 
vertragen der Vereinigten Staaten S , 1 ’ dann ’ weil sie in allen 
M« der wachsenden lÄ £0"* **■*■« anerkannT!“ 
stillschweigend de, Monroedokirin utaerwn f “ J’™ , sicl “ ,le Staaten 
Symptom dieser Anerkennung ist Artikel 21 j E 'r V' ,nte re ss a„ies 
Satzung. Dort ist ausdrüdclich gesart daß d M Verbund- 

Widerspruch mit der Völkerbund. * , < J le Moa roedoktrin nicht i„ 

der Völkerbundsatzung ist gleich noh^ Über diesen Artikel 21 
Völkerbnndsatzung selber die Montedok^ 1 ^ ^ ** 

bezeichnet oder, wie man den Artikel afall 7*® ” Verab ^dung“ 

„Entente , so zeigt sich schon in solchen Aus 1 j® 11 «®“ kann ’ als eine 

Even Alternative: Nicht Völkerrecht stndt™^ rr? 0 ““ ““ der primi “ 
Phänomen wie die Monroedoktrin nicht hc t° ^^ T Gm ei S ena rtiges 
doktrin ist natürlich ein politisches W herantr . e / en darf. Die Monroe- 
des Völkerrechts ist ebenfalls ein solhes Sit Redltsfce ^iff 

ungeheurer Erfolg der Vereinigten StaateiTd ß * Strument Es ein 
solche „Doktrin" durchzusetzen und die 1 f ™. lbaeD gelungen **. eine 
Staaten und Völker zu zwingen et hö W Wdt ’ &IIe anderen 

widerspruchsvolles, jedenfalls „hl k Ast , unklares > vieldeutiges, oft 
interpretierendes und auhenRsch zu deute°^ ^ . Ve ^*en Staftei zu 
dem Ergebnis, daß man von den Vere' ° es Ermzip anzuerkennen, mit 
ann, was der Monroedoktrin nicht enf ® taaden uichts verlangen 

Staaten jederzeit Respekt vor der Mnirni Tw^ Während die Vereinigten 
gleichzeitig anerkannt ist daß nur d’ V 0 . verlangen können, wobei 

111611 dätkn ’ WSS il " der 
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Diese merkwürdige Elastizität und Dehnbarkeit, diese Offenhaltung 
aller Möglichkeiten, diese Offenhaltung vor allen Dingen auch der Alter¬ 
native Recht oder Politik, ist meiner Meinung nach typisch für jeden echten 
und großen Imperialismus. Es ist nicht denkbar, daß eine Großmacht und 
noch weniger, daß eine imperialistische Weltmacht sich juristisch auf einen 
Codex von festen Normen und Begriffen festlegt, die ein außenstehender 
Fremder gegen sie selber handhaben dürfte. Das Wesentliche hat Hughes 
im Jahre 1923 so zusammengefaßt: Die Definition, Interpretation und An¬ 
wendung der Monroedoktrin ist Sache der Vereinigten Staaten. Jeder, der 
mit ihnen in völkerrechtliche Beziehungen tritt, muß wissen, daß die Ver¬ 
einigten Staaten daran festhalten; jeder, der mit den Vereinigten Staaten 
einen Vertrag schließt, weiß, daß der Vertrag unter diesem Vorbehalt steht. 

Heute allerdings haben es die Vereinigten Staaten eigentlich kaum noch 
nötig, sidi auf die Monroedoktrin zu berufen. Sie sind aus einem Schuldner¬ 
ein Gläubigerstaat geworden. Die Monroedoktrin hat ihre Schuldigkeit 
getan, sie hat den amerikanischen Kontinent der Hegemonie der Vereinig¬ 
ten Staaten unterworfen. Jetzt ergibt sich nah zwei Rihtungen hin eine 
Aufspaltung: einerseits müssen sih die Vereinigten Staaten in ihrer Hege¬ 
monie innerhalb des amerikanishen Kontinents einrihten, und zwar 
naturgemäß nah neuen Prinzipien. Hier kommt man mit der alten Monroe¬ 
doktrin niht mehr aus, man brauht intensivere und enger juristishe 
Formen; denn die weite Elastizität der Monroedoktrin ist nur so lange gut, 
als die Entsheidung nodi niht zugunsten der Vereinigten Staaten gefallen 
ist. Auf der anderen Seite haben die Vereinigten Staaten außerhalb 
Amerikas mit der gesamten übrigen Welt Beziehungen, sie sind nahe 
daran, zum Shiedsrihter der Welt zu werden. Aus beidem — der Kon¬ 
zentrierung innerhalb des amerikanishen Kontinents auf der einen, der 
Weltexpansion auf der anderen Seite — ergibt sih wieder eine Reihe von 
charakteristischen völkerrechtlichen Vorgängen und Neubildungen. Die 
Konzentration und Befestigung der Hegemonie hat zu charakteristischen 
neuen Methoden der Herrsdiaft über die zentralamerikanishen Staaten 
geführt, zu neuen völkerrechtlichen Formen des Imperialismus. Waren für 
den Kolonialimperialismus der europäishen Völker im 19. Jahrhundert 
Gebilde wie Protektorate und Kolonien harakteristish, so ist es die 
eigentliche Leistung der Vereinigten Staaten von Amerika, den Inter¬ 
ventionsvertrag und verwandte Rehtstitel der Intervention erfunden 
zu haben. Die Entwicklung ging aus von dem Prinzip der Nihtinter- 
vention, von dem als heilig hingestellten Prinzip der Nihtintervention 
— das war die Grundlage der Monroedoktrin von 1823; sie endete bei einer 
Praxis, weihe die Intervention niht nur rechtfertigt, sondern sogar eine 
spezielle und typishe Art von Interventionsverträgen schafft. In Wahrheit 
gehört zu jedem Imperialismus, weil Imperialismus immer auh Hege¬ 
monie bedeutet, eine Intervention in Angelegenheiten anderer abhängiger 
Staaten. Die Formen und Methoden der Intervention sind aber sehr ver- 
sdiieden. Die Intervention Frankreidis in die Angelegenheiten der Staaten 
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der Kleinen Entente bedient sieb anderer Formen und Mittel «1 i- T 
ventron Englands in die Angelegenheiten Ägyptens Abe^ den I 
nterventionsvertrag, das heißt eine juristisch formulierte AbmadT* 11 ^ 11 
SÄ S ‘r‘ «'“>>(, unter fypisdien V.„tZZ^StS 1 , di ' 
, v ■ <*«. anderen Staates einzn," fei h t“ 

ei t dte Veremtgten Staaten gefunden. Sie haben das System Z 

alf I ° dere die S ' aaten Ze »‘»'»»>erib«s ausgedehnt' 

sind „ i Sai1 Dom,n «°. Panama. Nikaragua usw. Alle diese Staat 
smd m,t den Veremtgten Staaten durch eine dtarakterislisdtl Art In v“ 

t a Ä 

ln den Krieg zog und dabei feiprli 1 1' re ibeit eines anderen Volkes 

sehen Republik garantierte' nTn t' “"''"“f Freite« dar kubani- 
sofort, und zwar als aah si<t «F« 

einen Vertrag mit den Vereinigten Staat ' " au td e r Insel waren, genötigt, 
aus dem sogenannten Platt Amend ZU , S " rf|l > dessen Inhalt sich 

rung de. VereinigteniStSten Z tS ,T ' W ,°" adl K “ ba d “ 
druck „intervenieren“ wird dnh P ’ 1 ?*. ’ ZU m * erver üeren — der Aus- 

der Unabhängigkeit Kubas fernc^ 1 ^^ "?■ V" d ZWar fÜr die Erhaltung 
Regierung, die ist Le "en E^ * kub -ischen 

schützen und die öffentliche Sicherhc'+ ^n T** persönIiche Freiheit zu 
erhalten, endlich zur Sicher 1 Und ( ? rdnUDg ln Euba aufrechtzu- 

handelt U Z all" ÜTebST" Forderungen. Es 

Das bedeutet: das in Kuba ’ ] / Elgent ? m und Freiheit zu schützen, 

dem Schutz der Vereinigten Sta^ ^ 6 a “ erlkanisclle Kapital steht unter 
entscheiden von die Vereinigt » Staaten 

ist, ausreichenden Schutz zu crew-ly 61116 Eegierung imstande 

Ordnung in Kuba aufrechte 1 ' U TCn öE entliche Sicherheit und 
Vereinigten Staaten ^ der Regie ™ g d « 

über deren Eintritt die Vereinigten Sta f*’ Un f^ d !® sen Voraussetzungen, 
liehen Verhältnisse KuhaH T e ? tsAeiden < ^ die innerstaat- 

daß bestunrnte^ÄS^r?^ Vertrag ^gesehen, 

l “”- Die V ~" Staateu gdlnleT 
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Nicht nur 1900, 1901 und 1902, auch später sind regelmäßig wieder amerika¬ 
nische Truppen auf Kuba erschienen; eine Landung amerikanischer 
Marinesoldaten erzwang den Rücktritt eines kubanischen Präsidenten und 
führte die Bildung einer kubanischen Regierung herbei, die bestimmten 
amerikanischen Gesellschaften neue Konzessionen zu verleihen bereit war, 
oder um die finanzielle Ordnung wiederherzustellen. Bei der Landung im 
Tahre 1912 wurde ausdrücklich erklärt, es handle sich nicht um eine 
Intervention, weil ja der Vertrag den Vereinigten Staaten das Recht zur 
Intervention gebe. Im Jahre 1919 ergab sich der interessante Fall einer 
Landung zur Sicherung unabhängiger Wahlen. 

Dieser Interventionsvertrag mit Kuba ist — darin liegt das neue, 
juristisch besonders Interessanteste — in einer doppelten Weise fundiert. 
Der Vertrag ist nämlich einmal ein völkerrechtlicher Vertrag zwischen der 
neuen, souveränen Republik Kuba und den Vereinigten Staaten; außer¬ 
dem aber haben die Vereinigten Staaten die kubanische Nationalversamm¬ 
lung und die Regierung 1901 gezwungen, den Inhalt des Interventions¬ 
vertrages in die kubanische Verfassung aufzunehmen, und zwar mit der 
vollen Kraft eines Verfassungsgesetzes, so daß der Inhalt des Inter¬ 
ventionsvertrages sowohl völkerrechtlich als auch innerstaatlich-verfas¬ 
sungsrechtlich als Teil der kubanischen Verfassung gesichert ist. Die kuba¬ 
nische verfassunggebende Nationalversammlung, die sich dagegen zu 
wehren suchte, hat dem Druck amerikanischer Kriegsschiffe und Truppen 
nachgeben müssen. Die Vollendung dieses Systems liegt dann in der 
weiteren Bestimmung, daß der souveräne Staat Kuba sich verpflichtet, 
keinen Vertrag zu schließen, der seine Unabhängigkeit gefährden könnte, 
daß die Vereinigten Staaten das Monopol des Schutzes dieser Unabhängig¬ 
keit haben und — ohne verpflichtet zu sein, die völkerrechtliche Vertretung 
Kubas nach außen zu übernehmen — doch den gesamten außenpolitischen 
Verkehr und alle völkerrechtlichen Vereinbarungen der Kubaner kon¬ 
trollieren dürfen, weil sie ja darauf zu achten haben, daß die Kubaner 
gegenüber einem dritten Staat, sei er amerikanisch oder nichtamerikanisch, 
sich nicht in einer Weise binden, in welcher die Vereinigten Staaten eine 
Gefährdung der kubanischen Unabhängigkeit erblicken. 

Wir erinnern uns der Erörterungen aus dem Sommer 1931 über den 
Begriff der „Unabhängigkeit“ anläßlich der Pläne einer Zollunion zwischen 
Österreich und Deutschland. Damals erhob sich die Frage, ob durch eine 
solche Zollunion zwischen Österreich und Deutschland die Unabhängigkeit 
Österreichs gefährdet würde. Im Falle Kuba wäre eine analoge Frage nicht 
einmal ein juristisches Problem, sondern auch juristisch ohne weiteres im 
imperialistischen Sinne entschieden. So schnell kann in politischen Bezie¬ 
hungen ein dialektischer Umschlag eintreten, und derjenige, der die 
Freiheit und Unabhängigkeit eines andren Staates schützt, ist natürlicher- 
und logischerweise selbst derjenige, dessen Schutz die Freiheit und 
Unabhängigkeit des Beschützten auf hebt. Es wird aber aus vielen guten 
Gründen, von denen wir noch einige kennenlernen werden, daran fest- 
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gehalten, daß die Vereinigten Staaten nicht etwa ein „Protektorat“ über 
vuba in dem veralteten Sinne des 19. Jahrhunderts haben, das wäre ra ein P 
völkerrechtliche Form, die sich für die Beziehungen zwischen zivilisierten 
und halbzivihsierten Völkern ergeben hat. Beide Staaten sollen viel¬ 
mehr hinsichtlich der Zivilisation auf der gleichen Stufe stehen. Aber der 
eine ist nun einmal leider nicht immer imstande, die öffentliche Sicherheit 
Ordnung bei sich aufrechtzuerhalten und das Privateigentum zu 
schützen, unparteiische Wahlen durchzuführen, sich den richtigen Präsi¬ 
denten zu wählen usw., und so kontrolliert und korrigiert ihn der andere 
in der besten Absicht, ohne daß das offiziell eine Form der Unterwerfung 
edeutet. Auf der Basis formeller völkerrechtlicher Gleichberechtigung 
entstehen hier merkwürdige, für unser kontinentaleuropäisches Denkeu 
vielleicht allzu elastische formen der Herrschaft, der Kontrolle, der Inter- 
vention, die der politischen Wirklichkeit angehören und auch völkerrecht¬ 
lich ihre spezifischen Besonderheiten haben. 

Es gibt ein ganzes System solcher Interventionsverträge der Ver¬ 
einigten Staaten mit anderen lateinamerikanischen Staaten. Insbesondere 
ist der militärische Schutz des Panamakanals und damit die politische Herr¬ 
schaft über diesen Kanal Sache der Vereinigten Staaten. Die Republik 
Panama, die zu diesem Zwecke eigens gegründet wurde und den tvpischen 
Interventionsvertrag abschliefien mußte, hat den Vereinigten Staaten das 
zur militärischen und maritimen Beherrschung notwendige Land ab¬ 
getreten und ist weitere Verträge eingegangen, die ebenfalls zu perio¬ 
dischen Truppenlandungen in Panama führen, unter denen aber ein Ver¬ 
trag besonders auffällig ist, weil er im Zusammenhang mit dem Kellogg- 
pakt Interesse verdient, nämlich der Vertrag vom 28. Juli 1926 Durch ihn 
hat Panama sich verpflichtet, für den Fall, daß die Vereinigten Staaten in 
einen Krieg emtreten, gleichgültig auf welchem Teil der Erde der Krieg 
. abspielt, sich selbst, Panama, auf seiten der Vereinigten Staaten als 
riegfuhrende Partei zu betrachten. Also unabhängig davon, ob es zu einem 
Angriff auf Panama gekommen ist, unabhängig davon, ob der Kanal selber 
angegriffen wird, ist die Republik Panama verpflichtet, sich als krieg¬ 
uhrende Partei zu betrachten, sobald die Vereinigten Staaten in irgend¬ 
einem Teil der Erde Krieg führen. 

Diese Methode der Interventionsverträge führt zu einer im Effekt be¬ 
sonders intensiven Form der Unterwerfung eines anderen Staates, aber die 
juristische Form ist so „rechtlich“ und auf „Koordination“ beruhend, so un¬ 
auffällig imd elastisch, daß die abhängigen Staaten in dem Spielraum, der 

I nen bleibt, überall ihren außenpolitischen Verkehr haben können, außen¬ 
politische Beziehungen unterhalten wie jeder andere souveräne Staat, und 
daß sie vor allen Dingen Mitglieder des Genfer Völkerbundes sind, obwohl 

Volker kundsatzung nur freie und sich selbst regierende Staaten 
Mitglieder des Völkerbundes sein dürfen. Alle diese Staaten, die unter 

II e ^ en ^ lonsvei ^ r ^S en stehen und sich immer wieder Truppenlandungen 
gefallen lassen müssen, selbst ein Staat wie Panama, der jenen Vertrag 
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, ■ . i v Staaten geschlossen hat, gelten als freie, 

von 1926 mit den e ® o]]beredltigte Mitglieder des Völkerbundes, 
souveräne Staaten, si . Mitglied desVölkerbundrates. 

. St nun bishel 

Die amerikanische Methode der geblieben. Die Vereinigten 

im wesentlichen auf Amen a Wenigstens nicht, eine solche 

Staaten haben kcin lnieressCg g je haben außerdem noch ein 

Praxis auf andere Kon Hegemonie auf dem amerikanischen 

zweites, sehr wirksames Mittel ^^ p^ ^ Anerkennung 

SÄ 

ein sehr einfaches Prinzip: sie erkennenXTwTwlLnln Deutschland 
a „ und lassen a ^ n ?d a B es S „X Umständen sehr schwierig ist, Legalität 

^djltegabtät genau zu unterscheiden, namentlich - es wirklich zu» 
und Illegalität genau zu e Fragen werden für die 

bewaffneten Bürgerkrieg kommen sollte So»« di ä Vereinigten Staaten 

ES 

ti Weibe« Ü allgemeine Völkerrecht!«» Prinzipien 
äeoretikern und -praktikern der Vereinigten Staaten ist z. B. der Satz 

der ganzen Welt ist und dessen Kapitalisten Riesensummen in anderen 
tfri haben, ihre Anwälte Endet. Seit etwaah-'vmd 
sie allerdings auch in Deutschland von mehreren ^toren Vertretern Idi 
halte sie nicht für richtig, kann aber verstehen, daß man sieJom 
kanischen Standpunkt aus vertritt. Es ist eine typ 
Theorie eine Theorie, die zu einem Staat gehört, dessen imperialistisch 
Expansion D in der Expansion seiner kapitalistisdien Anlage- und Aus- 

h'tr’SSS—ionswertrage und der Anerkenmmg neuer 
Regierungen hebt sich schon die Besonderheit er )kennbar ab mit der die 
Vereinigten Staaten sich als hegemonische Macht auf dem amerikanischen 
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kan/sSwdtMgrbtslÄ^eK”?'“ eee f übe ’ d «' «ulierameri 
des Einflusses. 2^*2? 7 T" “ etb ° d “ *■» Sid,e,S, 

wifkriS 8 ;“*" der Erde - Sie “ i,d " 
im wesenllS^^^i K ^^^d.^iuäS “ e , bab “ de " bis d «kiü 

m^lutfll 6 ^ We!t“sr T “ 4»“**— imperial J°r»üfle“' 

wie oft de lT^lÄ"»! T“' interessant, z u sehet 
beteiligen, wo sie „V* „ 1+ c gedrau S t werden, sich auch dort z « 

krieg LiZltZ ^ nm, ‘ Aea mÖdlte "' S ° sind sie in den Weh 
Madie, insbesondre tautet tT“’ *,1'"“ die a ”°Päis*en' 

knndzngeiinden^ndso td gemde tir '“TV“ Ga " f » VS1W 

bund nicht beiffetreten J p j sie dann wieder diesem selben Völker 

kontrollierten,* fn«,e"Ä?* ™\ “““ abbä "<^» und 

Panama usw., erlaubt, Mitglieder des Genfe*' 'v n! 7““*“' wle Kuba, 
Achtzehn amerikanisde Sitten et 0^.77, 7,71“? 68 “ WMd “' 

bundes, entscheiden jetzt mit bei allen ^ ^ Mltglleder de s Völker¬ 

gelegenheiten, aber dieMo^T w “ T* asiatisAea An¬ 
gesagt, in Artikel 21 der Völkerbundsat okt ? m ’ deren Vorrang, wie 
geht der Völkerbundsatzuim vor unT d n ^ g ausdrüddi <b anerkannt ist, 
bund sich in amerikanische AngeleffenheV 11 ^ ^ Genfer Völker- 

mala sind Mitglieder des Völk ^^en einmis<ht. Panama und Guate- 

Guatemala eineMe” nt^tltnde ,tht, d“ VT*“ Paua -* »" d 
das Reit, sich oinzumischen obtt'l b ,17 Ge ” ter Völl “ A ™ d nicht 
bundes sind. Oder wet amerilnLS T ” 7 i,elied « dra Vi “»- 
tarisdien und maritimen Aufgebot landen PP ,™ dolt nit Sroflem mili- 
Panama „der Haiti aktiv tat werfen t ;,, 1 , T“ “ “ Ni k.rag„a, 
angehen, während umgekehrt cbV^f , d das Dm S e > d *e Genf nichts 
berechtigte Mitglieder des Völkerbu a ™ erikaniscbe n Staaten, sämtlich voll- 
die sich auf europäische Angelee-enhe^’ Entscheidun gen in Genf, 

so, daß von den Vereinigten Staat p 6 ” b ®f ieken > beteiligt sind. Es ist 
über europäische Angelegenheitenm i /f ^ amerika ™Ae Staaten 
Einmischung des Genfer Völkerbundes au^G^d“’/^ UmgekeIlrt J ede 
unzulässig erklärt werden kann ^ * Monroed ° kt ™ für 

kanischen Bein gelähmfwohl’aberT 1 ° darf ’ auf dem ameri - 

bei der Entscheidung ineur^ 1 A ^ Amerikaner volle Mitwirkung 
heitsfragen, Memelkonflikt öste^ T ^ nge egt - nheitei, > etwa in Minder¬ 
em sehr interessantes System ?° llunioa usw. Das ist 

machiavellistischen Sinne bewußte pT Tat System darin > m<ht im 

ristische für diese sondern das Charakte- 

emfach darauf, daß die Vereinigten' 
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f handelt, offiziell abwesend, effektiv aber anwesend sein können. Sie sind 
anwesend, denn weder Kuba noch Panama können nennenswerte politische 
Schritte tun ohne die ausdrückliche oder stillschweigende Bewilligung der 
Vereinigten Staaten; trotzdem sind diese offiziell abwesend. Aber auch 
über die Genfer Völkerbundsangelegenheiten hinaus funktioniert diese 
eigenartige und höchst elastische Verbindung von offizieller Abwesenheit 
und effektiver Anwesenheit. Es genügt, den Dawesplan von 1924 zu nennen: 
ein Amerikaner, ein „Citizen of the United States“, macht die Sache, ent¬ 
scheidet im wesentlichen, aber es ist offiziell nicht die Regierung, sondern 
eben nur ein citizen of the United States, der entscheidet. Wilson hat, wie 
erwähnt, die französische Regierung gezwungen, sich an der Gründung 
des Völkerbundes zu beteiligen; als der Völkerbund gegründet war, haben 
die Vereinigten Staaten sich zurückgezogen. Wilson hat den Art. 21 der 
Völkerbundsatzung erzwungen, gegen den der französische Jurist Larnaude 
sehr verständige juristische Einwendungen gemacht hat. Als Wilson ver¬ 
langte, daß die Anerkennung der Monroedoktrin in den Text der Völker¬ 
bundsatzung hineingeschrieben werde, daß die Monroedoktrin einer solchen 
Völkerbundsatzung vorgehe, stellte Larnaude eine Reihe von Gegenfragen, 
namentlich über den Inhalt der Monroedoktrin, der ja, wie oben ausgeführt, 
nicht leicht zu bestimmen ist, sondern alles Wesentliche der Entscheidung 
und Interpretation der Vereinigten Staaten überläßt. Danach hat Wilson 
nach einigen allgemeinen Redewendungen einfach apodiktisch verlangt, 
daß die Anerkennung der Monroedoktrin in der Form, wie er es vorschlage, 
in die Völkerbundsatzung auf genommen werde, weil sonst die Vereinigten 
Staaten ihre weitere- Mitwirkung verweigern müßten. So ist die Unter¬ 
werfung denn aufgenommen worden und steht in Art. 21 der Satzung 
als deren vollgültiger Bestandteil, aber die Vereinigten Staaten sind dem 
Völkerbund nicht beigetreten und nicht Mitglied geworden. Der Genfer 
Völkerbund hat sich also der Monroedoktrin unterworfen und sogar im 
Text seiner Satzung die Überlegenheit der amerikanischen Prinzipien 
und der amerikanischen Politik manifestiert. Der Völkerbundrat vermeidet 
jede klare Stellungnahme und Interpretation dieses Artikels 21. Es ist in 
der Tat im Dezember 1928, anläßlich eines Streites zwischen Bolivien und 
Paraguay, als der Völkerbundrat versammelt war, vorgekommen, daß der 
Völkerbundrat drei Telegramme an die Regierungen dieser Staaten ge¬ 
schickt hat, in denen er die streitenden Parteien ermahnte, ihre Diffe¬ 
renzen auf friedliche Weise beizulegen. Als eine Woche später der damalige 
Ratsvorsitzende Briand gefragt wurde, wie sich die Angelegenheit weiter¬ 
entwickelt habe, stellte sich heraus, daß die beiden amerikanischen Völker¬ 
bundsmitglieder sich in Washington geeinigt hatten. Weder von Washington 
aus, noch durch die bolivianische Regierung, noch durch die Regierung von 
Paraguay ist der Genfer Völkerbundrat über den weiteren Gang der 


Dinge informiert worden, obwohl das wenigstens aus Höflichkeit hätte 
geschehen können. 
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,f Uf T“ ai 1 nerikanisAen Kontinent ist der Genfer Völkerbund nur zu 
sollen Einwirkungen imstande, welche die Vereinigten Staaten tolerieren 
s kommt sehr häufig zur militärischen Besetzung amerikanischer Staaten 
uich die Truppen der Vereinigten Staaten. Heute noch stehen sie in Haiti 
192t standen sm in Paraguay, 1924 in Panama, 1926 in Nikaragua zur’ 
Wiederherstellung der Ordnung usw. Alle diese Staaten sind Mitglieder 
des Genfer Völkerbundes. Aber der Genfer Völkerbund sieht solche Vor 
gange nicht und ignoriert sie. Man würde es in Genf wohl als eine Takt 
osigkeit empfinden, die Rede überhaupt auf diese Frage zu bringen. 

le Vereinigten Staaten sind bisher auch die einzige Macht, die in der 
rage der Abrüstung einen ratifizierten Vertrag herbeigeführt haben. An« 
en vielen Abrüstungsvorschlägen, die gemacht worden sind, ist das 
Washingtoner Abkommen von 1921 als der bisher einzige perfekt ff e- 
wordene Abrustungsvertrag hervorgegangen. Er ist nicht in Genf, sondern 
in Washington zustande gekommen. 

Der Kelloggpakt drückt sozusagen das Siegel auf diese Entwicklung 
r wurde am 27. August 1928 in Paris unterzeichnet und trägt den Namen 
des amerikanischen Staatssekretärs Kellogg. Auch die feierliche „Ächtung 
es Krieges ist also von Washington und nicht von Genf ausgegangen 
Dieses wichtige Ereignis bedarf noch einer kurzen Erörterung, denn hier 
andelt es sich ja um die große Frage: wer stellt den Frieden auf der 
Erde her? Wir alle wünschen den Frieden, aber die Frage ist leider die- 

r;: tS f e ; det TT’ WaS Frieden ist ’ wer darüber ’ wa « Ordnung und 
Sicherheit ist wer darüber, was ein erträglicher und was ein unerträglicher 

ustand. Und diese Entscheidung über den Frieden auf Erden hat die 
dmi^Kpl] 1 ^ Cr J erelaigfea Staaten d er Genfer societe des nations durch 

häR :lTi akt r sder *T d gen ° mmen - Keiio g g P akt v 0n 1928 en t. 

StaaleT^ ’ eme ” Adltun S des Krieges“; ihm haben sich fast alle 

o a en der Erde angeschlossen, auch Sowjetrußland, die Türkei und andere 
Staaten die nicht Mitglieder des Völkerbundes sind. Der Krieg ist wenig- 

Sr-ÄÄ den Genfei v# “— s 

kurzenTalT nähGI T’ WaS daS bedeutet - Es k eißt in dem sehr 

\f Ü der Kneg Werde ” verdam mt“ (io condemn). Aber er wird 
stet! ^ < : tllth . m ” ve ™Hedt“ und keineswegs „abgeschafft“. Im Kelloggpakt 

PoHt,V* WI ir er KriCS “ Sondern llur als „Instrument der nationalen 

Po tik wird der Krieg verurteilt. Nun müßten wir natürlich die Frage 

s clie-n: wann sind Kriege ein Instrument der nationalen Politik und was 
sind dm andern Kriege? Es gibt Kriege, die als ein Instrument nationaler 
ohtik „geachtet werden und nie wieder Vorkommen dürfen, und es gibt 
andere Kriege von denen nichts gesagt ist, die also, juristisch gesprochen, 
ntlarl ° erlaubt sind. Briand hat in seinem Notenwechsel mit Kellogg 
o gen e klassischen Erläuterungen gegeben: ein Krieg ist dann ein Instru- 

t nat . lanaler 1 1 ° Idlk ’ wenn er aus Willkür, Eigennutz und Ungerechtig¬ 
keit geführt wird. Dabei wird ausdrücklich betont, daß Kriege, die ein 
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Instrument internationaler Politik sind, eo ipso gerecht sind. Sie sehen 
J ier ganz typische Formen verschiedener Imperialismen. Der Imperialismus 
^ i i ot1 f 'pp-p diese werden vielmehr geachtet, er fuhrt 

SÄÄ» Politik er führt keine 

höchstens ivi ie fe , wir werden noch sehen, daß er uber¬ 
ungerechten, nur geie ’ ’ it bewaffneten Truppenmassen, 

S&ÄSÄÄT™ W — »aer„ selb—d- 

S Krieg wäre. Vom Standpunkt des Deutschen konnte man jetzt die 
^tere Frage erheben, welche Art von Kriegen in Wirklichkeit die ge¬ 
dachtere ist § die imperialistisch-internationalen oder die nationalen, aber 
wäre nach dem klaren Wortlaut des Kelloggpaktes schon ein Irrtum, 
Tauben der Kelloggpakt enthalte in seinem Wortlaut wenigstens pro 
f„ U rma eine Situng aller denkbaren Kriege. Nach den Erfahrungen der 
NSkriegszeit müssen wir vielmehr eine andere Frage stellen: wennwk 
,ich der Krieg, sei es auch nur der als „Instrument einer nationalen Politi 
dienende Krfeg“, geächtet und verdammt wird, was ist dann überhaupt 
IrSieg? ^ brauche nicht an die Vorgänge in China zu erinnern um 
lh nen zu zeigen, daß eine solche Frage leider sehr nahe liegt. Wir hab 
es erlebt, daß Jahr für Jahr große Truppenlandungen stattfinden. Wir a 
eroße militärische Zusammenstöße erlebt, Beschießungen von Küsten, Lan¬ 
dungen italienischer Schiffe in Korfu, Landungen amerikanischer Marine¬ 
truppen in Panama, Nikaragua usw., Invasion der Franzosen und Belgier 
in das deutsche Ruhrgebiet usw. Das alles galt nicht als Krieg und war 
daher auT nicht „geifchtet“. Was also ist eigentlich Krieg? Wir erhalten 
dneVerzeichnende Antwort durch den Aufsatz eines bekannten Paz. 
fisten und Professors in Genf, Hans Wehberg, in der Zeitschrift Die 
Friedenswarte“ (Januar 1932). Dort heißt es: „Nach geltendem Recht kann 
man im Falle des chinesisch-japanischen Konflikts nur von em ® r ™ 1 ^ 
tärischen Besetzung, nicht von einem Kriege sprechen. An d “ ße- 

kann auch die Tatsache nichts ändern, daß die sogenannte .friedlich 
Setzung“- (occupatio pacifica), mag sie nun als bewaffnete Intervention zum 
Schutz von Leben und Eigentum japanischer Staatsbürger oder als Repres¬ 
salie gegenüber chinesischen Völkerrechtsverletzungen begründet werden, 
von Bombardements, ja sogar von Schlachten größeren oder klemeren Um- 
fanges begleitet war.“ Es liegt also nur eine friedliche Besetzung vor, kein 
Krieg! Wie iTeine Jurisprudenz möglich, die angemchts blutiger Kampfe, 
angesichts der Zehntausende von Toten immer noch von „fnedhAer Be¬ 
setzung“ zu sprechen wagt und dadurch das Wort und den 
„Friedens“ dem grausamsten Hohn und Spott aushe crt^ Der Gedanke - 
gang ist folgender: entweder ist etwas Krieg oder ist es Frieden. Was ist 
L4? Was nicht ein friedliches Mittel ist. Was ist ein friedliches Mit el? 
Was nicht Krieg ist. Ein Zwischending gibt es nicht. Nun ist aber .<f°;® 1c '" 
liehe Besetzung, wenn sie auch von Schlachten klei “ 1andgr + °f 
fanges begleitet ist, nicht Krieg, ergo ist sie ein friedliches Mittel ergo hat 
die Angelegenheit auch mit dem Kelloggpakt nichts zu tun. Der Genfer 
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olkerbund sieht anscheinend seine Leistung darin, die internal i 
eziehungen zu juridifizieren, d. h. diese Art von Begriffsbildung 20 ^° 
wn en. Für ihn ist die Sache juristisch in bester Ordnung, und sie w' !i 
mmer bleiben. Es sind also grausame Repressalien möglich mensche^ 
iTn^Tr 6 ßesdlleßun S en ’ «ogar blutige Kämpfe und Schlachten - das alle' 
Me t . K r eS ™, JUristlsAe n Sinne, und der Friede, auf den die geauä t 
MensAheit m t Sehnsucht wartete, ist ihr längst beschieden; sie hat es nur 

ll gC u J n I1S i ÜSdlen Sdlarfsi nns, nkht Bemerkt. Die Objekte solcher fried 
A ,f n , Maßna Bmen mögen sich also merken: erstens ist der Krieg nur al~ 
Atel nationaler Politik geächtet, und zweitens stellt sich heraus daß 
die verbreitete Vorstellung, daß „Schlachten größeren oder kleineren’Um 
fangs etwas mit Krieg zu tun haben, falsch ist. ^ 

1 .... S lst außerdem noch ein weiteres zu beachten: Der Kelloggnakt 
ha t zahlreiche Vorbehalte, die in verschiedenen Begleitnoten von den 

veUe Z d eidlnenden MaAten aufgestellt sind - z - B - ^n Vorbehalt der Selbst 
Verteidigung gegen einen Angriff, wobei jeder Staat selber entscheid! ' 

r angegriffen ist; eine Resolution der japanischen Völkerbund]- ’ 
vom ih November 1931 hat z. B„ wie H. Wehbm-gmitteA,dasSÄ 
orgehen Japans gegen China als „Maßnahme der Selbstverteidüruns“ 

praktisch wirksame Zweifel erhaben sein. 

könnp 6 ^ M °“ oedokt f n in Hand der Vereinigten Staaten liegt so 
der c lT- aUOt g< : ge " uber dem Kelloggpakt den Standpunkt einnehmen 
der sidi für eine Weltmacht von selbst versteht: daß sie selber es S 

KricglsTode!’ ^T'dlT 11 M nd 7 Wenden - Sie entscheiden, wann etwas 
Mittel 1 f j friedliches Mittel internationaler Politik, ein friedliches 
Mittel zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit in ein!m Staat 
er selber dazu nicht imstande ist, zum Schutze des Lebens und des Privat’ 

tr!tenTo ’könnt"T* Erde * S ° IIte das wirklich ein- 

treten, so konnte der Kelloggpakt für die Erde eine ähnliche Funktion 

hat Ahb Ve: if' 3nr ,° ed ° ktrbl für den amerikanischen Kontinent gehabt 

verleiben sind Ä der Völkerbundsatzung einzu- 

menter zur Völk^S. *1 T®” ^ cT™ niAt geIingen ' In dem Kom- 
S Ism ! ; olkerbund satzung von SAüAing-Wehberg (3. Auflage 1931 

satzuig1st U sAw : dle n E,na ? CitanS deS KeJ, oggpaktes in die Völkerbund’ 
olZfsattn^T 5, nVv- K f. II ° gg P akt ke "“* »keine Sanktion, keine 
und immer wich ! De ^ üon • Darum gerade handelt es sich nämlich, 
RslrLMstun! d Z V g dl<3 g e° ße Wesenheit, die erstaunliche poli- 

offt b^btnd! ^ Y TT g Cn Staaten d ai 'iri, daß sie sich allgemeiner, 
offen bleibender Begriffe bedienen. Ich möchte davor warnen, zu meinen. 
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es handele siA hier um eine inferiore Art von Schlauheit und Machiavellis- 
!!„s Eine derartige Elastizität, eine derartige Fähigkeit, mit weiten Be- 
eiüffen zu operieren und die Völker der Erde zu zwingen, sie zu respek- 
f.“ en ist ein Phänomen von weltgeschichtlicher Bedeutung. Bei jenen 
entscheidenden politischen Begriffen kommt es eben darauf an wer sie 
interpretiert, definiert und anwendet; wer durch die konkrete EntsAei- 
dune: sagt, was Frieden, was Abrüstung, was Intervention, was öffentliche 
Ordnung und Sicherheit ist. Es ist eine der wichtigsten Erscheinungen im 
rechtlichen und geistigen Leben der Menschheit überhaupt, daß derjenige, 
der wahre Macht hat, auch von sich aus Begriffe und Worte zu bestimmen 
vermag Caesar dominus et supra grammaticam: der Kaiser ist Herr auch 
über die Grammatik. Der Imperialismus schafft sich seine eigenen Begriffe, 
und ein falscher Normativismus und Formalismus führt nur dahin, daß am 
Ende niemand weiß, was Krieg und was frieden ist. Nochmals mochte ich 
vor dem Mißverständnis warnen, als handele es sich hier um Dinge, die man 
beliebig macken könne. Es ist ein Ausdruck echter, politischer Macht wenn 
ein großes Volk die Redeweise und sogar die Denkweise anderer Völker, 
das Vokabularium, die Terminologie und die Begriffe von sich aus be¬ 
stimmt. Wir sind als Deutsche freilich in einer traurigen politischen Ohn¬ 
macht, nicht nur in der Welt, auch innerhalb Europas, und als Deutscher 
kann ich bei diesen Ausführungen über den amerikanischen Imperialismus 


SAätze von Fremden zu spreAen. 

Wir müssen aber, wenn wir zum SAluß an unser eigenes, deutsches 
SAiAsal denken dürfen, eine Folgerung aus der Wesenserkenntnis lmperia- 
listisAer Methoden beaAten. Bei einem gesdiichtlidi becleutungsvollen 
Imperialismus ist niAt nur die militärisAe und maritime Rüstung wesent- 
ÜA, niAt nur der ökonomisAe und finanzielle ReiAtum, sondern auA 
diese Fähigkeit, von sidi aus den Inhalt politisAer und reAtliAer Begriffe 
zu bestimmen. Diese Seite des Imperialismus - iA spreAe hier nicht 
speziell vom amerikanisdien — ist für ein in der Defensive stehendes Volk 
wie das deutsdie sehr gefährliA, vielleiAt noA gefährliAer als mili- 
tärisAe UnterdrüAung und ökonomisAe Ausbeutung. Ein Volk ist erst 
dann besiegt, wenn es sieh dem fremden Vokabularium, der fremden Vor¬ 
stellung von dem, was Recht, insbesondere Völkerrecht ist, unterwii t. 
Dann kommt zu der Ablieferung der Waffen noch die Ablieferung des 
eigenen ReAts hinzu. In der heutigen Lage Deuts Alands hängt alles davon 
ab, den SAleier der Worte und Begriffe, der Jur idifizier ungen und Morali¬ 
sierungen zu durAsAauen, niAt in hämisAer Kritik, aber audi niAt in 
dienstfertiger Unterwerfung unter fremde Begriffe und Forderungen 
„moralisAer Abrüstung“, die niAts weiter sind als Instrumente fremder 
Madit. Diese Art von Bewußtsein, dieses Gefühl dafür, daß audi Begriffe 
und Denkweisen Angelegenheiten einer politisAen EntsAeidung sein 
können, ist notwendig und muß immer waA bleiben. Denn wir unter¬ 
werfen uns keinem Imperialismus, weder dem amerikanisAen, der uns 
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mdit unmittelbar benachbart und gefährlich ist, noch einem viel g e fäk 
bcheren und näheren Imperialismus, und wir wollen uns weder rechtlvT 
noch moralisch und geistig unterwerfen. rechtheh, 


2o. Schlußrede vor dem Staatsgerichtshof in Leipzig (i 932 ) 

Gehalten am 17. Oktober 1932 vor dem Staatsgerichtshof in 
eipzig als Vertreter der Reidhsregierung in dem Prozeß dn 
die am 20. Juli 1932 amtsenthobene geschäftsführende preußische 
Regierung Braun-Severing-Hirtsief er und ihr sich P ansihlie! 
end die Landesfraktion des Zentrums und der Sozialdemokratie 

geführt 1 ha L b a en derßayern U “ d Baden gCgen die Reidlsr egierung 

^ß DlC ” Por “ aIien “’ von denen hier die Rede ist, sind in einem Pro 
zeß vor dem Staatsgerichtshof keine bloßen Formalitäten, sondern sehr 
ale politische Dinge Die Fragen: Wer ist das Land Preußen? Wer vertritt 
das Land Preußen? Wo ist heute Preußen? sind reale und hodtpoIMsAe 

f^T Pr% Pr °Z ß l St lnfol gedessen gerade in den Fragen der Partei- 
„ • gkei £ der Brozeßfuhrungsbefugnis, der Aktivlegitimation eigentlich an 

etwTs n /\hrd n b Unkt a " Sek ° mmen - Darum war es nicht böser Wille oder 
was Ähnliches, sondern sozusagen die Natur der Sache, daß sich gerade 

P,MM wfed ” 

ch erscheint; das ist der Prozeß eines Landes mit dem Reich Ein Land 

Staate?“ a H Re r S d " t’ Rei<i kI »<* -■> Land - Jet 

tote .bei ntet l'ß * e r“ ky Sesa8t h **' D »™“ s 

• gt ab ® r nidlt . daß, wie er weiter gesagt hat, der Staatsgerichtshof ein 

„mternaimnaier Gerichtshof“ sei. Er sprach sogar vom sogenannten Welt- 

fu«ot ä°Ha e arD tWaS Übertriebene Bezeichnung für die bekannte Insti- 
hin hei ? c? 168 ^ permanente internationale Gerichtshof legt immer- 

einer ^eihe^o Z ^ “ S “ Statut —kannt und in 

nur Staaten .1 ^ ts4eid _ u, « e “ ausgesprochen ist, daß nämlich vor ihm 
fraktTonen A t Hier i ed °* erscheinen sogar Landtag* 

^ ZI d6m Lande Bayem Und dera Lände Baden 

Unstiimigket r ° ^ ^ gr ° ße Verwirru ^ aad 

Fl ! Se i eS Prozesses Betrifft natürlich das Land Preußen, 
auch J P p eußen 1St mcbt verschwunden; es besteht noch; es ist da; es hat 
auch eine Regierung, eine kommissarische, vom Reichspräsidenten auf 
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Trund seiner verfassungsmäßigen Befugnis eingesetzte Landesregierung, 
die die Vertretungsbefugnis für das Land Preußen hat. Ist sie eine ver- 
f^ungsmäßig eingesetzte Landesregierung, so ist damit die Frage der 
Vertretungsbefugnis für das Land Preußen beantwortet. Es ist 
nräzis juristisch, korrekt und einwandfrei, was Herr Kollege Jacobi zum 
Ausdruck gebracht hat: nur auf Grund einer aus prozeßtechnischen 
Gründen denkbaren und zulässigen Fiktion erscheinen hier trotzdem 
„och die amtsenthobenen Minister, auf Grund einer Fiktion ihrer Ver¬ 
tretungsbefugnis ad hoc und für diesen Lall Wogegen sich Kollege Bil- 
„er wandte — meiner Meinung nach mit Recht, und ich teile auch den 
Affekt der ihn dabei trug - ist, daß in den Schriftsätzen und Ausführungen 
Wwährend versucht wird, aus jener Fiktion Schlüsse zur Hauptsache zu 
liehen und zu sagen: Wenn ihr gelten laßt, daß wir überhaupt hier einen 
Prozeß führen, dann erkennt ihr an, daß wir die Vertretungsbefugnis für 
das Land Preußen haben, daß wir auch noch dem Reichsrat angehoren und 
überhaupt alle möglichen weiteren Befugnisse haben. Nur dagegen wandte 
sich Herr Kollege Bilfinger. Die Frage ist demgegenüber nur: ist diese 
kommissarische Landesregierung verfassungsmäßig auf Grund von Art. 48 
der Reichsverfassung vom Reichspräsidenten eingesetzt worden oder nicht. 
Ist sie es, so ist damit jede Vertretungsbefugnis, die mit dem früheren 
Amt der amtsenthobenen Minister verbunden war, erledigt. Wir wollen 
hier nicht in eine Erörterung und Vertiefung der Frage eintreten, was nun 
die früheren geschäftsführenden Minister, nachdem ihnen ihre Geschafts- 
befugnis genommen ist, dann eigentlich noch sind, oder in die noch schwie¬ 
rigere Frage, wie man einen solchen früheren geschäftsführenden Minister, 
dem man seine Geschäftsführungsbefugnis genommen hat, zu titulieren 
habe. Das Reich hat von Anfang an betont, daß es sich hier um eine vor¬ 
übergehende Suspension einer geschäftsführenden Landesregierung han¬ 
delt, wobei immer zu beachten bleibt: geschäftsführende Regierung höchst 
eigener Art, denn diese geschäftsführende Preußische Regierung hat ja i r 
Dasein überhaupt nur dem bekannten Kunstgriff der Geschäftsordnungs¬ 
änderung vom 12. April zu verdanken. Das erschwert noch die Konstruktion 
dieses höchst eigenartigen Gebildes, als das die am 20. Juli 1932 vom Reichs¬ 
präsidenten ihres Amtes enthobene preußische Landesregierung sich jetzt 
darstellt. Die Frage bleibt aber einfach die: Ist es verfassungsmäßig mög¬ 
lich, einem Land von Reichs wegen eine kommissarische Landesregierung 
zu geben? 

Hier sind Vorwürfe gegen die Reichsregierung erhoben worden und ist 
von „sich verstecken“, „sich drücken“, „Deckung nehmen“ und ähnlichem 
die Rede gewesen. Ich will das nicht aufnehmen und bleibe bei der Frage: 
Kann sich eine amtsenthobene Landesregierung von der Eigenart der 
preußischen geschäftsfiihrenden Regierung gegenüber den verfassungs¬ 
mäßigen Einwirkungsmöglichkeiten des Reichs auf die Selbständig¬ 
keit des Landes Preußen berufen? Diese sogenannte Landesregierung 
ist gar nicht mehr das Land Preußen. Auf Grund der Reichsverfassung 















^Schlußrede vor dem Staatsgerichtshof in Leipzig 


ausdrücklich festgestellt hat _ , WaIter Jellinek 

Ge„ aU nidit eat g e g e„ s ,eht. Z„ r volI.ieheTden GewaTt dt' ÜfT" 
" emo O'Sonisatioosgowali, früher des Königs, jetzt doS 

des Art. 48 verschiedenartige R P f • B aidl sprasident, der auf Grund 
diese Befugnisse auch i m Ä teresseTrS ^ b s Unfalls 

ausiiben. Der Fall ist durchaus denl-b A r & VV g b 6 1 * des Landes 
ständigkeit des Landet «tT , Ivbar ’ daß nur auf diese Weise die Selb- 

größten und schlimmsten cSahren ff /?*t T^P ^ P eine der 
den Föderalismus und für die System. für 

darin, daß über die ÄÄÄ " ** ««* 

sierte politische Parteien sich de «ff“ j * L straff L ° r ^ anlslerte und zentrali- 
Bediensteten in eine LandesTet 1 ,“ brmiAti 1^ ihre Agenten, ihre 
ist unerhörtt) und so dfe Selb , TT T/ 1 ",“*“" < Pr ° fa »™ Heller: Das 
Seite, von den trt\t dth“t “ ! " iW “ Von dieser 

Ii*en e ster h t troZünT' 7 ,W i l T , ;' er "»‘■'düng der öfft- 
Landes gegenüber dem Reidi. Wenn nun d'' ‘T“ 1 , 1 ™* von FBiditen des 

ganz abstrakt _ und der Reirh •• • 1 lese ^ ^ ad eintritt — ich spreche 

gehn, so ist das überhaunt kein W d 13 ^ 81116 ? gezwun S en sieht, vorzu- 
(Widerspruch.) Ich glaube Herr KolT^N ^ ® elbstan digkeit des Landes, 
es Parteien gibtdie eine Gel mir zugeben, daß 
bedeuten. Die Bayerische Volt C Ur , /? Selbständigkeit eines Landes 
daß sie das 

bedeutet. Es gibt aber auch and p F ^ ^ Selbständigkeit Bayerns 
mit den Parteien selbst fertiV ^ T° n ^ an: ^er wir würden 

heit, und wir wollen hoffen daTs-i? 08 1St -? r Vorzug ’ Ihre Besonder- 
Gott dafür zu danken daß es F “f' 611168 T^ 8 “ die Lage kommen, 
denten nach Art. 48 gibt. mwir ungsmoglichkeiten des Reichspräsi- 
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Also ist die einzige Frage: Kann vom Reich her in der geschehenen 

Weise auf ein Land eingewirkt werden? 

Der Gegensatz unitarisch und föderalistisch darf überhaupt nicht schlag¬ 
wortartig mit anderen Gegensätzen in Verbindung gebracht werden. Ent¬ 
scheidend scheint mir zu sein: wenn der Reichspräsident von seiner 
verfassungsmäßigen Befugnis gegenüber einem Lande Gebrauch gemacht, 
eine solche kommissarische Landesregierung eingesetzt und die andere 
Landesregierung suspendiert hat, dann ist die Frage der Vertretungsbefug¬ 
nis erledigt, dann weiß man, wer die geschäftsführende aktive Landesregie¬ 
rung ist. Hier die Selbständigkeit des Landes als solche geltend zu machen, 
ist eine offenbare Verwirrung. Es sind hier verschiedentlich Bilder, Ver¬ 
gleiche origineller Art gebraucht worden. Ich darf mir vielleicht auch ein¬ 
mal erlauben, anschaulich zu werden, und ganz allgemein, nicht mit Bezug 
auf diesen besonderen Fall, folgendes zur Klärung des, wie mir scheint, 
einfachen Sachverhalts festzustellen. Wenn tatsächlich einmal der Bode zum 
Gärtner gemacht worden ist und es sich darum handelt, ihn zu beseitigen, 
so kann man alles mögliche geltend machen, aber nur das eine nicht, die 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit des Gartens! Das ist der Fall einer 
vom Reichspräsidenten suspendierten Landesregierung. Sie kann sich nicht 
auf die Selbständigkeit des Landes als solchen berufen. Eine vom Reich 
eingesetzte kommissarische Regierung ist selbstverständlich keine normale 
Regierung, ebensowenig wie eine Geschäftsregierung oder gar eine Ge¬ 
schäftsregierung wie die ihres Amtes enthobene Preußisdie Regierung, mit 
dem Odium des 12. April belastet, eine normale Regierung ist. 

Zwei Schlagworte oder Stichworte möchte ich noch kurz abtun. Es ist 
einmal das Wort vom „Hüter der Verfassung“ gefallen, und zwar 
ist mit besonderer Betonung und vielleicht auch polemischer Wendung 
vom Herrn Kollegen Nawiasky gesagt worden: der Staatsgerichtshof ist 
der Hüter der Verfassung. Niemand bestreitet das; er ist der Hüter der 
Verfassung. Aber er ist und bleibt ein Gerichtshof und ist auf die 
vom Herrn Kollegen Jacobi sehr eindringlich und, wie mir scheint, über¬ 
zeugend entwickelten Besonderheiten dieser Justizförmigkeit und Gerichts- 
förmigkeit angewiesen. Der Staatsgerichtshof hat nur den gerichtlichen und 
justizförmigen Schutz der Verfassung. Da eine Verfassung ein poli¬ 
tisches Gebilde ist, bedarf es außerdem noch wesentlicher politischer 
Entscheidungen, und in dieser Hinsicht ist, glaube ich, der Reichspräsident 
der Hüter der Verfassung, und gerade seine Befugnisse aus Art. 48 haben 
sowohl für die föderalistischen als auch für die anderen Bestandteile der 
Verfassung vor allem den Sinn, einen echten politischen Hüter der Ver¬ 
fassung zu konstituieren. Wenn er in dieser Eigenschaft eine kommis¬ 
sarische Landesregierung einsetzt, so handelt er ebenfalls als Hüter der 
Verfassung auf Grund der seinem politischen Ermessen anheimgegebenen, 
im wesentlichen politischen Entscheidung innerhalb gewisser Grenzen, 
die wir hier festgestellt haben. Aber es bleibt seinepolitischeEnt- 
scheidung, um die es sich dabei handelt. Damit ist gleichzeitig auch die 
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für Art. 19 der Reichsverfassung wichtige Frage beantwortet, wer das T « ,1 

Z, c m j"“ Fa “ e V "‘ ri “- Die fertrelung de» Landei PreuBe,, H 
aut Grund eines solchen Aktes des Reichspräsidenten von der k„“' 

sansAen Regierung vorgenommen wird, hat ihre gute, feste Rechtsgrund’ 

Landesvias^unt S “ S S ° W0111 ' “ IS “ d<ir V ° n 

Das zweite Wort, das öfters hier wiederkehrte, war das Wort von d 
t0lgen<Ie “ Eh ' e “ d Di *“* 8 ‘ 

modite ich folgendes sagen: Herr Ministerialdirektor Brecht hat es für 
gehalten, heute morgen in seiner Schlußzusammenfassung daran zu 

oZr’ da S der Herr Reidls Präsident im Jahre 1866 als preußischer 
Offizier ins Feld gezogen ist. Was war 1866 los? Eine Bundesexeknti 
des Deutschen Bundes gegen Preuße, Und der Herr ReiÄS 
stand als preußischer Offizier auf der preußischen Seite und verteidigt 
reußen gegen diese Bundesexekution. Wenn derselbe Mann, der damals 
reufien gegen eine Exekution verteidigt hat, sich jetzt entschließen muß 
gegen dasselbe Preußen eine Reichsexekution anzuordnen, so ist das ein 
bedeutungsvoller erstaunlicher Vorgang, dessen man sich doch einet 
Augenblick bewußt werden sollte. Denn hier zeigt sich daß sioh 
geänd«, hat. Die Exekution hat jetzt „ich, den luu 1s Laufzu ‘vT,! 
mchten und seine Existenz zu zerstören, sondern im Gegenteil Preußen 

drohtn f W ren T die , g6rade di6Sem Staat Ulld di esem Lande 

rohten. Wenn hier so viel von der Staatlichkeit, der Dignität und der Ehre 

ftdltn 6118 g rTn ei ‘ Wird ’ S ° iA d ° dl endlidl mir se lbcr die Frage 
116 m 6 nlemand anders > stelle sie aber hier in aller 
F6 p ldlkeit m [ r seIbst: Wo ist denn dieses alles, die Dignität und die 
re Preußens, besser aufgehoben: bei den am 20. Juli ihres Amtes ent 
obenen, geschaftsfuhrenden Ministern, die nur noch dank dem Kunstgriff 

Zdenz-foder bt d^ 8 ^ (Zuruf: Sit ™B™sjuris- 
prudenz.) oder bei dem Reichspräsidenten von Hindenburg? Diese Fräse 

ist für mich nicht schwer zu beantworten. Es ist wahr, Preußen hat seine 

2 z:* zsSr*’ aber det Tre “ w ” Md der Hu *“se 



2i Weiterentwicklung des totalen Staats in Deutschland 

(Januar 1933) 

Vor zehn Jahren versicherten bewährte Autoren und Führer aller Art, 
daß man nur die Politik und die Politiker abzuschaffen brauche, um alle 
schwierigen Probleme gelöst zu haben. Die radikale Entpolitisierung 
sollte darin bestehen, daß technische, wirtschaftliche, juristische oder ander 
Sachverständige nach angeblich rein technischen, rem wirtschaftlichen, rein 
juristischen, kurz nach rein „sachlichen“ Gesichtspunkten alle bisher po 1 - 
tischen Fragen zu entscheiden hatten. Zahlreiche Aufsatze und Broschüren 
haben das in den Jahren 1919 bis 1924 als einzige Bedingung universaler 
Glückseligkeit verkündet. Inzwischen haben wir viele Sachverstandigen- 
und Tedinikerkonferenzen kennengelernt. Ganze Gebirge wertvollsten 
Materials und sachkundigster Gutachten lagern in Genf, in Berlin, in vielen 
anderen Städten der Erde, und unter ihrer Art von Sachlidikeit wurde die 
Entscheidung der Fragen einfach verschüttet. Es hatte sich bald heraus¬ 
gestellt daß diese „Entpolitisierung“ ein brauchbares politisches Materia 
ist um unangenehme Probleme und notwendige Änderungen zu vertagen, 
einen widersinnigen status quo zu konservieren und jeden entschiedenen 

Änderungswillen sich leerlaufen zu lassen. Q 

Nach solchen Erfahrungen mit der gänzlichen „Nichtpolitik mußte die 
Erkenntnis durchdringen, daß alle Probleme potentiell politische Probleme 
sind. Wir haben dann in Deutschland praktisch eine Politisierung aller 
wirtschaftlichen, kulturellen, religiösen und sonstigen Bereiche des mensch¬ 
lichen Daseins erlebt, wie sie dem Denken des 19. Jahrhunderts unbegreif¬ 
lich gewesen wäre. Insbesondere schien, nachdem man einige Jahre versucht 
hatte, den Staat zu ökonomisieren, jetzt umgekehrt die Wirtschaft gänzlich 
politisiert zu sein. Jetzt glaubte man die wirksame und einleuchtende P ormel 
vom totalen Staat zu begreifen, und heute sind manche sogar schon wieder 
darüber hinaus und haben den „totalen Staat“ bereits widerlegt und geistig 
überwunden. Sehen wir uns aber statt der Propaganda und der Literatur 
einmal die wirkliche Lage an. 

I. 

Es gibt einen totalen Staat. Man kann den „totalen Staat“ mit irgend¬ 
welchen Empörungs- und Entrüstungsschreien als barbarisch, sklavisch, un¬ 
deutsch oder unchristlich von sich weisen, die Sache selbst ist damit nicht 
aus der Welt geschafft. Jeder Staat ist bestrebt, sich der Machtmittel zu 
bemächtigen, die er zu seiner politischen Herrschaft braucht. Es ist sogar 
das sichere Kennzeichen des wirklichen Staates, daß er das tut. Auch stehen 
wir alle unter dem Eindruck der gewaltigen Machtsteigerung, die heute 
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jeder Staat durch die Steigerung der Technik, namentlich der militärterJ, 

runsr ve 1 \ tm \ Re1, er [ akrt ' Selbst einem kleinen Staat und seiner Regie' 
• e ? e , n o le modernen technischen Mittel eine solche Einwirkung" 

mog ichkeit, daß daneben die alten Vorstellungen sowohl von staatlicher 

StW 1 lT m aUdl VOm Widerstand S e 8' cn sie verblassen. Gegen den totden 
Staat hilft nur eine ebenso totale Revolution. Überlieferte Bilder von 

l t I aße M U S! Ufen 1 .V nd . Barrikadei1 erscheinen angesichts dieser neuzeit- 
i en Machtmoghchkeiten als ein Kinderspiel. Jede politische Macht ist 
gezwungen, dm neuen Waffen in die Hand zu nehmen. Hat sie dazu nicht die 
Kraft und den Mut so wird sich eine andere Macht oder Organisation 
finden, und das ist dann eben wieder die politische Macht, d. h. der Staat 

i i telSerUng der teAni schen Mittel ist insbesondere die Mö«r’ 

Iichkeit, ja Notwendigkeit einer Massenbeeinflussung gegeben, die um- 
assen er sein kann als alles, was die Presse und andere überlieferte Mittel 
der Meinungsbildung zu bewirken vermochten. Heute herrscht in Deutsch 
land noch eine weite Preßfreiheit. Trotz aller Notverordnungen ist dieser 
Spielraum der „freien Meinungsäußerung“, in Wirklichkeit der Partei¬ 
agitation und der propagandistischen Massenbearbeitung, sehr groß und 
denkt man nicht an PressezensuE Auf die neuen technischen Mittel, Film 
und Rundfunk dagegen muß jeder Staat selbst die Hand legen. Es gibt 
keinen noch so liberalen Staat, der über das Film- und Lichtspielwesen und 
en Rundfunk nicht mindestens eine intensive Zensur und Kontrolle für 

S1C V n tTi U ? “S“?- Kein Staat kann es sidl leisten, diese neuen tech¬ 
nischen Mittel der Nachrichtenübermittlung, Massenbeeinflussung, Massen- 

suggesüon und Bildung einer „öffentlichen“, genauer: kollektiven Meinung 
em anclern zu uberlassen. Hinter der Formel vom totalen Staat steckt 

MögbAkeit n / niS ’ d f der heutige Staat neue Machtmittel und 

Möglichkeiten von ungeheurer Intensität hat, deren letzte Tragweite und 

sie ge '? rku f ng w ir kaum ahnen, weil unser Wortschatz und unsere Phanta¬ 
sie noch tief im 19. Jahrhundert stecken. 

fr 1 in diese f S “ ne ist gleichzeitig ein besonders starker 
Staat. Er ist total im Sinne der Qualität und der Energie, so, wie sich der 

l daß? 6 M n6 1 ” Stat ° t0taIitario “ ne ^t, womit er zunächst sagen 

wilh daß die neuen Machtmittel ausschließlich dem Staat gehören und seiner 

statfeSS" ^ “i*“ ?*** läßt in Wrn JeSJ 

kommt Fr ; staatshemmende oder staatszerspaltende Kräfte auf- 
Feinden und ^ i" c aran > die neuen Machtmittel seinen eigenen 
we Aen Sil 211 überliefern und seine Macht unter irgend- 

wRl 7 ’ klberah r US ’ ReAtsstaat oder wie man es nennen 

un ers^e A S T en / U ^ ^ S ° Idler Staat ka ™ Freund ™ d Feind 
nterscheiden. In diesem Sinne ist, wie gesagt, jeder echte Staat ein totaler 

Zehen Z 6S ’ S S c r e S ° CletaS perfecta der diesseitigen Welt, zu allen 
eiten gewesen; seit langem wissen die Staatstheoretiker, daß das Politische 

deren “iVa "w- NeU<3 Smd nUr die neuen ted inischen Mittel, über 
deren politische Wirkungen man sich klar sein muß. 
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Nun gibt es aber noch eine andere Bedeutung des Wortes vom totalen 
Staat und das ist leider diejenige, die für die Zustände des heutigen 
Deutschland zutrifft. Diese Art totaler Staat ist ein Staat, der sich unter¬ 
schiedslos in alle Sachgebiete, in alle Sphären des menschlichen Daseins 
hineinbegibt, der überhaupt keine staatsfreie Sphäre mehr kennt, weil er 
überhaupt nichts mehr unterscheiden kann. Er ist total in einem rein 
quantitativen Sinne, im Sinne des bloßen Volumens, nicht der Intensität 
und der politischen Energie. Der heutige pluralistische Parteienstaat in 
Deutschland hat diese Art des totalen Staates entwickelt. Sein Volumen ist 
ungeheuer ausgedehnt. Er interveniert in alle möglichen Angelegenheiten 
und auf allen Gebieten des menschlichen Daseins, nicht nur in die Wirt¬ 
schaft, für welche Erwin von Beckerath mit Recht sagt, daß der totale Staat 
im Sinne einer Vermischung von Staat und Wirtschaft „eine mit Händen 
greifbare Realität“ sei, sondern auch in kulturelle und gesellige Dinge, 
die man sonst gern für „rein private“ Angelegenheiten ausgibt. Warum soll 
der Staat nicht wirtschaftliche, kulturelle und andere Unternehmungen 
subventionieren, da wir doch alle, auf dem Weg über die Partei, der Staat 
selber sind, und warum soll ein Gesangverein nicht gute Beziehungen zum 
Staate, d. h. zu gewissen Parteien und Fonds, unterhalten können? Dieses 
kostbare Warum nicht? ist die ganze Staatstheorie des pluralistischen 
Parteienstaates und die geistige Grundlage seiner Totalität. Das ist natür¬ 
lich eine Totalität nur im Sinne des bloßen Volumens und das Gegenteil 
von Kraft oder Stärke. Der heutige deutsche Staat ist total aus Schwäche 
und Widerstandslosigkeit, aus der Unfähigkeit heraus, dem Ansturm der 
Parteien und der organisierten Interessenten standzuhalten. Er muß jedem 
nachgeben, jeden zufriedenstellen, jeden subventionieren und den wider¬ 
sprechendsten Interessen gleichzeitig zu Gefallen sein. Seine Expansion ist 
die Folge, wie gesagt, nicht seiner Stärke, sondern seiner Schwäche. 


II. 


Näher gesehen, .haben wir heute in Deutschland überhaupt keinen 
totalen Staat, sondern eine Mehrzahl totaler Parteien, die jede in sich die 
Totalität zu verwirklichen suchen, in sich ihre Mitglieder total erfassen 
möchte und die Menschen von der Wiege bis zur Bahre, vom Kleinkinder¬ 
garten über den Turnverein und Kegelklub bis zum Begräbnis- und Ver¬ 
brennungsverein begleiten, ihren Anhängern die richtige Weltanschauung, 
die richtige Staatsform, das richtige Wirtschaftssystem, die richtige Gesellig¬ 
keit von Partei wegen liefern und dadurch das ganze Leben des Volkes 
total politisieren und die politische Einheit des deutschen Volkes P ar " 
zellieren. Parteien alten liberalen Stils, die als bloße „Meinungsparteien 
einer solchen Organisation und Totalität nicht fähig sind, geraten in Gefahr, 
zwischen den Mühlsteinen der modernen, in sich totalen Parteien zerrieben 
zu werden. Der Zwang zur totalen Politisierung scheint unentrinnbar. Keine 
Parteiorganisation kann sich ihm entziehen. Die rücksichtslos totaleü Par¬ 
teien bestimmen den Typus und treiben die andern viertel-, halb- oder 
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drervierteltotnlen Parteien zur Konsequenz des erfolgreichen Typus. V 
jeder Dezision eines konsequenten Nationalismus oder Sozialismus od^ 
Atheismus erscheinen die lavierenden Halbheiten als hilflose Kleinigkeiten* 
••u ^ e ^ ene ^ nan( ^ er mehrerer solcher totaler Gebilde, die auf dem Wes- 
über das Parlament den Staat beherrschen und ihn, solange es pluralistisch 
zugeht, zum Objekt ihrer Kompromisse machen, ist die Ursache jene 
merkwürdigen quantitativen Ausdehnung des Staates. Zwischen den Staat 
und seine Regierung auf der einen und die Masse der Staatsbürger auf 
er anderen Seite hat sich heute ein sehr festes durchorganisiertes, aber 
pluralistisches Nebeneinander mehrerer totaler Parteien eingeschoben und 
handhabt das Monopol der Politik, das erstaunlichste aller Monopole 
Aller politischer Wille, alle Umschaltung der Interessen, die es selbstver 
stündlich geben muß, in den Staatswillen, ist auf den Weg über einen 
Jrarteiwillen angewiesen. Nur ist die heutige Partei etwas anderes als 
die alte liberale Meinungspartei. Sie ist, wie Otto ICoellreutter schon seit 
langem festgestellt hat, eine aktivistische Partei, sie benutzt die der opinion 
zugedachten liberalen Freiheiten und alle legalen Möglichkeiten, Ein 
nchtungen und Befugnisse einer liberalen Verfassung kaltblütig als Instru 
ment ihrer Aktion und zwingt auch die bisher liberalen Parteien zu dieser 
verfassungzerstörenden Wandlung. Der Zwang, sich ihrem politischen 
Monopol zu unterwerfen, unter dem heute jedes Lebensgebiet und fede 
größere Mensdiengruppe in Deutschland steht, verändert und verfälscht 

a urci m i rl ^ Ungen 1 der Weimarer Verfassung. Wichtiger als jedes wirt- 
schaftliche Monopol ist dieses politische Monopol einer Reihe von starken 
politischen Organisationen, die eine Regierung nur unter der Bedingung 
olerieren, daß der Staat ihr Ausbeutungsobjekt bleibt. 

Das eigentliche Instrument dieses politischen Monopols — oder da es 
sich um einen pluralistischen Staat handelt, dieses „Polypols“ - ist die 
AufsteHung der Kandidatenliste. Das Ergebnis jeder Wahl hängt von der 
Kandidatenliste ab. Die Masse der Wähler kann keinen Kandidaten von 
sich aus aufstellen, und der Regierung fehlt das selbstverständlichste und 
natürlichste Recht einer Regierung, nämlich das jus agendi cum populo. 

amit ist die große Masse der angeblichen „Wähler“ und der Volkswille 
selbst restlos durch etwa fünf Parteilisten parzelliert. Die Wahl ist ent- 
gegen der Verfassung, die eine direkte Wahl verlangt, längst keine direkte 
Wahl mea r. Der Abgeordnete wird von der Partei ernannt, nicht vom 
Volk gewählt. Die sogenannte Wahl ist eine durchaus mittelbare Stellung- 
” W f llIer 1 zu emer Parteiorganisation. Daß von unmittelbarer 
a eu e m t me r die Rede sein kann, hat sich als eine unbestreitbare 
Erkenntnis heute allgemein durchgesetzt. Ich behaupte aber, daß der Vor¬ 
gang, wie er sich heute abspielt, überhaupt keine Wahl mehr ist. Denn 
was geht vor sich. Fünf Parteilisten, auf eine höchst geheime, okkulte 
Weise entstanden, von fünf Organisationen diktiert, erscheinen. Die Massen 
begeben sich sozusagen in fünf bereitstehende Hürden, und die statistische 
Aufnahme dieses \ organges nennt man „Wahl". Was ist das in der Sache? 
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Man sollte sich diese Frage doch endlich einmal deutlich zum Bewußtsein 
bringen, ehe Deutschland an derartigen Methoden politischer Willens¬ 
bildung zugrunde gegangen ist. Es ist in der Sähe eine geradezu phanta¬ 
stische Option zwishen fünf untereinander völlig unvereinbaren, völlig 
entgegengesetzten, in ihrem Nebeneinander sinnlosen, aber jedes in sih 
geshlossenen und in sih totalen Systemen mit fünf entgegengesetzten 
Weltanschauungen, Staatsformen und Wirtshaftssystemen. Zwishen fünf 
organisierten Systemen, von denen jedes in sih total ist und jedes, kon¬ 
sequent zu Ende gedaht, das andere aufhebt und vernihtet, also z. B. 
zwishen Atheismus oder Christentum, gleihzeitig zwishen Sozialismus 
oder Kapitalismus, gleihzeitig etwa zwishen Monarhie oder Republik, 
zwishen Moskau, Rom, Wittenberg, Genf und Braunem Haus und ähn¬ 
lichen inkompatiblen Freund-Feind-Alternativen, hinter denen feste 
Organisationen stehen, soll ein Volk mehrmals im Jahre optieren! Wer 
sih klarmaht, was das bedeutet, wird niht mehr erwarten, daß aus einer 
solhen Prozedur eine handlungs- und aktionsfähige, auh nur lose zu¬ 
sammenhaltende, für eine politishe Willensbildung geeignete Mehrheit 
hervorgehen könnte. Ein solher Vorgang bedeutet nur, daß der Volkswille 
sofort an seiner Quelle in fünf Kanäle und nah fünf vershiedenen Rich¬ 
tungen abgeleitet wird, so daß er niemals zu einem Strom zusammenfließen 
kann. Das Ergebnis sind immer nur fünf vershiedene Volksteile mit fünf 
vershiedenen politischen Systemen und Organisationen, die sih in ihrem 
zusammenhanglosen, ja, feindlichen Nebeneinander gegenseitig zu besiegen 
oder zu betrügen suhen und, zu jeder positiven Arbeit unfähig, sih immer 
nur im Negativen begegnen und höhstens einmal — wie bei Mißtrauens- 
beshlüssen, Aufhebungsverlangen, Amnestieforderungen oder bei dem 
verfassungsändernden Gesetz über die Stellvertretung des Reihspräsiden¬ 
ten vom 17. Dezember 1932 — in einem Nullpunkt treffen. 

Mit solhen Methoden politisher Willensbildung sind wir in den Zu¬ 
stand eines quantitativ totalen Staates hineingeraten, der nihts mehr unter¬ 
scheiden kann, weder Wirtshaft und Staat, noh Staat und sonstige Sphären 
menschlichen und sozialen Daseins. Die Wahl ist keine Wahl mehr, der 





Abgeordnete kein Abgeordneter mehr, wie ihn die Verfassung sih denkt. 
Er ist niht der unabhängige, gegenüber Parteiinteressen das Wohl des 
Ganzen vertretende freie Mann, sondern ein in Reih und Glied mar¬ 
schierender Funktionär, der seine Befehle außerhalb des Parlaments er¬ 
hält und für den die Beratung in der Vollversammlung des Parlaments zur 
leeren Farce werden muß. Wie der Abgeordnete kein Abgeordneter, ist 
das Parlament kein Parlament mehr. Auf dem demokratischen System der 
Weimarer Verfassung lastet ein solhes Parlament mit seiner gleihzeitig 
mahtunfähigen und mahtzerstörenden Negativität wie ein körperlich 
und geistig kranker Monarh auf den Einrihtungen und dem Bestand einer 
Monarhie. Der heutige deutsche Reihstag ist kein Reihstag im Sinne der 
Weimarer Verfassung; der heutige deutshe Reihsrat, in dem sih mehr 
geshäftsführende als normale Landesregierungen treffen, in dem für das 























































and Preußen, also zwei Drittel des Deutschen Reiches, amtsenthoben 
Minister einer früher geschäftsführenden Regierung erscheinen, kein Reicht 
f?* lln Smne der Weimarer Verfassung. Auch das Mißtrauensvotum ist kein 
Mißtrauensvotum in Sinne eines parlamentarischen Regierungssystems 
denn ihm entspricht heute weder die Fähigkeit noch die Bereitschaft, eine 
handlungsfähige und verantwortungsbewußte Regierung zu bilden.' All 
diese Verfassungseinrichtungen sind hinfällig geworden und gänzlich 
denaturiert, alle legalen Befugnisse, selbst alle Auslegungsmöglichkeiten 
und Argumente sind instrumentalisiert und werden taktische Mittel des 
Kampfes jeder Partei gegen jede andere und aller Parteien gegen Staat 
und Regierung. Hätte nicht die eine letzte Säule der Weimarer Ver¬ 
fassungsordnung, der Reichspräsident und seine aus vorpluralistischen 
/eiten stammende Autorität, bisher standgehalten, so wäre wahrscheinlich 
das Chaos auch in aller Sichtbarkeit und in der äußerlichen Erscheinung 
bereits vorhanden und selbst der Schein der Ordnung verschwunden. 


22. Reich — Staat — Bund (1933) 

Antrittsvorlesung gehalten an der Kölner Universität 
am 20. Juni 1933 

Das Lehrfach des öffentlichen Rechts nimmt mit besonderer Unmittelbar¬ 
keit am Leben der Völker und der Staaten teil. Es ist daher seit zwei Jahr¬ 
zehnten von der gleichen schnellen Entwicklung und Bewegung erfaßt die 

f lnZ ? WeK ergriffen hat Dieses F ach steht auch in seiner wis’sen- 
schaitlichen Besonderheit in größter existentieller Nähe zum Schicksal der 
Volker und Staaten. Gegensätze der Lehrmeinungen erscheinen sofort 
als politische Gegensätze. Es gibt kein wissenschaftliches Resultat der Lehre 
des öffentlichen Rechts, das nicht sofort von der einen gegen die andre 
Seite praktisch verwertet werden könnte, und der Kampf der Argumente 
geht unmittelbar über in den politischen Kampf der Völker und Parteien. 
So hat dieses Fach auf eine oft sehr gefährliche, lebensgefährliche Weise 
Aktualität und Interesse. 

Jeder Gelehrte eines solchen Fachs, der sich jener Besonderheit und 
der dann liegenden wissenschaftlichen Verantwortung bewußt ist, kennt 
auch diese Gefahr. Manche haben eine Zeitlang gehofft, die gesicherten 
Zustande der Vorkriegszeit würden bald zurückkehren, und die ungefähr¬ 
liche Ruhe, die damals wenigstens scheinbar herrschte, lasse sich zurück¬ 
gewinnen. Sie vei wechseln die Sekurität eines ganz bestimmten politischen 
Zustandes mit der Objektivität und Sachlichkeit des Denkens Uber diesen 
Zusiand. Es ist heute bereits so, daß alle Versuche, in eine problemlose 
Sicherheit zu entweichen, uns als eine Abdankung, als ein Verzicht auf die 
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Wissenschaft des öffentlidien Rechts erscheinen. Die Flucht aus der Proble¬ 
matik der Zeit in eine unproblematische Vergangenheit oder in eine be- 
ziehungs- und gegenstandslose Reinheit, hat nicht einmal mehr den Schein 
der Wissenschaftlichkeit für sich. Der Weg, der vom konkret gegenwärtigen 
Leben wegführt, kann nur dorthin führen, wo Tote über Totes reden. 

I Wenn ich hier über Reich, Staat und Bund spreche, so gebrauche ich drei 
Worte, deren jedes in höchstem Maße gleichzeitig geschichtsmächtig und 
gegenwartserfüllt ist, die ich aber vorsätzlich und ausdrücklich als Be¬ 
griffe behandle. Daraus könnte das Mißverständnis entstehen, als wollte 
ich in falscher Abstraktion von leeren Formen reden und die traurige 
Sache betreiben, die man mit einem Schimpfwort als „Begriffsjurisprudenz“ 
bezeichnet. Es gibt allerdings viele solche in einem schlechten Sinne 
abstrakte Begriffe. Es gibt aber auch andere lebensvolle und wesenhafte 
Begriffe, und es gehört eben zur Aufgabe der Wissenschaft des öffentlichen 
Rechts, echte Begriffe zu erkennen und auszuprägen. Im politischen Kampf 
sind Begriffe und begrifflich gewordene Worte alles andere als leerer 
Schall. Sie sind Ausdruck scharf und präzis herausgearbeiteter Gegensätze 
und Freund-Feind-Konstellationen. So verstanden, ist der unserm Bewußt¬ 
sein zugängliche Inhalt der Weltgeschichte zu allen Zeiten ein Kampf um 
Worte und Begriffe gewesen. Das sind natürlich keine leeren, sondern 
energiegeladene Worte und Begriffe und oft sehr scharfe Waffen. Leer 
und im schlechten Sinne abstrakt werden sie erst, wenn die Kampflage 
und der Streitgegenstand entfallen und uninteressant geworden sind. Ich 
erinnere Sie an den Kampf um die Formel „von Gottes Gnaden“; oder z. B. 
an die Überlegungen, die man im Winter 1870/71 darüber angestellt hat, 
ob man dem Bundespräsidenten des Bismarckschen Reiches den Titel 
„Kaiser der Deutschen“, „Kaiser von Deutschland“ oder „Deutscher Kaiser“ 
geben solle. Ich erinnere ferner an den unvermeidlichen Streit um die sog. 
Formalien bei allen großen politischen Prozessen, um die Frage, wer vor 
einem Staatsgerichtshof oder vor einem internationalen Gericht parteifähig 
ist, wer aktiv legitimiert, interventionsbereditigt usw. Scheinbar kleine 
Abweichungen in der begrifflichen Fassung können hier von unabsehbarer 
praktischer Tragweite werden. In diesem ganz praktischen Sinne einer 
konkret verstandenen Begrifflichkeit erscheint die ganze deutsche Leidens¬ 
geschichte des letzten halben Jahrtausends als die Geschichte der drei 
Begriffe „Reich, Staat, Bund“. 

Der Begriff des Staates hat das alte Reich zerstört. Wenn Pufendorff 
im 17. Jahrhundert das Reich als ein Monstrum bezeichnet, so will er 
damit sagen, daß es kein Staat ist. Der Begriff des Staates und der staat¬ 
lichen Souveränität erscheint ihm juristisch begreiflich und ohne weiteres 
plausibel. Reich dagegen ist unbegreiflich und juristisch sinnlos geworden, 
eben weil der Begriff des Staates gesiegt hat. Auf dem Boden des Deutschen 
Reiches entwickeln sich Staaten, und die juristisch-dezisionistische Über¬ 
legenheit des Staatsbegriffs gegenüber dem Reichsbegriff erscheint der 
rechtswissenschaftlichen Begriffsbildung so groß, daß der Staatsbegriff das 
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Reich von innen heraus sprengt. Seit dem 18. Jahrhundert gibt es überhaupt 
kein Reichsrecht mehr, sondern nur noch Staatsrecht. Das Reich wird nur 
noch als ein aus Staaten zusammengesetzter Staat oder als ein „System 
von Staaten“ begriffen. Die Schrift des jungen Hegel aus dem Jahre 1802 
über „Die Verfassung des Deutschen Reiches beginnt mit dem lapidaren 
Satz „Deutschland ist kein Staat mehr.“ Daß es kein Staat mehr ist, ist 
der Grund, warum es „nicht mehr begriffen werden kann . Der deutsche 
Staat hat das alte Deutsche Reich zerstört. Der Staatsbegriff war der eigent¬ 
liche Feind des Reichsbegriffs. Das Recht wird Staatsrecht und staatliches 
Recht. Sogar die Philosophie wird Staatsphilosophie, und der größte Philo¬ 
soph, Hegel, flüchtet aus dem unbegreifbar gewordenen Reich in einen um 
so einleuchtender gewordenen Begriff des Staates. 

Es ist für die Geschichte des Reichsgedankens von großer Bedeutung, 
daß damals sofort auch zwei neue Reiche entstanden, das französische 
Gegenreich Napoleons I. und das Ersatzreich der habsburgischen Monarchie; 
jenes offensiv und expansiv, dieses defensiv und konservativ. Es ist aber 
ebenso wichtig, daß um dieselbe Zeit nach 1806 die eigentliche Staatlichkeit 
Preußens sich um so klarer und intensiver entwickelt, während das übrige, 
das sog. dritte Deutschland, ein Bund von Staaten wurde. Vergessen wir 
nie, daß das ganze sog. föderalistische Staatsrecht des 19. Jahrhunderts 
mit allen seinen Antithesen von Staatenbund und Bundesstaat, Völkerrecht 
und Staatsrecht, Vertrag und Verfassung in der Zeit des Rheinbundes 
entstanden ist. Die deutschen Staaten, die als Staaten das Reich gesprengt 
haben, erklären bei ihrem Austritt am 1. August 1806, daß sie einen 
„den neuen Zuständen angemessenen Bund“ gründen, zum Schutz der 
staatlichen Souveränität und Unabhängigkeit der Bundesmitglieder und 
unter dem Protektorat und der Garantie des Kaisers der Franzosen. Die 
staats- und verfassungsrechtliche Literatur der Rheinbundzeit konstruiert 
sofort ein Reichssystem. Und was für ein Reich! Von Carl Salomo Zachariä 
(Das Staatsrecht der rheinischen Bundesstaaten und der Bundesstaaten, 
Heidelberg 1810, S. 129) wird folgendes Bild ausgemalt: Sämtliche euro¬ 
päische Staaten zerfallen in zwei Klassen, in solche, die „Mitglieder des 
großen europäischen Staatenvereins sind, an dessen Spitze der Kaiser der 
Franzosen, teils als vertragsmäßiger Protektor des Bundes, teils als Haupt 
der Kaiserlichen Familie steht, und in Staaten, die diesem europäischen 
Staatenverein nicht beigetreten sind“. Unter die Staaten der ersten Klasse, 
also in den großen europäischen „Staatenverein“ des Kaisers der Franzosen, 
gehören Spanien, die italienischen Staaten, Holland, die Schweiz, das Herzog¬ 
tum Warschau und die rheinischen Bundesstaaten. Die anderen europäi¬ 
schen Staaten sind ihm entweder alliiert und befreundet: Preußen, Öster¬ 
reich und Dänemark; oder sie sind Feinde des europäische^ Bundes: Eng¬ 
land und seine Bundesgenossen. Der rheinische Bund erscheint als Teil 
eines französisch geführten Reichssystems, dem ein Bündnissystem (mit 
Rußland, Österreich, Preußen) angegliedert ist. Die Zeit der französischen 
Hegemonie war zu kurz, als daß sich ein durchgebildetes Verfassungsrecht, 
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• ps des Reichs, sei es des Bundes, hätte entwickeln können Aber selbst 
dieses kurze Zwischenspiel von sechs Jahren offenbart das für die deutsche 
Entwicklung des letzten Jahrhunderts kennzeichnende Verhältnis der 
ReS Reich, Staat und Bund. Der Bund deutsdier Staaten ist immer 
J/-en das Deutsche Reich gerichtet gewesen. Der Bundesbegriff war 
t J immer der Verbündete des Staatsbegriffes gegen den Reichsbegriff. 
Der Sinn des Bundes, nämlich Schutz, Garantie und Führung der Bundes- 
mitgUeder wendet sich gegen das Deutsche Reidi. Der hegemomsche Träger 
J Rundes steht im Rheinbund außerhalb Deutschlands, und der für den 
ilzen folgenden deutschen Föderalismus typische Dualismus ist hier der 
Dualismus von Frankreich und Deutschland, die schlimmste und traurigste 
Form eines Dualismus, weil er die deutsche Einheit als solche leugnet un 

aU De^' auf dem Wiener Kongreß zustande gekommene Staatenbund 
D eut sche r B und“ war für ein halbes Jahrhundert (1815 bis 1866) die 
form der politischen Einheit Deutsdilands. Auch bei ihm hatte der-Bundes- 
Lanke den Sinn einer Garantie der Staatlichkeit gegen das Reich Staat 
und Staatlichkeit sind auch hier polemische Gegenbegriffe gegen das • 

Das Reidi war daran zugrunde gegangen, daß es nicht Staat war; der Bun 
der deutschen Staaten mit seiner Garantie der Staatlichkeit will ebenfalls 
kein Reich sein. Er will dem allgemeinen Ruf des deutschen Volkes nach 
einem Reich ein Kompromißsurrogat liefern, aber in scharfer Alternative 
von Völkerrecht und Staatsrecht nur als völkerrechtlicher Vereni Die 
Trägerschaft des Bundes verteilte sich auf ein Nebeneinander dreier 
Größen: die beiden führenden Großmächte Österreich und Preußen, der 
Gebiet aber zum Teil außerhalb des Bundes lag, und das sogenannte dritt 
Deutschland, dessen wichtigster Staat, Bayern für sich in Anspruch nehmen 
konnte daß er ein rein deutscher, innerhalb des Bundesgebietes gelegen 
Staat war, und dessen heute nicht mehr recht begreiflicher Führung. 

' anspruch mit dieser Lage zusammenhing; analog in einiger Hl ™ 
unverhältnismäßigen Übergewicht Ungarns m der habsburgischen Mon- 
archie in der alle übrigen Nationen mit mindestens einem Fuße außerhalb 
der Monarchie standen. Der typisdie Dualismus des Deutschen Bundes ist 
ein Dualismus der Hegemonie, der die beiden Großmächte Österreich und 
Preußen in einen Konflikt bringt. , 

Der preußische Sieg von 1866 hat diesen Dualismus beseitigt das öster¬ 
reichische Ersatzreich beiseite gedrängt und den B u n d e s s t a a t „D ^ 
sch es Reich“ herbeigeführt. Die Verfassung dieses „Zweiten Reiches 
spricht, um den treffenden Ausdruck Carl Bilfingers zu übernehmen, noch 
„die Sprache des Bundes“. Es nennt sich einen „ewigen Bund der Fürsten 
es macht einen „Bundesrat“ zum Hauptorgan, während die demokratische 
Vertretung des ganzen deutschen Volkes Reichstag heißt usw. Der 
kennzeichnende Dualismus ist hier doppelter Art: ein Dualismus der Ver¬ 
fassungskonstruktion, die zwei gegensätzliche Prinzipien. onar le un 
Dfimntratip verbinden sucht, und ein Dualismus von Preußen und Keicä, 
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hinter dem der Dualismus von Einzelstaat und Gesamtstaat, Konservaf 
vismus und Demokratie steht, mit einer ganz dualistischen Zuständigkeit 1 ' 
Verteilung (Reichsgesetzgebung und Staatsexekutive) und mit einem 
Zwischenbegnfi wie „Reichsaufsicht“ als dem Korrelat einer solchen 7 
ständigkeitsverteilung. Die staatsrechtliche Wissenschaft bemühte sich de' 
Dualismus zu überbrücken. Sie hat aber das eigentliche Unheil, nämlich 
die Antithese von Staatenbund und Bundesstaat, Völkerrecht und Staats 
recht, Vertrag und Verfassung, nicht zu überwinden vermocht. Übrigens 
Mar in den ersten Jahren, nach 1867, die Scheu vor dem Begriff ..Reich“ 
noch sehr verbreitet, weil man sich noch daran erinnerte, daß es zum Wesen 
des Reichs gehörte, kein Staat zu sein. So sagte Georg Meyer 1868: „Der 
Ausdruck Reich wird in so vielfachen Anwendungen gebraucht, daß man 
eigentlich nur sagen kann, er bezeichnet einen großen Länderkomplex mit 
verschiedenen und bis zu einem gewissen Grade selbständigen Teilen “ 
Eine besonders interessante Definition gibt Bluntschli in seiner Staatslogik 
1872. Idi möchte sie hier erwähnen, weil sie Reich nicht einfach mit Bundes¬ 
staat identifiziert und zu Unrecht ganz in Vergessenheit geraten ist. 
Bluntschli spricht von einem „deutschen Bundesreich“, einem „Haupt- 
staat als dem Schöpfer des Bundes, ohne den das Reich nicht bestehen kann“ 
und definiert: „Das deutsche Bundesreich ist seinem Wesen nach ein Ver¬ 
band der mittleren und kleineren deutschen Staaten im Anschluß an die 
Haupt- und Vormacht Preußen, aber erhoben zu einer gemeinsamen Ge¬ 
samtdarstellung des deutschen Volkes.“ 

Die Weimarer Verfassungvon 1919 hat die Hegemonie Preußens 
beseitigt und zugleich das Land Preußen in seinem Gesamtumfang bestehen 
lassen. Sie hat kein neues Konstruktionsprinzip als Ersatz für die bisherige 
Jiegemonische Konstruktion gefunden unc! damit den in den letzten Jahren 
o t genug erörterten katastrophalen Konstruktionsfehler gemacht. Sie be¬ 
seitigt die hündische, auch die bundesstaatliche Grundlage; sie spricht auch 
nichi mehr „die Sprache des Bundes“, sondern vermeidet das Wort „Bund“ 
und sagt nicht mehr „Bundesrat“, sondern „Reichsrat“. Die merkwürdige 
Anregung Friedrich Naumanns im Weimarer Verfassungsausschuß, das 
Deutsche Reich von jetzt ab „Deutscher Bund“ zu nennen, wurde nicht 
ernst genommen. Daher ging die Staatsrechtslehre der Weimarer Verfas¬ 
sung in den ersten Jahren nach 1919 davon aus, daß nunmehr die Staatlich- 
keit der Lander beseitigt und Deutschland kein Bundesstaat mehr sei. Aber 
der Konflikt zwischen dem Reich und Bayern vom Jahre 1923 entschied 
die frage zugunsten der anderen, von Bayern geführten bundesstaats- 
rechtliehen Richtung, und so wurde es herrschende Lehre, daß auch die 
Weimarer Verfassung eine bundesstaatliche Verfassung ^ei. Durch den 
Preußenschlag vom 20. Juni 1932 hat das Reich versucht, Preußen zu „ver¬ 
einnahmen und auf diese Weise den Dualismus von Preußen und Reich 
zu uberwinden. Diese Ereignisse sind noch in aller Erinnerung, so daß ich 
mich darüber nicht zu verbreiten brauche. Nur auf eines möchte ich hin- 
weisen, weil es die praktische Bedeutung.staatsrechtlicher Konstruktionen 
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ze igt: der Staatsgerichtshof hat in seinem berühmten Urteil vom 25. Ok¬ 
tober 1932 seine Entscheidung ganz und gar auf die bundesstaatsrechtliche 
Konstruktion gestützt. Er bestätigt die Begriffe der „eigenständigen 
Landesregierung“, den Anspruch einer parlamentarischen Landesregierung 
nach Art. 17 Abs. 2 als ein Grundrecht, das Recht auf eigene Politik; er 
bestätigt die föderalistische Konstruktion einer unüberbrückbaren Kluft 
zwischen Landesregierung und Reichsregierung, indem er davon ausgeht, 
daß niemals von Reichs wegen eine Bundesregierung abgesetzt oder gar 
eingesetzt werden könne. Er tut das alles nicht etwa auf Grund des klaren 
Wortlautes der Weimarer Verfassung, sondern nur unter dem Eindruck 
einer bestimmten Verfassungstheorie und bundesstaatsrechtlichen Begriffs¬ 
bildung, die nichts ist als das Endergebnis einer gegen den Reichsbegriff 
gerichteten Entwicklung des Staatsbegriffes und seines Verbündeten, eines 
födeialistischen Begriffs von Bund, der, verfassungsrechtlich gesehen, der 
eigentliche Garant der Staatlichkeit der Länder und der Nichtstaatlichkeit 
des Reiches gewesen ist. 

Das ist, in kurzer Übersicht, die politische Bedeutung der Begriffe Reich, 
Staat, Bund und der jahrhundertlangen Begriffszerrerei um die Definitionen 
von Staatenbund und Bundesstaat. Für uns ist heute die entscheidende 
Frage: Wie verhalten sich die drei Begriffe zueinander? Und vor allem: 
W r ie haben wir uns in der gegenwärtigen Situation zu ihnen zu verholten? 
Jeder der drei Begriffe hat für uns Deutsche seine eigentümliche Kraft und 
Wirkung. Unsere Vorstellungen vom Reich wurzeln in einer tausend¬ 
jährigen großen deutschen Geschichte, deren mythische Kraft wir alle 
fühlen. Darüber brauche ich hier nicht weiter zu sprechen. Es gibt aber bei 
uns auch einen Staatsmythus, und das Wort Staat hat ebenfalls eine 
außerordentliche, über eine bloß sachliche Gegenstandsbedeutung weit 
hinausgehende geschichtliche Kraft und Tradition. Denn Preußen, der 
Typus eines vollendeten Staates, hat gerade auf Grund seiner spezifisch 
staatlichen Eigenschaften die Kraft gehabt, die bundesstaatliche Einigung 
des Zweiten Reiches herbeizuführen. Das Wort „Staat“ erregt unser deut- 
sdies Gefühl, seitdem der große preußische König in der äußersten Ver¬ 
zweiflung des Siebenjährigen Krieges, nach der Schlacht bei Kolin, erwog, 
„daß ein Fürst seinen Staat nicht überleben darf“, und auf diese Weise in 
dem Gedanken an seinen Staat den seelischen Halt und die Rettung vor 
dem Selbstmord fand. „Da erwachte meine Anhänglichkeit (attachement) 
an den Staat“, schreibt er im September 1757 in einem ergreifenden, für die 
Geschichte des Staatsbegriffs entscheidend wichtigen Brief an seine 
Sdiwester, die Markgräfin von Bayreuth. Über das Gefühlsmäßige hinaus 
haben dann Wort und Begriff des Staates eine Steigerung ins Metaphysische 
erhalten, besonders seitdem unsere letzte große Philosophie in der Staats¬ 
philosophie Hegels gipfelt. Wiederum anders, aber mit nidit geringerer 
Kraft ist dann schließlidi auch das Wort Bund ein Träger großer Erinne¬ 
rungen und politischer Energien geworden. Von der mittelalterlidien Ge¬ 
schichte deutscher Städtebünde und Ritterbünde und von Bünden aller Art 
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bis zu den Ausprägungen des Bundesgedankens in den hündischen Bew 
gungen unserer deutschen J ugend ist es lebendig. Selbst in der mißbrauch 
liehen Verwertung der Bezeichnung „Völkerbund“ hat die offizielle, aber 
unrichtige deutsche Übersetzung der „Societe des Nations“ dem traurigen 
Genfer Gebild für deutsche Ohren doch noch einen idealistischen Klang 
verleihen können. ° 

Aus diesem Grunde aber — weil nämlich jeder unserer drei Begriffe 
für uns mehr ist als ein abstraktes Gedankenschema oder eine leere 
I'ormel — hat die deutsche Rechtswissenschaft, wenn sie ihrer politischen 
Verantwortung und der Wirklichkeit unserer gegenwärtigen Lage bewußt 
bleiben will, immer darauf zu achten, wie leicht es ist, den einen Begriff in 
gefährlicher Weise gegen den anderen auszuspielen. Wie oft hat sich in 
unserer deutschen Geschichte dieser Mißbrauch bis zur jüngsten Geschichte 
wiederholt! Sowohl die politisch-praktische Wirkung und Tragweite der 
Verwendung jedes einzelnen dieser drei Begriffe, wie auch ihr gegen¬ 
seitiges Verhältnis haben sich oft geändert. Unter dem tiefen Eindruck der 
Erfahrungen des unheilvollen Prozesses Preußen contra Reich vor dem 
Leipziger Staatsgerichtshof lag mir daran, gerade das gefährliche Bündnis, 
das der Begriff „Staat in unserer Rechtsgeschichte mit dem Begriff „Bund“ 
eingegangen ist, in aller Schärfe herauszustellen. Auf diesem Bündnis von 
staatlichem und hündischem Denken beruht die große politische Gefahr 
eines Föderalismus, deren viele, die für das Reich und für den Bund und 
gegen den Staat sprechen, sich nicht recht bewußt zu sein scheinen. Auch 
der Begriff „Bundesstaat ist nur ein heute längst überholter Kompromiß¬ 
begriff, der an dieser geschichtlichen Herkunft leidet. Über die Verschieden¬ 
heiten von Staatenbund und Bundesstaat hinweg ist es einer bestimmten 
Art föderalistischen Denkens gelungen, zu verhindern, daß das Reich ein 
wirklicher Staat wurde. Das ist das Entscheidende. Mit der verlockenden 
Begründung, daß „Reich etwas unendlich Erhabeneres und Höheres ist als 
„Staat , sollte das Reich weniger sein und weniger bleiben als ein 
Staat. Das ist die politische Gefahr, von der ich sprechen wollte. Diesem 
föderalistischen Denken ist es gelungen, das große Problem der nationalen 
Einigung Deutschlands immer wieder in die Zwangsjacke der Frage¬ 
stellung: Staatenbund oder Bundesstaat? zu bringen. Diesem selben Föde¬ 
ralismus ist es gelungen, dem Reich seinen in der heutigen Zeit selbst¬ 
verständlichen Anspruch auf Staat und volle Staatlichkeit abzusprechen, 
obwohl es in der gegebenen geschichtlichen Lage und in der gegebenen 
politischen Wirklichkeit unserer Zeit kein Reich ohne starken Staat geben 
kann. Es ist diesem auf das „Reich ‘ sich berufenden Föderalisnpis gelungen, 
gleichzeitig dem Reich gegenüber die eigenständige Staatlichkeit der Einzel¬ 
staaten und der Länder als ein Wesensmerkmal des Bundesstaates auf 
Kosten einer sicheren, den Konfliktsfall entscheidenden Reichsgewalt durch¬ 
zusetzen. Das meine ich, wenn ich sage, daß die Begriffe Staat und Bund 
sich in unserer Geschichte gegen den Begriff des Reiches verbündet haben. 
Alle die zahlreichen „bundesstaatsrechtlich“ konstruierten Ansprüche, 
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Anträge und Argumentationen der Länder und Landtagsfraktionen im 
Prozeß vor dem Staatsgerichtshof während des Herbstes 1932 haben mir die 
refährlichkeit dieses Föderalismus enthüllt. Die Versuche des bayerischen 
Föderalismus im letzten Winter gingen in der gleichen Richtung und 
Achten einen föderalistisch-bündisch verfälschten Begriff des Reichs zu 
benutzen, um den Ländern auf Kosten der Staatlichkeit des Reichs ihre 

eigene Staatlichkeit zu erhalten. i , , w , 

Derartige Bemühungen liegen trotz ihrer Verwendung des Wortes 
Reich“ praktisch ganz in der Richtung einer Entwicklung, die seit 1923 auch 
’i’m staatsrechtlichen Denken ausschlaggebend geworden ist. Sie haben in 
Deutschland zu einem Verfassungssystem geführt, das treffend als „Parteien¬ 
bundesstaat“ gekennzeichnet werden kann. Das Reich war demgegenüber 
in die Defensive gedrängt. Zur Aufrechterhaltung der notwendigsten poli¬ 
tischen Einheit war es auf Ausnahmebefugnisse, auf die Befugnisse des 
Reichspräsidenten nach Art. 48 der Weimarer Verfassung angewiesen. Wie 
immer in unserer bisherigen Geschichte war es auch hier die-Verbindung 
der Begriffe von Staat und Bund, die dem Deutschen Reiche schädlich 
wurde, in Staatenbund, wie in Bundesstaat, in einem monarchisch-dynasti¬ 
schen wie in einem parteienpluralistischen System. Zu Beginn unseres 
Jahres 1933 aber war das Ergebnis, daß Deutschland ein Gebilde ohne 
sichere politische Führung geworden war und immer noch an dem gefähr¬ 
lichsten und innerlichsten Dualismus, dem von Reich und Preußen, krankte. 
Der Preußenschlag vom 20. Juli 1932, der die Regierung Braun—Severing 
beseitigte, hatte zwar die Reihsregierung und die preußishe Regierung in 
einer Hand vereinigt, aber die Verbindung von Reih und Preußen niht 


dauernd zu halten vermocht. 

Erst der unter der politishen Führung Adolf Hitlers entstandene neue 
Staat der nationalen Revolution hat das jahrhundertealte Problem durch 
das Reihsstatthaltergesetz vom 7. April 1933 gelöst. Die Reihsstatthalter 
sind Unterführer des politischen Führers Adolf Hitler. Sie üben Landes¬ 
gewalt im Namen des Reiches aus. Der Länderparlamentarismus, die 
shlimme Wurzel des Parteienbundesstaates, ist abgeschafft. Mit einem lapi¬ 
daren Satz ist er ins Herz getroffen: „Mißtrauensbeshlüsse des Landtags 

I gegen Vorsitzenden undMitglieder von Landesregierungen sind unzulässig. 
Auh das sheint uns heute shon überholt. So gründlih hat diese Lösung des 
großen Problems den alten Gegensatz von Reih, Staat und Bund beseitigt. 
Sie ist kein bloßer glücklicher Handstreih, keine bloße Improvisation, 
sondern eine wohldurhdahte konstruktive Lösung, die nur im engsten 
Zusammenhang mit der Gesamtkonstruktion der neuen Einheit steht. Diese 
ruht auf drei Säulen: dem staatlihen Behördenapparat, der staatstragen¬ 
den Parteiorganisation und einer ständishen Sozialordnung. Eine kraft¬ 
volle politishe Führung, die aus der staatstragenden Partei hervorgeht, 
bringt die mannigfaltigsten Teile und Organisationen in ihr richtiges Ver¬ 
hältnis. Die anonyme und getarnte Art der politishen Mahtausübung des 
früheren Parteienbundesstaats ist überwunden. Politishe Verantwortung 
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und politische Ehrlichkeit sind jetzt wieder möglich, nachdem sie im Syst 
des liberalen Verfassungsstaates sinnlos und unmöglich geworden waren 1 
Unsere Vorlesung hat den Versuch gemacht, eine jahrhundertalte 
Problematik an der Hand von drei Begriffen in einer kurzen Stunde da^ 
zulegen. Wenn die gegenseitigen Beziehungen von drei Begriffen erörtert 
werden, muß notwendigerweise eine oberflächliche und leere Begriffs 
Spielerei entstehen, wenn es eben nur leere und abstrakte Begriffe werden 
die in solcher Weise miteinander verbunden oder einander entgegengesetzt 
werden. Aber die Begriffe von Reich, Staat und Bund sind auch als Begriffe 
ein Teil der gewaltigen politischen Wirklichkeit, von denen sie sprechen 
Sie sind keine nominalistischen Etiketten, keine normativistischen Fik¬ 
tionen, keine bloß suggestiven Schlagworte. Sie sind unmittelbare Träger 
politischer Energien, und es gehört zu ihrer realen Kraft, daß sie einer 
überzeugenden juristischen Begriffsbildung fähig sind. 

Daher ist auch der Kampf um sie kein Streit um leere Worte, sondern 
ein Krieg von ungeheurer Wirklichkeit und Gegenwart. Es ist Sache der 
Wissenschaft, diese Wirklichkeit sachlich zu erkennen und mit sicherem 
Auge zu sehen. Erfüllt sie ihre Pflicht zur wissenschaftlichen Wahrheit, so 
gilt auch für den wissenschaftlichen Kampf, was Heraklit vom Krieg gesagt 
hat: daß er der Vater und König von allem ist. Dann gilt aber auch die 
weniger häufig zitierte, aber nicht weniger bedeutungsvolle Fortsetzung 
jenes viel zitierten Satzes vom Krieg als dem Vater aller Dinge. Dann wird 
dieser wissenschaftliche Kampf seine innere Wahrheit und Gerechtigkeit 
in sich haben und etwas bewirken, was auf andre Weise mit mensdilichen 
Mitteln nicht zu bewirken ist. Dann nämlich erweist er, wie Heraklit fort¬ 
fährt: die einen als Götter, die andern als Menschen, die einen macht er zu 
Freien, die andern zu Sklaven. Das ist der höchste Ruhm auch unsrer 
Wissenschaft. Sie macht uns frei, wenn wir den Kampf bestehen. Diese 
Freiheit ist keine fiktive Freiheit von Sklaven, die in ihren Ketten räso¬ 
nieren, es ist die Freiheit politisch freier Männer und eines freien Volkes. 
Es gibt keine freie Wissenschaft in einem von Fremden beherrschten Volk 
und keinen wissenschaftlichen Kampf ohne diese politische Freiheit. 
Bleiben wir uns also auch hier bewußt, daß wir in der unmittelbaren 
Gegenwart des politischen, das heißt des intensiven Lebens stehen! Setzen 
wir alles daran, den großen Kampf auch wissenschaftlich zu bestehen, 
damit wir nicht zu Sklaven werden, sondern zu freien Deutschen. 


23. Der Führer schützt das Recht (1934) 

Zur Reichstagsrede Adolf Hitlers vom 13. Juli 1934 

I Auf dem Deutschen Juristentag in Leipzig, am 3. Oktober 1933, hat der 
Führer über Staat und Recht gesprochen. Er zeigte den Gegensatz eines 
F U tanzb-iften von Sittlichkeit und Gerechtigkeit nicht abgetrennten 
Rehts zu der leeren Gesetzlidikeit einer unwahren Neutralität und ent¬ 
wickelte die inneren Widersprüche des Weimarer Systems, das sich m dieser 
neutralen Legalität selbst zerstörte und seinen eigenen Feinden auslieferte. 
Daran schloß er den Satz: „Das muß uns eine Warnung sein. 

In seiner an das ganze deutsche Volk gerichteten Reichstagsrede vom 
13 Juli 1934 hat der Führer an eine andere geschichtliche Warnung er¬ 
innert. Das starke, von Bismarck gegründete Deutsche Reich ^t wahrend 
des Weltkriegs zusammengebrochen, weil es im entscheiden ei g 
S, nicht die Kraft hatte, „von seinen Kriegsartikeln Gebrauch zu 
machen“ Durch die Denkweise eines liberalen „Rechtsstaats gelahmt, 
fand eine politisch instinktlose Zivilbürokratie nicht den Mut, Meuterer 
und Staatsfeinde nach verdientem Recht zu behancleln. Wer heiite i 
Band 310 der Reichstagsdrucksachen den Bericht über die öffentliche \ ol - 
htzung vom 9. Oktober 1917 liest, wird erschüttert sein und die Warnung 
des Führers verstehen. Die Mitteilung der damaligen Reichsregierung, 
daß Rädelsführer der meuternden Matrosen mit Reichstagsabgeordnefen 
der Unabhängigen Sozialistischen Partei verhandelt hatten, beantwortete 
der Deutsche Reichstag in lauter Entrüstung damit, daß man einer Par ei 
ihr verfassungsmäßiges Recht, im Heere Propaganda zu t^^^ nidit ver¬ 
kürzen dürfe und daß schlüssige Beweise des Hochverrates fehlten. N , 
diese schlüssigen Beweise haben uns die Unabhängigen Sozialisten em 
Jahr später ins Gesicht gespien, ln beispielloser Tapferkeit und ™iter furdA 
baren Opfern hat das deutsche Volk vier Jahre lang einer ganzen Welt 
standgehalten. Aber seine politische Führung hat im Kampfe gegen die 
Volksvergiftung und die Untergrabung des deutschen Rechts uncl Ehr- 
gefühls auf eine traurige Weise versagt. Bis zum heutigen Tage büßen 
wir die Hemmungen und Lähmungen der deutschen Regierungen e 
Weltkrieges. 

Alle sittliche Empörung über die Schande eines solchen Zusammenbruchs 
hat sich in Adolf Hitler angesammelt und ist m ihm zur treibenden Krait 
einer politischen Tat geworden. Alle Erfahrungen und Warnungen der 
Geschichte des deutschen Unglücks sind in ihm lebendig. Die meiste 
fürchten sich vor der Härte solcher Warnungen und fluchten lieber in eine 
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ausweichende und ausgleichende Oberflächlichkeit. Der Führer aber m rh 
Ernst mit den Warnungen der deutschen Geschichte. Das gibt ihm das Recht 
und die Kraft, einen neuen Staat und eine neue Ordnung zu begründe 
II. Der lührer schützt das Recht vor dem schlimmsten Mißbrauch we D 
er im Augenblick der Gefahr kraft seines Führertums als oberster Gericht* 11 
her unmittelbar Recht schafft. „In dieser Stunde war ich verantwortlich 
für das Schicksal der deutschen Nation und damit des deutschen Volke« 
oberster Gerichtsherr. ‘ Der wahre Führer ist immer auch Richter. Au 
dem Führertum fließt das Richtertum. Wer beides voneinander trennen 
oder gar entgegensetzen will, macht den Richter entweder zum Gegen¬ 
führer oder zum Werkzeug eines Gegenführers und sucht den Staat mit 
™ fe ^ er J US R Z aus den Angeln zu heben. Das ist eine oft erprobte Methode 
nicht nur der Staats-, sondern auch der Rechtszerstörung. Für die Rechts¬ 
lindheit des liberalen Gesetzesdenkens war es kennzeichnend, daß man 
n US j^ em « ^ trafrec * lt den großen Freibrief, die „Magna Charta des Ver- 
rechers (Fr. von Liszt) zu machen suchte. Das Verfassungsrecht mußte dann 
in gleicher Weise zur Magna Charta der Hoch- und Landesverräter werden. 
Die Justiz verwandelt sich dadurch in einen Zurechnungsbetrieb, auf dessen 
von ihm voraussehbares und von ihm berechenbares Funktionieren der 
Verbrecher ein wohlerworbenes subjektives Recht hat. Staat und Volk 
aber sind in einer angeblich lückenlosen Legalität restlos gefesselt. Für 
den äußersten Notfall werden ihm vielleicht unter der Hand apokryphe 
Notausgänge zugebilligt, die von einigen liberalen Rechtslehrern nach Lage 
der Sache anerkannt, von anderen im Namen des Rechtsstaates verneint 
und als „juristisch nicht vorhanden“ angesehen werden. Mit dieser Art von 
Jurisprudenz ist das Wort des Führers, daß er als „des Volkes oberster 
Gerichtsherr gehandelt habe, allerdings nicht zu begreifen. Sie kann die 
richterliche Tat des Führers nur in eine nachträglich zu legalisierende und 
indemnitätsbedürftige Maßnahme des Belagerungszustandes umdeuten. Ein 
fundamentaler Satz unseres gegenwärtigen Verfassungsrechts, der Grund¬ 
satz des Vorranges der politischen Führung, wird dadurch in eine juristisch 
belanglose Floskel und der Dank, den der Reichstag im Namen des deut¬ 
schen Volkes dem Führer ausgesprochen hat, in eine Indemnität oder gar 
einen r reispruch verdreht. 

In Wahrheit war die Tat des Führers echte Gerichtsbarkeit. Sie unter- 
steht nicht der Justiz, sondern war selbst höchste Justiz. Es war nicht die 
Aktion eines republikanischen Diktators, der in einem rechtsleeren Raum, 
wahrend das Gesetz für einen Augenblick die Augen schließt, vollendete 
latsachen schafft damit dann, auf dem so geschaffenen Boden der neuen 
latsachen, die Fiktionen der lückenlosen Legalität wieder Ptötz greifen 
können. Das Richtertum des Führers entspringt derselben Rechtsquelle, 
der alles Recht jedes Volkes entspringt. In der höchsten Not bewährt sich 
„ as ö e f und erscheint der höchste Grad richterlich rächender 

Verwirklichung dieses Rechts. Alles Recht stammt aus dem Lebensrecht 
des Volkes. Jedes staatliche Gesetz, jedes richterliche Urteil enthält nur 
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s0 viel Recht, als ihm aus dieser Quelle zufließt. Das übrige ist kein Recht, 
sondern ein „positives Zwangsnormengeflecht , dessen ein geschickter Ver¬ 
brecher spottet. . 

III. In scharfer Entgegensetzung hat der Führer den Unterschied seiner 

Regierung und seines Staates gegen den Staat und die Regierungen des 
Weimarer Systems betont: „Ich wollte nicht das junge Reich dem Schicksal 
des alten ausliefern.“ „Am 30. Januar 1933 ist nicht zum soundso vielten 
Male eine neue Regierung gebildet worden, sondern ein neues Regimen 
hat ein altes und krankes Zeitalter beseitigt.“ Wenn der Führer mit 
solchen Worten die Liquidierung eines trüben Abschnittes der deutschen 
Geschichte fordert, so ist das auch für unser Rechtsdenken, für Rechtspraxis 
und Gesetzesauslegung, von juristischer Tragweite. Wir haben unsere bis¬ 
herigen Methoden und Gedankengänge, die bisher herrschenden Lehr¬ 
meinungen und die Vorentscheidungen der höchsten Gerichte auf allen 
Rechtsgebieten neu zu prüfen. Wir dürfen uns nicht blindlings an die juri¬ 
stischen Begriffe, Argumente und Präjudizien halten, die ein altes und 
krankes Zeitalter hervorgebracht hat. Mancher Satz m den Entscheidungs¬ 
gründen unserer Gerichte ist freilich aus einem berechtigten Widerstand 
gegen die Korruptheit des damaligenSystems zu verstehen; aber auch das 
würde, gedankenlos weitergeführt, heute das Gegenteil bedeuten und die 
Justiz zum Feind des heutigen Staates machen. Wenn das Reichsgericht im 
Juni 1932 (RGSt. 66, S. 386) den Sinn der richterlichen Unabhängigkeit darin 
sah, „den Staatsbürger in seinen gesetzlich anerkannten Rechten gegen 
mögliche Willkür einer ihm abgeneigten Regierung zu schützen“, so war 
das aus einer liberal-individualistischen Haltung gesprochen. „Das Richter¬ 
tum wird hineingedacht in eine Frontstellung nicht nur gegenüber dem 
Staatsoberhaupt und der Regierung, sondern audi gegenüber den Ver¬ 
waltungsorganen überhaupt 1 .“ Das ist aus jener Zeit heraus begreiflich. 
Heute aber obliegt uns die Pflicht, den neuen Sinngehalt aller öffentlich- 
rechtlichen Einrichtungen, auch der Justiz, mit größter Entschiedenheit 


durchzusetzen. 

Am Ende des 18. Jahrhunderts hat der alte Häberlin die Frage des 
Staatsnotrechts mit der Frage der Abgrenzung von Justizsachen und 
Regierungssachen in Verbindung gebracht und gelehrt, bei Gefahr oder 
großem Schaden für den Staat könne die Regierung jede Justizsache zur 
Regierungssache erklären. Im 19. Jahrhundert hat Dufour, einer der Vater 
des französischen Verwaltungsrechts, den jeder gerichtlichen Nachprüfung 
entzogenen Regierungsakt (acte de gouvernement) dahin definiert, daß sein 
Ziel die Verteidigung der Gesellschaft, und zwar die Verteidigung gegen 
innere und äußere, offene oder versteckte, gegenwärtige oder künftige 
Feinde sei. Was man auch immer von solchen Bestimmungen halten mag, 
sie weisen jedenfalls auf eine juristisch wesentliche Besonderheit der poli¬ 
tischen „Regierungsakte“ hin, die sich sogar in liberalen Rechtsstaaten 

1 Vgl. die soeben erschienene neue Schrift von H. Henkel, Die Unabhängigkeit 
des Riditers in ihrem neuen Sinngehalt, Hamburg 1934, S. 10 f. 
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rechtliche Anerkennung verschafft hat. In einem Führerstaat aber, in dem 
Gesetzgebung, Regierung und Justiz sich nicht, wie in einem liberalen 
Rechtsstaat, gegenseitig mißtrauisch kontrollieren 1 , muß das, was sonst 
für einen „Regierungsakt“ Rechtens ist, in unvergleichlich höherem Maße 
für eine Tat gelten, durch die der Führer sein höchstes Führertum und 
Richtertum bewährt hat. 

Inhalt und Umfang seines Vorgehens bestimmt derFührer selbst. Daß seit 
Sonntag, dem 1 . Juli, nachts, der Zustand „normaler Justiz“ wiederhergestellt 
ist, hat die Rede nochmals sichergestellt. Das Gesetz über Maßnahmen 
der Staatsnotwehr vom 3. Juli 1934 (RGBl. I, S. 529) bezeichnet in der 
Form eines Regierungsgesetzes den zeitlichen und sachlichen Umfang des 
unmittelbaren Führerhandelns. Außerhalb oder innerhalb des zeitlichen 
Bereiches der drei Tage fallende, mit der Führerhandlung in keinem Zu¬ 
sammenhang stehende, vom Führer nicht ermächtigte „Sonderaktionen“ 
sind um so schlimmeres Unrecht, je höher und reiner das Recht des Führers 
ist. Nach den Erklärungen des preußischen Ministerpräsidenten Göring 
vom 12. Juli und des Reichsjustizministers Gürtner vom 20. Juli 1934 2 ist 
eine besonders strenge Strafverfolgung solchen unzulässigen Sondervor- 
gehens angeordnet. Daß die Abgrenzung ermächtigten und nichtermächtig- 
ten Handelns im Zweifelsfalle nicht Sache der Gerichte sein kann, dürfte 
sich nach den vorigen Andeutungen über die Besonderheit von Regierungs¬ 
akt und Führerhandlung von selbst verstehen. 

IV. Innerhalb des Gesamtbereiches jener drei Tage treten diejenigen 
richterlichen Handlungen des Führers besonders vor, durch die er als 
Führer der Bewegung den besonderen, gegen ihn als den höchsten poli¬ 
tischen Führer der Bewegung begangenen Treubruch seiner Unterführer 
gesühnt hat. Der Führer der Bewegung hat als solcher eine richterliche 
Aufgabe, deren inneres Recht von keinem anderen verwirklicht werden 
kann. Daß es in unserem Staate nur einen Träger des politischen Willens 
gibt, die Nationalsozialistische Partei, hat der Führer in seiner Reichstags¬ 
rede ausdrücklich hervorgehoben. Zu einem Gemeinwesen aber, das in 
solcher Weise in Staat, Bewegung, Volk gegliedert und geordnet ist, gehört 
auch das eigene innere Recht derjenigen staatstragenden Lebens- und 
Gemeinschaftsordnungen, die in einer besonderen Weise auf die eidlich 
beschworene Treue zum Führer begründet sind. Daran, daß die Partei 
ihre Aufgabe erfüllt, hängt heute nicht weniger als das Schicksal der poli¬ 
tischen Einheit des deutschen Volkes selbst. „Diese gewaltige Aufgabe, in 
der sich auch die ganze Gefahr des Politischen anhäuft, kann keine andere 
Stelle, am wenigsten ein justizförmig prozedierendes bürgerliches Gericht 
der Partei oder der SA. abnehmen. Hier steht sie ganz auf sich selbst 3 .“ 

1 Vgl. den Aufsatz von E. R. Huber, Die Einheit der Staatsgewalt, unten S. 950 
dieses Heftes. 

2 „Völkischer Beobachter“ vom 13. juli und vom 22./23. Juli 1934 und „Deutsche 
Justiz“ S. 925; vgl. audi die Rundschau unten S. 983. 

3 Staat, Bewegung, Volk. Hamburg 1933, S. 22. 
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I Hier ist deshalb der politisdie Führer infolge der besonderen Qualifikation 
des Verbrechens noch in einer spezifischen Weise zum höchsten Richter 

geworden-ner erhmert der Führer an dun Zusammenbruch des 

Tnhres 1918. Von dort aus bestimmt sidi unsere heutige Lage. Wer die 
ernsten Vorgänge des 30. Juni riditig beurteilen will, darf die Ereignisse 
dieses und der beiden folgenden Tage nicht aus dem Zusammenhang 
unserer politisdien Gesamtlage herausnehmen und nadi der Art bestimmter 
strafprozessualer Methoden so lange isolieren und abkapseln, bis ihnen 
die politische Substanz ausgetrieben und nur nodi eine „rein juristische 
Tatbestands“- oder „Nicht-Tatbestandsmäßigkeit“ übriggeblieben ist. Mit 
solchen Methoden kann man keinem hochpolitisdien Vorgang gere t 
werden Es gehört aber zur Volksvergiftung der letzten Jahrzehnte und 
ist ein’ seit langem geübter Kunstgriff deutschfeindlicher Propaganda, 
gerade dieses Isolierverfahren als allein „rechtsstaatlich hinzustellen. Im 
Herbst 1917 haben alle in ihrem Reditsdenken verwirrten deutschen Parla- 
mentarier, und zwar Kapitalisten wie Kommunisten, Klerikale wie Athe- 
isten, in merkwürdiger Einmütigkeit verlangt, daß man das politische 
Schicksal Deutschlands soldien prozessualen Fiktionen und Verzerrungen 
ausliefere, und eine geistig hilflose Bürokratie hat damals den politischen 
Sinn jener „juristischen“ Forderungen nicht einmal gefühlsmäßig emp¬ 
funden. Gegenüber der Tat Adolf Hitlers werden mandie Feinde Deutsch¬ 
lands mit ähnlichen Forderungen kommen. Sie werden es unerhört finden, 
daß der heutige deutsche Staat die Kraft und den Willen hat, Freund und 
Feind zu unterscheiden. Sie werden uns das Lob und den Beifall der ganzen 
Welt versprechen, wenn wir wiederum, wie damals im Jahre 1919, meder- 

I fallen und unsere politische Existenz den Götzen des Liberalismus opfern. 
Wer den gewaltigen Hintergrund unserer politisdien Gesamtlage sieht, 
wird die Mahnungen und Warnungen des Führers verstehen und sich 
zu dem großen geistigen Kampfe rüsten, in dem wir unser gutes Recht zu 
wahren haben. 





































































